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I.
2030

Benennung von Beamtinnen,
Beamten und Angestellten

als ehrenamtliche Richterinnen und Richter
bei den Gerichten der Arbeitsgerichtsbarkeit 

und der Sozialgerichtsbarkeit 
RdErl. d. Ministeriums für Gesundheit, 

Soziales, Frauen und Familie v. 25. 11. 2003
– I 1 – 2043 – 

1
Aufgrund des § 22 Abs. 2 Nr. 3 des Arbeitsgerichtsgeset-
zes und des § 16 Abs. 4 Nr. 3 des Sozialgerichtsgesetzes in
der jeweils geltenden Fassung wird für die meiner Auf-
sicht unterstehenden Behörden, Einrichtungen, Anstal-
ten und Körperschaften des öffentlichen Rechts im Lan-
de Nordrhein-Westfalen angeordnet: 

Als ehrenamtliche Richterinnen und Richter bei den
Gerichten der Arbeitsgerichtsbarkeit sind für die Arbeit-
geberseite von den Behörden, Einrichtungen, Anstalten
und Körperschaften des öffentlichen Rechts Beamtinnen,
Beamte und Angestellte zu benennen, die in dienstlicher
Eigenschaft mit der selbstständigen und verantwortli-
chen Bearbeitung von allgemeinen Personalangelegen-
heiten für Angestellte, Arbeiterinnen und Arbeiter des
öffentlichen Dienstes betraut sind. Hierzu gehört auch
die Bearbeitung von Grundsatzangelegenheiten des Ar-
beits- und Tarifrechts für den öffentlichen Dienst.

Als ehrenamtliche Richterinnen und Richter bei den
Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit sind für die Arbeit-
geberseite von den Behörden Beamtinnen, Beamte und
Angestellte zu benennen, die in dienstlicher Eigenschaft
mit der selbstständigen und verantwortlichen Bearbei-
tung von allgemeinen Personalangelegenheiten für Ange-
stellte, Arbeiterinnen und Arbeiter des öffentlichen
Dienstes betraut sind. § 17 Abs. 4 des Sozialgerichtsge-
setzes bleibt unberührt. Hierzu gehört auch die Bearbei-
tung von Grundsatzangelegenheiten des Arbeits- und
Tarifrechts für den öffentlichen Dienst.

2
Der RdErl. d. Ministeriums für Frauen, Jugend, Familie
und Gesundheit v. 19. 1. 1999 (SMBl. NRW. 2030) wird
aufgehoben.

– MBl. NRW. 2003 S. 1592

20310

Anwendung des Mutterschutzgesetzes 
auf die im Landesdienst 

beschäftigten Arbeitnehmerinnen
RdErl. d. Finanzministeriums v. 20. 11. 2003 

B 4000 – 1.7 – IV 1

Die Hinweise zur Durchführung des Mutterschutzgeset-
zes sind von den Arbeitgebern des öffentlichen Dienstes
im Hinblick auf Rechtsänderungen und unter Berück-
sichtigung der aktuellen Rechtsprechung umfassend
überarbeitet worden. Die vorliegende Neufassung be-
rücksichtigt insbesondere: 

– das Zweite Gesetz zur Änderung des Mutterschutz-
rechts vom 16. Juli 2002

– die Neuregelung des Rechts der zusätzlichen Alters-
und Hinterbliebenenversorgung (Abschluss des ATV)

– die Einführung des Euro

– die Ersetzung des Begriffs „Erziehungsurlaub“ durch
den Begriff „Elternzeit“ und

– die Urteile des EuGH vom 3. Februar 2000 – C 207/98
– sowie vom 4. Oktober 2001 – C 109/00 – und – 
C 438/99 –.

Im Einvernehmen mit dem Innenministerium, dem Mi-
nisterium für Wirtschaft und Arbeit sowie dem Ministe-
rium für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie wer-

den die bisherigen Hinweise zur Anwendung des Mutter-
schutzgesetzes auf die im Landesdienst beschäftigten
Arbeitnehmerinnen in meinem Runderlass v. 9. 6. 1995 –
SMBl. NW. 20 310 – durch folgende Neufassung ersetzt:

Hinweise zur Durchführung 
des Mutterschutzgesetzes

1
Zu § 1 (Geltungsbereich)

1.1

Das Mutterschutzgesetz (MuSchG) gilt für alle Frauen,
die in einem Arbeitsverhältnis stehen oder als in Heimar-
beit Beschäftigte am Stück mitarbeiten. Zu den vom Ge-
setz erfassten Arbeitsverhältnissen gehören auch Probe-
arbeitsverhältnisse, befristete Arbeitsverhältnisse, Teil-
zeitarbeitsverhältnisse und Berufsausbildungsverhält-
nisse (z.B. Auszubildende, Schülerinnen/Schüler in der
Krankenpflege, in der Entbindungspflege und in der
Krankenpflegehilfe) sowie arbeitsrechtlich geregelte
Praktikantenverhältnisse.

Das Gesetz gilt auch für die Tätigkeit im Rahmen eines
freiwilligen sozialen Jahres (§ 8 des Gesetzes zur Förde-
rung eines freiwilligen sozialen Jahres i.d.F. der Bekm.
vom 15. Juli 2002 – BGBl. I S. 2596 –) und für die Tätig-
keit im Rahmen eines freiwilligen ökologischen Jahres
(§ 8 des Gesetzes zur Förderung eines freiwilligen ökolo-
gischen Jahres i.d.F. der Bekm. vom 15. Juli 2002 – BGBl.
I S. 2600 –).

1.2

Das MuSchG gilt nicht für Frauen, die in einem selbst-
ständigen Dienstverhältnis, Werkvertragsverhältnis oder
arbeitnehmerähnlichen Rechtsverhältnis tätig sind. Es
gilt ferner nicht für Studentinnen, die in Studienordnun-
gen vorgeschriebene Praktika ableisten.

Für Frauen, die in einem Beamtenverhältnis stehen, gilt
die Verordnung über den Mutterschutz für Beamtinnen
im Lande NRW (MuSch VB) vom 4. Juli 1968 (SGV. NRW.
20303).

2
Zu § 2 (Gestaltung des Arbeitsplatzes)

2.1

Die Durchführung der in den Absätzen 1 bis 3 vorge-
schriebenen Maßnahmen kann dazu führen, dass der
Arbeitgeber die Arbeitnehmerin über die eigentlichen
Arbeitspausen hinaus (§ 4 ArbZG, § 11 JArbSchG) von
der Arbeit freistellen muss.

2.2

Die Bezahlung des aus Anlass der Maßnahmen nach den
Absätzen 1 bis 3 ggf. entstehenden Arbeitsausfalls ist im
Gesetz (mit Ausnahme des § 7 Abs. 2) nicht ausdrücklich
geregelt. Nach § 616 BGB und entsprechend dem Sinn
und Zweck des MuSchG darf jedoch durch diese Arbeits-
unterbrechungen eine Minderung des Arbeitsentgelts
nicht eintreten.

2.3

Wegen der sich aus § 2 Abs. 4 Nr. 2 ergebenden Verpflich-
tung des Arbeitgebers zur Beurteilung einer Gefährdung
für die werdenden oder stillenden Mütter, zur Durchfüh-
rung der notwendigen Schutzmaßnahmen und zur Unter-
richtung der betroffenen Arbeitnehmerinnen wird auf die
§§ 1 bis 3 der Verordnung zum Schutze der Mütter am
Arbeitsplatz vom 15. April 1997 (BGBl. I S. 782) verwie-
sen, die die näheren Einzelheiten hierzu regelt.

3
Zu § 3 (Beschäftigungsverbote für werdende Mütter)

3.1

Das individuelle Beschäftigungsverbot nach Absatz 1 be-
steht materiell vom Beginn der Schwangerschaft an, wird
jedoch erst von dem Zeitpunkt an wirksam, in dem die
Arbeitnehmerin das entsprechende ärztliche Zeugnis
vorgelegt hat. Die Kosten des Zeugnisses hat die Arbeit-
nehmerin zu tragen, soweit sie nicht für Arbeitnehmerin-
nen, die in der gesetzlichen Krankenversicherung versi-
chert sind, nach § 196 RVO von der Krankenkasse über-
nommen werden.
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Die das Beschäftigungsverbot nach Absatz 1 auslösende
Gesundheitsgefährdung muss ursächlich mit der Schwan-
gerschaft und deren Auswirkungen zusammenhängen.

3.2

Das Beschäftigungsverbot (Schutzfrist) des Absatzes 2 ist
zeitlich auf die letzten sechs Wochen vor dem mutmaßli-
chen Tag der Entbindung begrenzt. Der Arbeitgeber hat
das Verbot von sich aus zu beachten, sofern ihm die
Schwangerschaft bekannt ist (vgl. § 5 Abs. 1). Die Arbeit-
nehmerin hat auf Verlangen des Arbeitgebers das Zeug-
nis eines Arztes oder einer Hebamme über das Bestehen
einer Schwangerschaft und den mutmaßlichen Tag der
Entbindung vorzulegen. Für das Festlegen des Beginns
der Schutzfrist ist in der Regel von dem Zeugnis auszu-
gehen, das die Arbeitnehmerin gemäß § 200 Abs. 3 Satz 3
RVO ihrer Krankenkasse vorzulegen hat. Ist die Arbeit-
nehmerin nicht in der gesetzlichen Krankenversicherung
pflichtversichert, kann der Arbeitgeber ein entsprechend
zeitnahes Zeugnis verlangen. Fällt die Entbindung auf
einen anderen als den vom Arzt oder von der Hebamme
bescheinigten Tag, verkürzt oder verlängert sich die
sechswöchige Schutzfrist entsprechend (vgl. Nr. 5.2); eine
Verkürzung dieser Schutzfrist führt jedoch zu einer ent-
sprechenden Verlängerung der Schutzfristen nach der
Geburt (vgl. Nr. 6.3). Die Kosten des Zeugnisses hat nach
§ 5 Abs. 3 der Arbeitgeber zu tragen, sofern nicht die
Krankenkasse die Kosten trägt.

3.3

Das Beschäftigungsverbot des Absatzes 2 ist durch eine
ausdrückliche Erklärung der Arbeitnehmerin, weiterar-
beiten zu wollen, abdingbar. Die Erklärung sollte schrift-
lich abgegeben werden; bei einer minderjährigen Arbeit-
nehmerin bedarf sie der Zustimmung des gesetzlichen
Vertreters. Die Erklärung ist zu den Personalakten zu
nehmen. Die Arbeitnehmerin sollte darauf hingewiesen
werden, dass ihr Anspruch auf Zahlung des Mutter-
schaftsgeldes gem. § 200 Abs. 4 RVO in dem Umfang
ruht, wie sie aufgrund ihrer freiwilligen Weiterarbeit
Arbeitsentgelt erhält. Die Bereitschaft zur Weiterarbeit
kann ohne Angabe von Gründen jederzeit von der Arbeit-
nehmerin widerrufen werden.

3.4

Während der Schutzfrist nach Absatz 2 hat die Arbeit-
nehmerin Anspruch auf Mutterschaftsgeld gegen die
Krankenkasse bzw. gegen das Bundesversicherungsamt
(§ 13) und ggf. Anspruch auf Zuschuss zum Mutter-
schaftsgeld gegen den Arbeitgeber (§ 14).

Hatte die Arbeitnehmerin vor Beginn der Schutzfrist An-
spruch auf Zahlung des Durchschnittsverdienstes nach
§ 11, so endet dieser Anspruch mit dem Tage, der dem Tag
des Beginns der Schutzfrist vorangeht.

Während der Schutzfrist finden die Konkurrenzvor-
schriften des Ortszuschlags bzw. des Sozialzuschlags
weiterhin Anwendung (vgl. z.B. für Angestellte § 29
Abschn. B Abs. 5 Satz 1 zweiter Halbsatz und Abs. 6
Satz 1 zweiter Halbsatz BAT, für Arbeiterinnen i.V.m.
§ 41 MTArb).

3.5

Die Arbeitnehmerin, die aufgrund einer entsprechenden
Erklärung (vgl. Nr. 3.3) während der Schutzfrist arbeitet,
hat Anspruch auf das dafür arbeitsvertraglich zuste-
hende Arbeitsentgelt. Das gilt auch, wenn dieses geringer
ist als das Mutterschaftsgeld (§ 13) und der ggf. zu zah-
lende Zuschuss zum Mutterschaftsgeld (§ 14).

3.6

Der Teilnahme der in der Ausbildung für einen Ange-
stellten- oder Arbeiterberuf befindlichen Auszubilden-
den am Unterricht z. B. einer Verwaltungs- oder Berufs-
schule stehen die Beschäftigungsverbote nicht entgegen.

3.7

Die Beschäftigungsverbote nach den Absätzen 1 und 2
lassen als abschließende gesetzliche Regelung (vgl. § 72
Abs. 3 und 4 LPVG NRW, § 87 Abs. 1 Eingangssatz
BetrVG) ein Mitbestimmungsrecht des Personalrats bzw.
Betriebsrats nicht zu; insoweit besteht auch kein Raum
für Konkretisierungen oder Ergänzungen durch Dienst-
oder Betriebsvereinbarungen (vgl. Beschluss des BVerwG
vom 19. Mai 1992 – BVerwG 6 P 5.90).

4
Zu § 4 (Weitere Beschäftigungsverbote)

4.1

Die generellen Beschäftigungsverbote stellen im Gegen-
satz zu dem Beschäftigungsverbot nach § 3 Abs. 1 nicht
auf den Gesundheitszustand der Arbeitnehmerin ab. Der
Arbeitgeber hat daher von sich aus zu prüfen, ob eine
werdende oder – in den Fällen des § 6 Abs. 3 – stillende
Mutter Arbeiten der in § 4 genannten Art ausübt, ohne
dass sich die Arbeitnehmerin darauf beruft. Vorausset-
zung hierfür ist allerdings, dass dem Arbeitgeber die
Schwangerschaft bekannt ist; vgl. auch Nr. 3.2.

Auf die sich aus den §§ 3 bis 5 der Verordnung zum
Schutze der Mütter am Arbeitsplatz vom 15. April 1997
(BGBl. I S. 782) ergebenden zusätzlichen Beschäftigungs-
verbote wird hingewiesen.

Die Arbeitnehmerin darf auch dann nicht mit verbotenen
Arbeiten beschäftigt werden, wenn sie auf die Einhal-
tung der Beschäftigungsverbote durch den Arbeitgeber
ausdrücklich verzichtet. Darf die Arbeitnehmerin ihre
bisherige Arbeit nicht weiter verrichten, kann sie mit
anderen zumutbaren Arbeiten beschäftigt werden. Auf
den im Arbeitsvertrag bestimmten Tätigkeitsbereich
kommt es dabei nicht an. Lehnt die Arbeitnehmerin eine
zumutbare Umsetzung ab, hat sie weder Anspruch auf
Arbeitsentgelt noch einen Anspruch auf den Durch-
schnittsverdienst nach § 11.

4.2

Unter das generelle Verbot der Akkordarbeit und sonsti-
ger Arbeiten, bei denen durch ein gesteigertes Arbeits-
tempo ein höheres Entgelt erzielt werden kann (Ab-
satz 3), fallen auch Angestellte in organisatorisch zusam-
mengefassten Schreibdiensten, auf die die Prämien-Richt-
linien in ihrer jeweiligen Fassung Anwendung finden.

4.3

Bei Beschäftigungsverboten ist mindestens der Durch-
schnittsverdienst nach § 11 zu zahlen (vgl. Nr. 11).

Darf die Arbeitnehmerin wegen der Beschäftigungsver-
bote nicht mehr zu solchen Diensten herangezogen wer-
den, für die bisher Freizeitausgleich gewährt wurde (z.B.
Überstunden, Bereitschaftsdienst), besteht kein An-
spruch auf Beibehaltung des Freizeitausgleichs, wenn die
den Freizeitausgleich bisher begründenden Dienste nicht
mehr geleistet werden (vgl. Urteil des LAG Baden-Würt-
temberg vom 12. Mai 1993 – 3 Sa 49/93 – ZTR 1993, 508).

4.4

Ein Mitbestimmungsrecht des Personalrats bzw. Be-
triebsrats durch Abschluss von Dienst- oder Betriebsver-
einbarungen zur Konkretisierung oder Ergänzung der
Beschäftigungsverbote besteht nicht (vgl. auch Nr. 3.7 so-
wie für den Bereich des BetrVG den Beschluss des BAG
vom 6. Dezember 1983 – 1 ABR 43/81 – AP Nr. 7 zu § 87
BetrVG Überwachung).

5
Zu § 5 (Mitteilungspflicht, ärztliches Zeugnis)

5.1

Die Arbeitnehmerin kann eine bestehende Schwanger-
schaft mündlich oder schriftlich formlos mitteilen. Ab-
satz 1 Satz 1 ist eine Sollvorschrift, das heißt, die Arbeit-
nehmerin ist zwar nicht verpflichtet, dem Arbeitgeber
unaufgefordert ihren Zustand zu offenbaren, der Arbeit-
geber kann jedoch die ihm nach dem MuSchG obliegen-
den Pflichten nur erfüllen, wenn er Kenntnis von der
Schwangerschaft bzw. Kenntnis vom Beginn der
Schwangerschaft und von dem mutmaßlichen Tag der
Entbindung hat. Die Schwangerschaft ist nur dann dem
Arbeitgeber mitgeteilt, wenn eine zur Entgegennahme
dieser Mitteilung dienstlich befugte Person Kenntnis da-
von erlangt hat.

Eine Arbeitnehmerin, die dem Arbeitgeber das Bestehen
einer Schwangerschaft mitgeteilt hat, ist verpflichtet,
den Arbeitgeber unverzüglich zu unterrichten, wenn die
Schwangerschaft vorzeitig endet (vgl. Urteil des BAG
vom 13. November 2001 – 9 AZR 590/99 –).

Nach dem Urteil des BAG vom 15. Oktober 1992 – 2 AZR
227/92 – (AP Nr. 8 zu § 611 a BGB) darf der Arbeitgeber
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anlässlich der Einstellung einer Arbeitnehmerin grund-
sätzlich nicht mehr nach dem Bestehen einer Schwanger-
schaft fragen. Das BAG hat damit seine frühere Recht-
sprechung (vgl. Urteile vom 6. Oktober 1962 – 2 AZR
360/61 – AP Nr. 24 zu § 9 MuSchG – und vom 20. Februar
1986 – 2 AZR 244/85 – AP Nr. 31 zu § 123 BGB) ausdrück-
lich aufgegeben, wonach es ein Fragerecht dann noch be-
jaht hat, wenn sich ausschließlich Frauen um den
Arbeitsplatz beworben haben. Es geht nunmehr davon
aus, dass sich die Frage nach dem Bestehen einer
Schwangerschaft vor der Einstellung unabhängig davon,
ob sich Frauen und Männer oder nur Frauen um den
Arbeitsplatz bewerben, in der Regel als eine unzulässige
Benachteiligung wegen des Geschlechts darstellt und da-
mit gegen das Diskriminierungsverbot des § 611 a BGB
verstößt. Das Gericht hat einschränkend ausgeführt, es
neige dazu, die Frage nach dem Bestehen einer Schwan-
gerschaft in den Fällen als zulässig anzusehen, in denen
z.B. die angestrebte Tätigkeit überhaupt nicht aufgenom-
men werden kann oder darf oder in denen die Tätigkeit in
einem befristeten Arbeitsverhältnis von vornherein
wegen sogleich eintretender Mutterschutzfristen oder so-
gleich eintretenden Erziehungsurlaubs nicht möglich ist.
Einen Ausnahmefall im Sinne der ersten Alternative
(Verbot der Aufnahme der Beschäftigung) hat das BAG
im Urteil vom 1. Juli 1993 – 2 AZR 25/93 – (AP Nr. 36 zu
§ 123 BGB) im Fall der Einstellung einer schwangeren
Bewerberin in einer Praxis für Laboratoriumsmedizin im
Hinblick auf die mögliche Gefährdung des ungeborenen
Kindes beim Umgang der Angestellten mit infektiösem
Material angenommen. In den beispielhaft genannten
Ausnahmefällen liegt in der wahrheitswidrigen Beant-
wortung der Frage nach dem Bestehen einer Schwanger-
schaft eine arglistige Täuschung nach § 123 BGB, die zur
Anfechtung des Arbeitsvertrages berechtigt (vgl. auch
BAG, Urteil vom 8. September 1988 – 2 AZR 102/88 – AP
Nr. 1 zu § 8 MuSchG 1968). Ist der Arbeitsvertrag hinge-
gen in beiderseitiger Unkenntnis der Schwangerschaft
abgeschlossen worden, kann er vom Arbeitgeber auch
dann nicht angefochten werden, wenn sich die geschul-
dete Arbeitsleistung auf eine nachts zu verrichtende
Tätigkeit bezieht, die von der schwangeren Arbeitnehme-
rin wegen des Nachtarbeitsverbots nicht ausgeübt wer-
den darf (Urteil des EuGH vom 5. Mai 1994 – C 421/92 –
ZTR 1994, 341).

Ergänzend ist noch auf die Urteile des EuGH vom 3. Feb-
ruar 2000 – C 207/98 – (AP Nr. 18 zu § 611 a BGB) und vom
4. Oktober 2001 – C 109/00 – (AP Nr. 27 zu EWG-Richtli-
nie Nr. 76/207) hinzuweisen, aus denen sich eine ein-
schränkende Auffassung des EuGH entnehmen lässt: Nach
dem dem Verfahren 207/98 zugrunde liegenden Sachver-
halt war eine bereits befristet beschäftigte Kranken-
schwester, die ihren Arbeitgeber über eine bestehende
Schwangerschaft informiert hatte, bei der Besetzung eines
Dauerarbeitsplatzes nicht mehr berücksichtigt worden,
weil der Arbeitgeber sie auf dem vorgesehenen neuen
Arbeitsplatz, auf dem Schwangere aufgrund gesetzlicher
Vorschriften nicht eingesetzt werden durften, von Anfang
an nicht hätte beschäftigen können. In dem Verfahren
109/00 war streitig, ob der Arbeitgeber eine Arbeitnehme-
rin, die er nur befristet eingestellt hatte, wieder entlassen
kann, wenn sie ihm eine im Zeitpunkt des Abschlusses des
Arbeitsvertrages schon bekannte Schwangerschaft ver-
schwiegen hat und nun aufgrund dieser Schwangerschaft
während eines wesentlichen Teils der Vertragszeit nicht
arbeiten kann. Der EuGH hat in beiden Fällen zu Gunsten
der Arbeitnehmerinnen entschieden.

5.2

Der Arbeitgeber kann jederzeit die Vorlage eines ärztli-
chen Zeugnisses oder des Zeugnisses einer Hebamme
über die bestehende Schwangerschaft und über den mut-
maßlichen Tag der Entbindung verlangen. Die Angaben
in dem Zeugnis sind für den Arbeitgeber verbindlich, oh-
ne Rücksicht darauf, ob sich der Arzt oder die Hebamme
geirrt hat. Fällt die Entbindung auf einen anderen als den
vom Arzt oder von der Hebamme bescheinigten Tag, ver-
kürzt oder verlängert sich die Schutzfrist des § 3 Abs. 2
entsprechend; eine Verkürzung dieser Schutzfrist führt
jedoch zu einer entsprechenden Verlängerung der
Schutzfristen nach der Geburt (vgl. Nr. 6.3).

Die Kosten des Zeugnisses hat der Arbeitgeber zu erset-
zen, wenn es auf sein Verlangen ausgestellt worden ist.

Die Kostenerstattungspflicht entfällt, wenn die Kran-
kenkasse die Kosten trägt (vgl. hierzu § 196 RVO).

5.3

Der Arbeitgeber hat die zuständige Aufsichtsbehörde
(Staatliche Ämter für Arbeitsschutz, vgl. Nr. 20) unver-
züglich von der Mitteilung der werdenden Mutter zu
benachrichtigen. Es ist zweckmäßig, in der Mitteilung
auch Angaben über die Art der Beschäftigung der Arbeit-
nehmerin zu machen, damit die zuständige Aufsichtsbe-
hörde das Vorliegen von Beschäftigungsverboten prüfen
kann.

5.4

Der Arbeitgeber darf die ihm zugegangene Mitteilung
über die Schwangerschaft Dritten nicht unbefugt be-
kannt geben (Absatz 1 Satz 4). Eine befugte Unterrich-
tung liegt jedoch vor, wenn der Arbeitgeber die Vorschrif-
ten des MuSchG ohne Bekanntgabe der Mitteilung nicht
erfüllen könnte (z.B. Unterrichtung der unmittelbaren
Vorgesetzten zwecks Einhaltung von Beschäftigungsver-
boten, der zuständigen Personen in der Personalstelle
und der Lohnfestsetzungsstelle, des Personalarztes).

Der Personalrat bzw. Betriebsrat kann vom Arbeitgeber
nicht verlangen, über die Schwangerschaft einer Arbeit-
nehmerin unterrichtet zu werden, wenn diese hierzu
nicht ihre Einwilligung erteilt hat (vgl. Beschluss des
BVerwG vom 29. August 1990 – BVerwG 6 P 30.87 – AP
Nr. 2 zu § 68 BPersVG).

5.5

Wegen der Erstattung des Entgeltausfalls, der der Arbeit-
nehmerin durch die Durchführung der Untersuchungen
entsteht, vgl. § 16 und die Hinweise hierzu unter Nr. 16.

6
Zu § 6 (Beschäftigungsverbote nach der Entbindung)

6.1

Während der Schutzfrist nach Absatz 1 darf die Arbeit-
nehmerin nicht – auch nicht mit ihrem Einverständnis –
beschäftigt werden; das gilt auch für Arbeitsbereitschaft,
Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft.

Eine Ausnahme von diesem absoluten Beschäftigungs-
verbot gilt lediglich für den Fall des Todes des Kindes.
Nach Absatz 1 Satz 3 kann die Mutter beim Tode ihres
Kindes auf ihr ausdrückliches Verlangen schon vor Ab-
lauf der 8- oder 12-wöchigen Schutzfrist, keinesfalls aber
in den ersten zwei Wochen (nicht Kalenderwochen) nach
der Entbindung, wieder beschäftigt werden, wenn nach
ärztlichem Zeugnis nichts dagegen spricht. Die Mutter
kann ihre Erklärung jederzeit widerrufen. Wenn eine
Frau von ihrem Recht nach Absatz 1 Satz 3 Gebrauch
macht, ruht der Anspruch auf Mutterschaftsgeld sowie
auf Zuschuss zum Mutterschaftsgeld für diese Zeit.

6.2

Die Schutzfrist beträgt grundsätzlich 8 Wochen nach der
Entbindung. Bei Mehrlingsgeburten und bei Frühgebur-
ten im medizinischen Sinne verlängert sich diese Schutz-
frist grundsätzlich auf 12 Wochen.

Unter einer „Frühgeburt“ im medizinischen Sinne ist ei-
ne Entbindung zu verstehen, bei der das Kind ein
Geburtsgewicht unter 2500 g hat. Der Entbindung eines
Kindes mit einem Geburtsgewicht unter 2500 g sind sol-
che Entbindungen gleichzusetzen, bei denen das Kind
trotz höheren Geburtsgewichts wegen noch nicht voll
ausgebildeter Reifezeichen (an Rumpf, Haut, Fettpols-
tern, Nägeln, Haaren und äußeren Geschlechtsorganen)
oder wegen verfrühter Beendigung der Schwangerschaft
einer wesentlich erweiterten Pflege bedarf; auf die Dauer
der Schwangerschaft kommt es nicht an (Urteil des BAG
vom 12. März 1997 – 5 AZR 329/96 – AP Nr. 4 zu § 6
MuSchG 1968). Die Verlängerung der Schutzfrist bei
Frühgeburten gilt auch dann, wenn das Kind tot geboren
worden ist (Urteil des BSG vom 15. Mai 1974 – 3 RK
16/73 – USK 7439).

6.3

Die Schutzfristen von 8 bzw. 12 Wochen verlängern sich
zusätzlich um die Zahl der Tage, um die die Entbindung
vor dem errechneten Geburtstermin erfolgt ist. Insoweit
ist durch das am 20. Juni 2002 in Kraft getretene Zweite
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Gesetz zur Änderung des Mutterschutzrechts vom 16. Ju-
ni 2002 (BGBl. I S. 1812) die bisher nur für Frühgeburten
geltende Verlängerung auf alle Fälle einer vorzeitigen
Entbindung ausgedehnt worden, so dass die Schutzfris-
ten vor und nach der Geburt zusammen immer mindes-
tens 14 Wochen betragen müssen.

Beispiel 1:

Mutmaßlicher Entbindungstag = 8. September

Schutzfrist vor der Geburt = 28. Juli bis 
(§ 3 Abs. 2) 7. September 

(= 42 Tage)

Letzter Arbeitstag = 27. Juli

Tatsächlicher Entbindungstag = 1. September

In Anspruch genommene = 28. Juli bis
Schutzfrist 31. August 

(= 35 Tage)

Nicht in Anspruch genommen = 42 Tage ./. 35 Tage =
7 Tage

Schutzfrist nach der Geburt = 8 Wochen zzgl.
(§ 6 Abs. 1) 7 Tage

Ende der Schutzfristen = 3. November

Beispiel 2:

Wie Beispiel 1, jedoch handelt es sich um eine Frühgeburt
im medizinischen Sinne.

Schutzfrist nach der Geburt = 12 Wochen zzgl.
(§ 6 Abs. 1) 7 Tage

Ende der Schutzfristen = 1. Dezember

6.4

Bei allen vorzeitigen Entbindungen tritt die Verlänge-
rung der Schutzfrist des § 6 Abs. 1 von 8 bzw. 12 Wochen
auch dann ein, wenn die Arbeitnehmerin bis zum Beginn
der (6-wöchigen) Schutzfrist des § 3 Abs. 2 nicht gearbei-
tet hat (z.B. weil die Arbeitnehmerin bis zum Beginn die-
ser Schutzfrist arbeitsunfähig krank war – mit Anspruch
auf Entgeltfortzahlung oder auf sozialversicherungs-
rechtliches Krankengeld oder sich im Urlaub befand).
Dies folgt aus § 200 Abs. 3 Satz 2 RVO, dessen Geltung
sich ab dem 20. Juni 2002 (siehe Nr. 6.3) nicht mehr nur
auf Frühgeburten, sondern auf alle Fälle vorzeitiger Ent-
bindung erstreckt. Deshalb können künftig bei vorzeiti-
gen Entbindungen die Vorschriften über das Ruhen des
Mutterschaftsgeldes (§ 200 Abs. 4 RVO, § 49 Abs. 1 Nr. 1
SGB V) und über den Vorrang des Mutterschaftsgeldes
gegenüber dem Krankengeld (§ 49 Abs. 1 Nr. 3 a SGB V)
nicht mehr praktisch werden, da rückwirkend kein An-
spruch auf Mutterschaftsgeld entstehen kann.

6.5

Maßgebend für den Beginn der Schutzfrist nach Absatz 1
ist die Entbindung, deren Zeitpunkt durch die standes-
amtliche Geburtsurkunde nachzuweisen ist. Für die
Berechnung der Frist gelten § 187 Abs. 1 und § 188 Abs. 2
BGB.

6.6

Während der Schutzfrist nach Absatz 1 hat die Arbeit-
nehmerin Anspruch auf Mutterschaftsgeld gegen die
Krankenkasse bzw. gegen das Bundesversicherungsamt
(§ 13) und ggf. Anspruch auf Zuschuss zum Mutter-
schaftsgeld gegen den Arbeitgeber (§ 14).

6.7

Eine Fehlgeburt löst kein Beschäftigungsverbot nach Ab-
satz 1 aus, so dass auch kein Anspruch auf Leistungen
nach den §§ 13, 14 entsteht. Die mit der Fehlgeburt ggf.
verbundenen Beschwerden sind als Krankheit anzusehen
und führen, sofern Arbeitsunfähigkeit besteht, zur Frei-
stellung von der Arbeit und Entgeltfortzahlung nach den
für den Krankheitsfall geltenden gesetzlichen und tarif-
lichen Bestimmungen.

6.8

Das individuelle Beschäftigungsverbot nach Absatz 2 für
Frauen, die in den ersten Monaten nach der Entbindung
nicht voll leistungsfähig sind, ist von der Vorlage eines
entsprechenden ärztlichen Zeugnisses abhängig. Aus

dem Zeugnis muss hervorgehen, inwieweit die Arbeit-
nehmerin beschäftigt werden darf. Das Beschäftigungs-
verbot nach Absatz 2 ist nur „in den ersten Monaten nach
der Entbindung“ gegeben. Im Allgemeinen wird – in
Anlehnung an das Kündigungsverbot in § 9 Abs. 1 – von
einem Zeitraum von vier Monaten nach der Entbindung
ausgegangen werden können.

Für die Dauer des individuellen Beschäftigungsverbotes
ist die Arbeitnehmerin vor Verdienstminderungen durch
die Vorschrift des § 11 geschützt. Sie hat hiernach An-
spruch auf den Durchschnittsverdienst, ohne Rücksicht
darauf, welche Arbeit sie leistet und welche Arbeitszeit
eingehalten wird.

6.9

Die generellen Beschäftigungsverbote für werdende Müt-
ter in § 4 gelten nach Absatz 3 auch für stillende Mütter.
Nicht anwendbar auf stillende Mütter sind die Verbote
der Beschäftigung im Stehen und auf Beförderungsmit-
teln (§ 4 Abs. 2 Nr. 2 und Nr. 7).

6.10

Stillende Mütter im Sinne des MuSchG sind nur Frauen,
die nach Ablauf der Schutzfrist des Absatzes 1 ihr Kind
noch stillen. Die Vorlage einer Stillbescheinigung eines
Arztes, einer Hebamme, einer Mütterberatungs- oder
Säuglingsfürsorgestelle ist nicht vorgeschrieben. Auf
Verlangen des Arbeitgebers muss die Arbeitnehmerin je-
doch eine entsprechende Bescheinigung vorlegen. Die
Kosten dieser Bescheinigung trägt der Arbeitgeber.

6.11

Ein Mitbestimmungsrecht des Personalrats bzw. Be-
triebsrats durch Abschluss von Dienst- oder Betriebsver-
einbarungen zur Konkretisierung oder Ergänzung der
Beschäftigungsverbote besteht nicht (vgl. Nrn. 3.7 und
4.4).

7
Zu § 7 (Stillzeit)

7.1

Die stillende Mutter ist auf ihr Verlangen für die ihr nach
Absatz 1 zustehenden Stillzeiten von der Arbeitspflicht
zu befreien. Eine Freistellung zum Zwecke des Stillens
setzt grundsätzlich voraus, dass die Arbeitnehmerin auch
eine Arbeitsleistung zu erbringen hat (so BAG im Urteil
vom 3. Juli 1985 – 5 AZR 79/84 – AP Nr. 1 zu § 7 MuSchG
1968). Außerhalb der vorgesehenen Arbeitszeit liegende
Stillzeiten begründen somit keinen Anspruch auf ent-
sprechende Verminderungen der dienstplanmäßigen bzw.
betriebsüblichen täglichen Arbeitszeit (so auch BVerwG
im Urteil vom 30. Juni 1988 – 2 C 60.88 – [DÖD 1988, 292]
bei einer beamteten Lehrerin, die für außerhalb der vor-
gesehenen Unterrichtsstunden liegende Stillzeiten eine
Verminderung ihrer Unterrichtsverpflichtung begehrte).

7.2

Ein Verdienstausfall darf durch die Gewährung der Still-
zeiten nicht eintreten (Absatz 2 Satz 1). Der Arbeitgeber
hat deshalb die gewährten Stillzeiten wie Arbeitszeiten
mit dem Verdienst zu bezahlen, der sonst verdient worden
wäre (Lohnausfallprinzip). Ist die Arbeitnehmerin wegen
des Stillens von Akkordlohnarbeit in Zeitlohnarbeit
umgesetzt worden, ist für die maßgebenden Zeiten der
durchschnittliche Akkordlohn (Leistungslohn) zu zahlen,
wenn dieser höher ist als der Zeitlohn.

7.3

Der Entgeltfortzahlungsanspruch für Stillzeiten ist un-
abdingbar.

7.4

Es ist nicht ausdrücklich festgelegt, für welchen Zeit-
raum nach der Niederkunft Anspruch auf bezahlte Frei-
stellung zum Stillen besteht. Das LAG Niedersachsen ist
unter Berücksichtigung des Schrifttums zu § 7 MuSchG
im Beschluss vom 2. Mai 1983 – 13 Sa 4/83 – sowie im Ur-
teil vom 29. Oktober 1987 – 10 Sa 379/87 – (NZA 1988,
312) zu der Auffassung gekommen, dass nach dem Willen
des Gesetzgebers ein Anspruch auf unbestimmte Zeit
nicht bestehe, sondern in Fällen anormaler langer Fort-
setzung des Stillens die Möglichkeit des Rechtsmiss-
brauchs gegeben sein kann. Das LAG geht davon aus,
dass der Schutz sich auf das erste Lebensjahr des Kindes
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beschränke, da keine mutterschutzgesetzliche Norm
(z. B. § 6 Abs. 1 und 2, § 9, § 13 MuSchG) eine arbeits-
rechtliche Vergünstigung für einen längeren Zeitraum ge-
währe. Dies müsse auch für den Anspruch auf bezahlte
Stillzeit nach § 7 gelten. Das Arbeitsgericht Darmstadt
hat sich mit Urteil vom 24. August 1983 – 5 Ca 7/83 –
(ARST 1984, 10) dieser Auffassung angeschlossen. Es hat
ausgeführt, dass eine Verpflichtung des Arbeitgebers zur
Freistellung der stillenden Mütter spätestens dann nicht
mehr gegeben ist, wenn das Kind das erste Lebensjahr
vollendet hat.

Unabhängig davon bin ich damit einverstanden, dass
über den Rahmen von einem Jahr hinaus Arbeitsbefrei-
ung für Stillzeiten gewährt wird, sofern eine ärztliche
Bescheinigung die Empfehlung ausspricht, weiterhin
während der für die Arbeitnehmerin geltenden Dienstzeit
zu stillen. Diese Bescheinigung wird für einen ausrei-
chend langen Zeitraum (mindestens ein Viertel Jahr)
akzeptiert.

8
Zu § 8 (Mehrarbeit, Nacht- und Sonntagsarbeit)

8.1

Die Beschäftigungsverbote des § 8 gelten für werdende
Mütter vom Beginn der Schwangerschaft an (vgl. hierzu
Nr. 3.1) und für stillende Mütter (vgl. hierzu Nr. 6.10).

8.2

Die nach Absatz 2 zulässige Höchstarbeitszeit darf weder
an einzelnen Tagen noch in der Doppelwoche überschrit-
ten werden.

Arbeitszeit im Sinne des Gesetzes ist die Zeit, in der die
Arbeitnehmerin tatsächlich arbeitet oder dem Arbeitge-
ber auf dessen Weisung zur Arbeitsleistung zur Verfü-
gung steht; dazu gehören Zeiten der Arbeitsbereitschaft
und des Bereitschaftsdienstes, Stillzeiten während der
Dauer der Arbeitszeit und Kurzpausen aufgrund der Vor-
schriften des MuSchG. Nicht zur Arbeitszeit gehören die
gesetzlichen Ruhepausen (§ 2 Abs. 1 Satz 1 ArbZG).

8.3

Zur Vermeidung von Mehrarbeit im Sinne des Absatzes 2
ist die Arbeitszeit der werdenden oder der stillenden
Mutter ggf. durch Verlängerung der Pausen auf die hier-
nach zulässige Zeit zu verkürzen.

8.4

Von dem Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit kann für
werdende oder für stillende Mütter in Krankenpflegean-
stalten, Pflege-, Kinder-, Alters-, Lehrlings- und Erho-
lungsheimen im Rahmen des Absatzes 4 abgewichen wer-
den, wenn ihnen in jeder Woche einmal eine ununterbro-
chene Ruhezeit von mindestens 24 Stunden im Anschluss
an eine Nachtruhe gewährt wird. Woche in diesem Sinne
ist der in § 15 Abs. 8 Unterabs. 1 BAT bzw. MTArb fest-
gelegte Zeitraum.

8.5

Darf der Arbeitgeber die Arbeitnehmerin wegen des Ver-
bots der Mehrarbeit, der Nachtarbeit und der Sonn- und
Feiertagsarbeit auf ihrem bisherigen Arbeitsplatz nicht
mehr beschäftigen, kann er sie auf einen anderen zumut-
baren Arbeitsplatz umsetzen.

8.6

Erleidet eine Arbeitnehmerin infolge eines Beschäfti-
gungsverbots des § 8 einen Verdienstausfall, erhält sie
den Durchschnittsverdienst nach § 11 (vgl. Nr. 11). Die
Verpflichtung zur Zahlung des Durchschnittsverdienstes
entfällt jedoch, wenn die Arbeitnehmerin eine andere
zumutbare Arbeit ohne Berechtigung ablehnt.

9
Zu § 9 (Kündigungsverbot)

9.1

Vom Beginn der Schwangerschaft an bis zum Ablauf von
vier Monaten nach der Entbindung ist die Kündigung des
Arbeitsverhältnisses durch den Arbeitgeber unzulässig.
Das bedeutet, dass der Arbeitgeber während dieser Zeit
auch nicht zu einem danach liegenden Zeitpunkt kündi-
gen darf.

Voraussetzung für das Wirksamwerden des Kündigungs-
verbotes ist, dass dem Arbeitgeber im Zeitpunkt der
Kündigung die Schwangerschaft oder die Entbindung
bekannt war oder ihm innerhalb zweier Wochen nach
Zugang der Kündigung mitgeteilt wird. Die Frist von
zwei Wochen ist eine Ausschlussfrist. Geht die Mitteilung
dem Arbeitgeber nicht innerhalb dieser Frist zu oder
unterlässt die Arbeitnehmerin die Mitteilung, wird das
Arbeitsverhältnis durch die Kündigung aufgelöst. Das
Überschreiten dieser Frist ist jedoch unschädlich, wenn
es auf einem von der Arbeitnehmerin nicht zu vertreten-
den Grund beruht und die Mitteilung unverzüglich nach-
geholt wird.

Die Arbeitnehmerin ist darlegungs- und beweispflichtig
dafür, dass sie die Frist ohne Verschulden versäumt hat
(vgl. Urteil des BAG vom 13. Januar 1982 – 7 AZR 764/79
– AP Nr. 9 zu § 9 MuSchG 1968).

Zum Kündigungsverbot des Arbeitgebers während der
Elternzeit wird auf § 18 BErzGG und auf die Hinweise
hierzu in Abschnitt II Nr. 9 des RdErl. v. 19. 2. 2001 –
SMBl. NRW. 20310 – hingewiesen.

9.2

Absatz 1 enthält ein absolutes Kündigungsverbot für den
Arbeitgeber. Verboten ist nicht nur die ordentliche Kün-
digung, sondern auch die fristlose Kündigung und die
Änderungskündigung. Das Kündigungsverbot ist zwin-
gend. Ausnahmen hiervon sind nur in den Fällen des
Absatzes 3 zulässig.

Die Arbeitnehmerin kann auf den Kündigungsschutz
nicht verzichten. Der Kündigungsschutz kann auch nicht
vertraglich ausgeschlossen oder beschränkt werden.

9.3

Eine verbotswidrig erklärte Kündigung ist nichtig (§ 134
BGB). Das Arbeitsverhältnis und damit der Entgeltan-
spruch der Arbeitnehmerin bestehen fort.

9.4

Ist ein Arbeitsverhältnis rechtswirksam befristet (z.B.
nach SR 2 y BAT), verlängert es sich nicht durch eine
während des Arbeitsverhältnisses eingetretene Schwan-
gerschaft oder Niederkunft, da § 9 nur vor Kündigungen
durch den Arbeitgeber und nicht auch vor Beendigungen
des Arbeitsverhältnisses aus anderen Gründen schützt
(vgl. Urteil des BAG vom 23. Oktober 1991 – 7 AZR 56/91
– AP Nr. 50 zu § 611 BGB Bühnenengagementsvertrag).
§ 57 b Abs. 4 des Hochschulrahmengesetzes (HRG) und
§ 1 Abs. 4 des Gesetzes über befristete Arbeitsverträge
mit Ärzten in der Weiterbildung sind jedoch ggf. zu be-
achten.

Die Nichterneuerung eines befristeten Arbeitsvertrages
steht zwar nicht einer verbotenen Kündigung gleich;
wenn aber die Nichterneuerung ihren Grund in der
Schwangerschaft der Arbeitnehmerin hat, kann die
unterbleibende Anschlussbeschäftigung eine unmittel-
bare Diskriminierung aufgrund des Geschlechts darstel-
len und insoweit gegen die EG-Richtlinie 76/207 vom 9.
Februar 1976 verstoßen (vgl. Urteil des EuGH vom 4.
Oktober 2001 – C 438/99 – AP Nr. 3 zu EWG-Richtlinie
Nr. 92/85).

9.5

Kündigt eine schwangere Frau ihr Arbeitsverhältnis,
muss der Arbeitgeber nach Absatz 2 die zuständige Auf-
sichtsbehörde (§ 20) unverzüglich von der Kündigung
unterrichten. Dies gilt ebenso, wenn das Arbeitsverhält-
nis durch Auflösungsvertrag beendet wird. Eine Verlet-
zung der vorgenannten Mitteilungspflicht führt bei einer
Eigenkündigung der schwangeren Arbeitnehmerin nicht
zur Unwirksamkeit der Kündigung und nicht zur
Beschäftigungspflicht über den durch die Kündigung
bestimmten Zeitraum hinaus (vgl. Urteile des BAG vom
19. August 1982 – 2 AZR 116/81 – AP Nr. 10 zu § 9
MuSchG 1968 – und vom 6. Februar 1992 – 2 AZR 408/91
– AP Nr. 13 zu § 119 BGB).

Die Unkenntnis der Arbeitnehmerin von einer im Zeit-
punkt des Ausspruchs einer Eigenkündigung bestehen-
den Schwangerschaft rechtfertigt in der Regel keine Irr-
tumsanfechtung (vgl. Urteil des BAG vom 6. Februar
1992 – 2 AZR 408/91 – AP Nr. 13 zu § 119 BGB).
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10
Zu § 10 (Erhaltung von Rechten)

10.1

Während der Schwangerschaft und während der Schutz-
frist nach der Entbindung kann die Arbeitnehmerin ihr
Arbeitsverhältnis ohne Einhaltung der sonst geltenden
Kündigungsfrist zum Ende der Schutzfrist nach der Ent-
bindung kündigen. Wegen der Kündigung des Arbeits-
verhältnisses zum Ende der Elternzeit durch den Arbeit-
nehmer wird auf § 19 BErzGG und die Hinweise hierzu
in Abschnitt II Nr. 10 des RdErl. v. 19. 2. 2001 – SMBl.
NRW. 20310 – hingewiesen.

10.2

Absatz 1 schließt nicht aus, dass die Arbeitnehmerin
auch zu einem anderen Zeitpunkt während der Schwan-
gerschaft oder der Schutzfrist ihr Arbeitsverhältnis auf
eigenen Wunsch (durch fristgerechte Kündigung oder
durch Auflösungsvertrag) beendet. In diesem Falle gilt
Absatz 2 nicht.

10.3

Das Sonderkündigungsrecht des § 10 ist durch arbeits-
vertragliche Vereinbarung nicht abdingbar.

10.4

Nach § 51 Abs. 1 BAT bzw. § 54 Abs. 1 MTArb ist der
zustehende Urlaub, der wegen der Beendigung des
Arbeitsverhältnisses nicht mehr als Freizeit gewährt
werden kann, unter bestimmten Voraussetzungen abzu-
gelten. Im Sinne der genannten tariflichen Abgeltungs-
vorschriften kann Urlaub auch dann nicht gewährt wer-
den, wenn es der Arbeitnehmerin nach den Gesamtum-
ständen nicht zuzumuten ist, den Urlaub anzutreten (z.B.
während der Schutzfristen). Deshalb sind auch in den
Fällen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses nach Ab-
satz 1 noch bestehende Urlaubsansprüche nach § 51
Abs. 1 BAT bzw. § 54 Abs. 1 MTArb abzugelten.

10.5

Wird ein nach Absatz 1 beendetes Arbeitsverhältnis
innerhalb eines Jahres nach der Entbindung wieder
begründet und wird die Arbeitnehmerin in ihrem bishe-
rigen „Betrieb“ wieder eingestellt, gilt das Arbeitsver-
hältnis als nicht unterbrochen, soweit Rechte von der
Dauer der Betriebs- oder Berufszugehörigkeit oder von
der Dauer der Beschäftigungs- oder Dienstzeit abhängen
(Absatz 2 Satz 1). Unter „Betrieb“ im Sinne des Absat-
zes 2 Satz 1 ist nicht z.B. das Land als Arbeitgeber, son-
dern die Dienststelle im Sinne des Personalvertretungs-
gesetzes zu verstehen.

Satz 1 gilt nicht, wenn die ausgeschiedene Arbeitnehme-
rin in der Zwischenzeit bei einem anderen Arbeitgeber
beschäftigt war (Absatz 2 Satz 2); dabei kommt es nicht
auf die Dauer des Arbeitsverhältnisses und nicht auf den
zeitlichen Umfang der Beschäftigung bei dem anderen
Arbeitgeber an. Eine zwischenzeitliche Beschäftigung bei
einer anderen Dienststelle desselben Arbeitgebers ist
unschädlich, ebenso eine selbstständige Tätigkeit oder
ein Heimarbeitsverhältnis.

10.6

Absatz 2 gewährt keinen Rechtsanspruch auf Wiederein-
stellung oder auf Freihalten des Arbeitsplatzes. Die
Arbeitnehmerin sollte hierauf vorsorglich hingewiesen
werden. Einem Antrag auf Wiedereinstellung sollte nach
Möglichkeit im Rahmen freier Stellen und unter Berück-
sichtigung der dienstlichen oder betrieblichen Bedürf-
nisse entsprochen werden.

11
Zu § 11 (Arbeitsentgelt bei Beschäftigungsverboten)

11.1

In den Fällen der Beschäftigungsverbote nach § 3 Abs. 1
(Gefährdung der Gesundheit von Mutter oder Kind), § 4
(Verbot von körperlich schwerer und bestimmter anderer
Arbeit), § 6 Abs. 2 (Verbot von Arbeit, die die zurzeit vor-
handene Leistungsfähigkeit übersteigen würde), § 6
Abs. 3 (Arbeitsverbote für stillende Mütter) und § 8
Abs. 1, 3 und 5 (Verbot von Mehrarbeit sowie von Nacht-,
Sonntags- und Feiertagsarbeit) hat der Arbeitgeber min-
destens den gesetzlich bestimmten Durchschnittsver-

dienst zu zahlen, wenn die Arbeitnehmerin wegen eines
solchen Beschäftigungsverbotes teilweise oder völlig mit
der Arbeit aussetzen oder die Beschäftigungsart oder die
Entlohnungsart wechseln muss (z.B. Arbeitsplatzwech-
sel, Wegfall von Prämienarbeit, Wegfall von Bereit-
schaftsdienst) und dadurch eine Verdienstminderung ein-
tritt. Ein Anspruch auf die Leistungen nach § 11 besteht
aber nur, wenn allein das Beschäftigungsverbot für die
Nichtleistung der Arbeit ursächlich ist; ist die Arbeitneh-
merin arbeitsunfähig krank, so löst ein für denselben
Zeitraum angeordnetes ärztliches Beschäftigungsverbot
(§ 3 Abs. 1) keinen Anspruch auf die Leistungen nach
§ 11 aus (vgl. BAG, Urteile vom 22. März 1995 – 5 AZR
874/93 – AP Nr. 12 zu § 11 MuSchG 1968 –, vom 5. Juli
1995 – 5 AZR 135/94 – AP Nr. 7 zu § 3 MuSchG 1968 –,
vom 12. März 1997 – 5 AZR 766/95 – AP Nr. 10 zu § 3
MuSchG 1968 –, vom 1. Oktober 1997 – 5 AZR 685/96 –
AP Nr. 11 zu § 3 MuSchG 1968 – und vom 13. Februar
2002 – 5 AZR 588/00 – AP Nr. 22 zu § 11 MuSchG 1968).

11.2

Bemessungszeitraum des Durchschnittsverdienstes sind
nach Absatz 1 Satz 1 die drei letzten Monate vor Beginn
des Monats, in dem die Schwangerschaft eingetreten ist.

Bestand die Schwangerschaft bereits bei Beginn des
Arbeitsverhältnisses, ist der Durchschnittsverdienst der
ersten drei Kalendermonate der Beschäftigung maßge-
bend (Absatz 1 Satz 3).

Liegen zwischen dem Beginn des Arbeitsverhältnisses
und der Kenntnis der Schwangerschaft keine vollen drei
Kalendermonate, verkürzt sich der Berechnungszeitraum
(Absatz 1 Satz 4) wie folgt:

a) Ist nach Beginn des Arbeitsverhältnisses und dem
mutmaßlichen Beginn der Schwangerschaft nicht der
volle Bezugszeitraum verstrichen, ist der kürzere – tat-
sächlich vorhandene – Zeitraum der Berechnung zu-
grunde zu legen.

b) Hat die Arbeitnehmerin das Arbeitsverhältnis bereits
schwanger begonnen und hat ihr Arbeitsverhältnis bei
Einsetzen der Beschäftigungsverbote noch keine vol-
len drei Kalendermonate gedauert, ist die – kürzere –
Zeit zwischen dem Beginn des Arbeitsverhältnisses
und dem Wirksamwerden der Beschäftigungsverbote
Berechnungszeitraum.

Der im Gesetz bestimmte Zeitraum bleibt auch dann für
die Berechnung des Durchschnittsverdienstes maßge-
bend, wenn die Arbeitnehmerin vorher oder nachher
erheblich mehr oder weniger verdient hat.

Im maßgebenden Bemessungszeitraum liegende Zeiten,
in denen kein Arbeitsverdienst erzielt wurde, bleiben
nach Absatz 1 Satz 5 bei der Berechnung außer Betracht.
Das bedeutet, dass solche Zeiten nicht in den Divisor auf-
genommen werden dürfen. Zeiten im Sinne dieser Vor-
schrift können ganze Kalendermonate, aber auch ein-
zelne Arbeitstage sein. Zu den Zeiten, in denen kein
Arbeitsverdienst erzielt wurde, gehört auch die Eltern-
zeit, solange während der Elternzeit keine Beschäftigung
ausgeübt worden ist. Wird während der Elternzeit eine
zulässige Teilzeitbeschäftigung ausgeübt, bleiben bei der
Berechnung des Durchschnittsverdienstes für nach Ab-
lauf der Elternzeit liegende Zeiten sowohl der während
der Teilzeitbeschäftigung erzielte Arbeitsverdienst als
auch die Zeit der Teilzeitbeschäftigung außer Ansatz. Die
Urlaubsvergütung und der Urlaubslohn sowie die vom
Arbeitgeber gezahlten Krankenbezüge sind Arbeitsver-
dienst im Sinne dieser Vorschrift. Müssen mehr als zwei
Monate unberücksichtigt bleiben, so dass für die Durch-
schnittsberechnung weniger als ein Monat übrig bleibt,
in dem Arbeitsverdienst zugestanden hat, muss der nach
dem Wortlaut des Gesetzes an sich allein maßgebende
Zeitraum ausnahmsweise durch einen anderen Zeitraum
ersetzt werden. In diesen Fällen ist der maßgebende Zeit-
raum so weit wie erforderlich, aber nicht weiter als nach
dem Sinn und Zweck der Vorschrift notwendig, zurück-
zuverlegen. Der Ersatzzeitraum muss ebenfalls mindes-
tens einen vollen Monat, wenn es zur Erlangung eines
geeigneten Ergebnisses unumgänglich ist, einen entspre-
chend längeren Zeitraum umfassen (vgl. Urteile des BAG
vom 15. Januar 1969 – 3 AZR 305/68 – AP Nr. 1 zu § 11
MuSchG 1968 – und vom 8. September 1978 – 4 AZR
417/77 – AP Nr. 8 zu § 11 MuSchG 1968).
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Wird eine Arbeitnehmerin während der Schutzfrist nach
§ 6 Abs. 1 oder einer sich unmittelbar anschließenden
Elternzeit erneut schwanger, sind für die Berechnung des
nach Ablauf der Schutzfrist bzw. der Elternzeit bis zum
Beginn der neuen Schutzfrist nach § 3 Abs. 2 ggf. zu
gewährenden Durchschnittsverdienstes die letzten drei
Kalendermonate vor dem Beginn der auf der vorange-
gangenen Schwangerschaft beruhenden Schutzfrist des
§ 3 Abs. 2 zugrunde zu legen. Tritt die Schwangerschaft
während der Zeit eines Sonderurlaubs ohne Fortzahlung
der Bezüge ein, sind Bemessungszeitraum des nach dem
Ende des Sonderurlaubs bis zum Beginn der Schutzfrist
nach § 3 Abs. 2 ggf. zu gewährenden Durchschnittsver-
dienstes die letzten drei Kalendermonate vor Beginn des
Monats, in dem der Sonderurlaub angetreten worden ist.

Wird eine Arbeitnehmerin während einer Elternzeit, in
der sie eine erziehungsgeldunschädliche Teilzeitbe-
schäftigung leistet, erneut schwanger, sind für die
Berechnung des bis zum Beginn der neuen Schutzfrist
nach § 3 Abs. 2, längstens jedoch bis zur Beendigung die-
ser Teilzeitbeschäftigung, ggf. zu gewährenden Durch-
schnittsverdienstes die letzten drei Kalendermonate der
Teilzeitbeschäftigung vor Beginn der erneuten Schwan-
gerschaft zugrunde zu legen. Liegen zwischen dem Be-
ginn der erziehungsgeldunschädlichen Teilzeitbeschäfti-
gung und der Kenntnis der erneuten Schwangerschaft
keine vollen drei Kalendermonate, ist der Berechnungs-
zeitraum in entsprechender Anwendung des § 11 Abs. 1
Satz 3 bis 5 zu ermitteln; vgl. hierzu die vorstehenden
Hinweise in den Absätzen 2 bis 5. Für die Berechnung des
ggf. nach Ablauf der Elternzeit zu gewährenden Durch-
schnittsverdienstes gelten die Hinweise in dem vorherge-
henden Absatz 6.

Wird eine Arbeitnehmerin nach Ablauf der Elternzeit
oder eines Sonderurlaubs ohne Fortzahlung der Bezüge
erneut schwanger und liegen zwischen der Arbeitsauf-
nahme und der Kenntnis der Schwangerschaft keine vol-
len drei Kalendermonate, ist der Berechnungszeitraum
nach den Hinweisen in den vorhergehenden Absätzen 3
Buchst. a und b zu ermitteln.

11.3

Durchschnittsverdienst im Sinne des Absatzes 1 Satz 1
ist der Verdienst, den die Arbeitnehmerin in dem im Ge-
setz bestimmten maßgebenden Berechnungszeitraum
(vgl. Nr. 11.2) durch ihre Arbeitsleistung tatsächlich er-
zielt hat, nicht der Verdienst, der ihr in diesem Zeitraum
zugeflossen ist (BAG, Urteile vom 28. November 1984 – 5
AZR 243/83 – AP Nr. 10 zu § 11 MuSchG 1968 – und vom
6. März 1985 – 5 AZR 523/83 – AP Nr. 11 zu § 11 MuSchG
1968). Ein Verdienst in diesem Sinne ist jedoch nicht er-
zielt worden, wenn die erbrachte Arbeitsleistung durch
einen tariflich vorgesehenen Freizeitausgleich (z.B.
Überstundenausgleich, Freizeitausgleich für Bereit-
schaftsdienst) abgegolten worden ist, da in den Fällen des
Freizeitausgleichs Geldleistungen ganz oder teilweise
nicht mehr zustehen und somit eine Vergütungseinbuße,
die nach § 11 Abs. 1 Satz 1 auszugleichen wäre, nicht ein-
treten kann (vgl. Urteil des LAG Baden-Württemberg
vom 12. Mai 1993 – 3 Sa 49/93 – ZTR 1993, 508). Bei der
Ermittlung des maßgebenden Durchschnittsverdienstes
sind alle im Bemessungszeitraum erzielten Zulagen,
Sozialzuschläge, Vergütungen für Überstunden, Bereit-
schaftsdienst und Rufbereitschaft sowie Zeitzuschläge zu
berücksichtigen. Zum Durchschnittsverdienst gehören
auch die vermögenswirksamen Leistungen nach den
Tarifverträgen über vermögenswirksame Leistungen so-
wie vermögenswirksam angelegte Teile des Arbeitslohnes
nach den §§ 10, 11 des Fünften Vermögensbildungsgeset-
zes. Aufwandsentschädigungen sind nur dann zu berück-
sichtigen, wenn sie in festen Monatsbeträgen gewährt
werden und wenn der Aufwand während der Zeit der
Beschäftigungsverbote weiter besteht.

In die Durchschnittsberechnung sind Urlaubsgeld,
Zuwendungen und anderes einmalig gezahltes Arbeits-
entgelt weder ganz noch zeitanteilig einzubeziehen. Bei
den unständigen Bezügebestandteilen im Sinne des § 36
Abs. 1 Unterabs. 2 BAT bzw. des § 31 Abs. 2 Unterabs. 2
MTArb ist von den Beträgen auszugehen, die im Berech-
nungszeitraum aufgrund tatsächlich erbrachter Arbeits-
leistungen ohne Berücksichtigung der vorgenannten
Tarifvorschriften erzielt worden wären (vgl. BAG, Urtei-
le vom 28. November 1984 – 5 AZR 243/83 – AP Nr. 10 zu

§ 11 MuSchG 1968 – und vom 6. März 1985 – 5 AZR
523/83 – AP Nr. 11 zu § 11 MuSchG 1968).

In der maßgebenden Zeit ohne Rechtsgrund geleistete
Überzahlungen sind bei der Durchschnittsberechnung
auszuklammern; unterbliebene, aber schon geschuldete
Leistungen sind mit zu berücksichtigen.

11.4

Bleiben in einem Kalendermonat die für die Zeit eines
Beschäftigungsverbotes (vgl. Nr. 11.1) nach § 36 Abs. 1
bis 3 BAT bzw. nach § 31 Abs. 1 bis 3 MTArb zustehenden
tariflichen Bezüge hinter dem für diese Zeit zustehenden
Durchschnittsverdienst zurück, ist der Unterschiedsbe-
trag (Ausgleichsbetrag nach § 11 Abs. 1 Satz 1) in ent-
sprechender Anwendung des § 36 Abs. 1 Unterabs. 2 BAT
bzw. des § 31 Abs. 2 Unterabs. 2 MTArb wie ein unstän-
diger Bezügebestandteil zu behandeln und in dem zwei-
ten, auf die Entstehung dieses Anspruchs folgenden
Kalendermonat zu zahlen (vgl. BAG, Urteile vom 28.
November 1984 – 5 AZR 243/83 – AP Nr. 10 zu § 11
MuSchG 1968 – und vom 6. März 1985 – 5 AZR 523/83 –
AP Nr. 11 zu § 11 MuSchG 1968). Aus den Urteilen des
BAG vom 28. November 1984 und vom 6. März 1985 folgt
ferner, dass der Ausgleichsbetrag nach § 11 Abs. 1 Satz 1
entgegen der nach Auffassung des BAG an sich entspre-
chend anzuwendenden Tarifvorschrift auch noch nach
Beginn der Schutzfristen (§ 3 Abs. 2, § 6 Abs. 1) in Kalen-
dermonaten zu zahlen ist, in denen der Arbeitnehmerin
bereits Mutterschaftsgeld (vgl. Nr. 13) zusteht. Wegen der
steuer-, sozialversicherungs- und zusatzversorgungs-
rechtlichen Behandlung der während des Bezugs von
Mutterschaftsgeld gezahlten Ausgleichsbeträge vgl.
Nr. 11.10.

Hat die Arbeitnehmerin nach Ablauf der Schutzfrist des
§ 6 Abs. 1 die Arbeit wieder aufgenommen, ist sie aber
nach ärztlichem Zeugnis in den ersten Monaten nach der
Entbindung noch nicht voll leistungsfähig oder stillt sie
ihr Kind und hat sie aus einem dieser Gründe für diese
Zeit wiederum Anspruch auf den Durchschnittsverdienst
(§ 11 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 6 Abs. 2 und 3), ist der Aus-
gleichsbetrag auch in diesen Fällen wie ein unständiger
Bezügebestandteil zu behandeln und erst in dem zweiten
auf die Entstehung dieses Anspruchs folgenden Kalen-
dermonat zu zahlen.

Tritt die Arbeitnehmerin, die zunächst ihre Arbeit wieder
aufgenommen hatte, die Elternzeit nach dem Bundeser-
ziehungsgeldgesetz oder eine sonstige Beurlaubung ohne
Bezüge von länger als zwölf Monaten an, sind etwaige für
den Vormonat und den laufenden Monat zustehende Aus-
gleichsbeträge bei Beginn der Elternzeit bzw. der sonsti-
gen Beurlaubung ohne Bezüge von länger als zwölf
Monaten zu zahlen (§ 36 Abs. 1 Unterabs. 5 i.V.m. Unter-
abs. 3 und 4 BAT bzw. § 31 Abs. 2 Unterabs. 5 i.V.m.
Unterabs. 3 und 4 MTArb).

11.5

Nimmt die Arbeitnehmerin während der Zeit eines
Beschäftigungsverbotes (vgl. Nr. 11.1) Urlaub oder wird
sie infolge Unfalls oder Erkrankung arbeitsunfähig, setzt
sie für diese Zeit nicht wegen der Schwangerschaft oder
Mutterschaft, sondern aus anderen Gründen mit der Ar-
beit aus. Ein Anspruch nach § 11 steht ihr für diese Zeit
deshalb nicht zu (vgl. BAG, Urteile vom 22. März 1995 –
5 AZR 874/93 – AP Nr. 12 zu § 11 MuSchG 1968 – und
vom 5. Juli 1995 – 5 AZR 135/94 – AP Nr. 7 zu § 3
MuSchG 1968). Sie hat für diese Zeit Anspruch auf Zah-
lung der Urlaubsvergütung nach § 47 Abs. 2 BAT bzw.
des Urlaubslohnes nach § 48 Abs. 2 MTArb oder der
Krankenbezüge nach § 37 BAT, § 71 BAT bzw. § 42
MTArb. Auf die Regelungen in § 36 Abs. 1 Unterabs. 2
Satz 2 und 3 BAT sowie in § 31 Abs. 2 Unterabs. 2 Satz 2
und 3 MTArb, nach denen auch der in der Urlaubsvergü-
tung bzw. im Urlaubslohn enthaltene Aufschlag bzw. Zu-
schlag als Teil der Bezüge gilt, der nicht in Monatsbeträ-
gen festgelegt bzw. nicht im Monatsregellohn enthalten
ist und deshalb bei der Bemessung der Bezüge für den
übernächsten Monat zu berücksichtigen ist, weise ich
besonders hin.

11.6

Der Ausgleichsbetrag nach § 11 Abs. 1 Satz 1 wird im
zweiten Kalendermonat, der dem Monat folgt, in dem der
Anspruch entstanden ist, fällig (vgl. Nr. 11.4). Er ist – ent-
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gegen der für unständige Bezügebestandteile geltenden
tariflichen Regelung – damit auch in Kalendermonaten
zu zahlen, in denen ein Anspruch auf tarifliche Bezüge
nicht besteht. Unständige Bezügebestandteile, die auf-
grund der Vorschrift des § 36 Abs. 1 Unterabs. 2 Satz 1
bis 3 BAT bzw. des § 31 Abs. 2 Unterabs. 2 Satz 1 bis 3
MTArb der Bemessung der Bezüge für Kalendermonate
zugrunde zu legen wären, in denen wegen der Schutzfris-
ten ein Anspruch auf Bezüge nicht besteht, können erst
nach Wiederaufnahme der Arbeit (vgl. § 36 Abs. 1 Unter-
abs. 2 Satz 5 BAT bzw. § 31 Abs. 2 Unterabs. 2 Satz 5
MTArb) bzw. nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses
(vgl. § 36 Abs. 1 Unterabs. 3 Satz 2 BAT bzw. § 31 Abs. 2
Unterabs. 3 Satz 2 MTArb) geltend gemacht werden.
Hierbei handelt es sich um den Aufschlag zur Urlaubs-
vergütung bzw. den Zuschlag zum Urlaubslohn und die
unständigen Bezügebestandteile für Arbeitsleistungen in
den beiden letzten Kalendermonaten vor Beginn der
Schutzfristen, die bei der Bemessung der Bezüge des
übernächsten Monats deshalb nicht berücksichtigt wer-
den können, weil wegen der Schutzfristen des § 3 Abs. 2
und des § 6 Abs. 1 in diesem Monat ein Anspruch auf Be-
züge nicht mehr besteht.

Bei Antritt der Elternzeit nach dem Bundeserziehungs-
geldgesetz noch zustehende Ausgleichsbeträge nach § 11
Abs. 1 Satz 1 werden zu diesem Zeitpunkt fällig (vgl.
Nr. 11.4 Abs. 3). Ebenfalls bei Beginn der Elternzeit oder
bei Beginn einer sonstigen Beurlaubung ohne Bezüge von
länger als zwölf Monaten nach Ablauf der Schutzfrist des
§ 6 Abs. 1 sind die unständigen Bezügebestandteile zu
zahlen, die auf Arbeitsleistungen in den beiden letzten
Kalendermonaten (einschließlich des in diesen Monaten
ggf. zustehenden Aufschlags zur Urlaubsvergütung bzw.
Zuschlags zum Urlaubslohn) vor Beginn der Schutzfrist
nach § 3 Abs. 2 beruhen (vgl. § 36 Abs. 1 Unterabs. 5 BAT
bzw. § 31 Abs. 2 Unterabs. 5 MTArb).

Beispiel für eine Angestellte:

Beginn der Schwangerschaft lt. ärztlichem Attest: 
25. 10. 01

Mitteilung der Schwangerschaft an den Arbeitgeber: 
16. 12. 01

Voraussichtliche Niederkunft lt. ärztlichem Attest: 
21. 7. 02

Beginn der Schutzfrist nach § 3 Abs. 2: 9. 6. 02

Tatsächliche Niederkunft: 24. 7. 02

Ende der Schutzfrist nach § 6 Abs. 1: 18. 9. 02

Beginn des Erziehungsurlaubs: 19. 9. 02

Ende des Erziehungsurlaubs: 23. 7. 05

Ausscheiden aus dem Arbeitsverhältnis: 23. 7. 05

Erholungsurlaub vom 1. bis 14. 9. 01: 
10 Arbeitstage (14 Kalendertage)

Arbeitsunfähigkeit infolge Erkrankung vom 19. bis 
28. 1. 02: 8 Arbeitstage (10 Kalendertage)

Erholungsurlaub vom 2. bis 11. 5. 02: 8 Arbeitstage 
(10 Kalendertage)

Unständige Bezügebestandteile für Arbeitsleistungen im 

Juli 01: 400,– Euro

August 01: 800,– Euro

September 01
(vom 15. bis 30. 9. 01): 347,– Euro

September 01 
(vom 1. bis 14. 9. 01 Urlaubsaufschlag 
von 25,30 Euro je Urlaubstag): 253,– Euro

Oktober 01: 250,– Euro

November 01: 700,– Euro

Dezember 01 (bis 15. 12.): 360,– Euro

Mai 02: 100,– Euro

Durchschnitt der unständigen Bezügebestandteile, die in
den nach § 11 Abs. 1 maßgebenden Monaten Juli, August
und September 01 durch Arbeitsleistungen bzw. durch
Urlaubsaufschläge erzielt worden sind

(400 + 800 + 600 = 1800 : 3 =) 600,– Euro mtl.

Aufschlag je Urlaubstag bei der Urlaubsvergütung ge-
mäß § 47 Abs. 2 Unterabs. 2 BAT

im Jahre 01: 25,30 Euro,

im Jahre 02: 21,60 Euro.

Bis zum 8. 6. 02, dem letzten Tag vor Beginn der Schutz-
frist nach § 3 Abs. 2, sind die Vergütung (§ 26 BAT) und
die in Monatsbeträgen festgesetzten Zulagen weiterzu-
zahlen.

In den Monaten Oktober und November 01, in denen die
Schwangerschaft zwar schon bestand, aber noch nicht
bekannt war, ist keine Arbeit infolge der Schwanger-
schaft und eines teilweisen Beschäftigungsverbotes aus-
gefallen. Der Angestellten sind die nach den in dem
jeweiligen Vorvormonat (August und September 01)
erbrachten Arbeitsleistungen zustehenden unständigen
Bezügebestandteile (einschließlich des Urlaubsaufschla-
ges in der Zeit vom 1. bis 14. 9. 01) zu zahlen, und zwar

im Oktober 01 800,– Euro,

im November 01 600,– Euro.

Im Dezember 01 hat die Angestellte infolge der Schwan-
gerschaft vom 16. des Monats an teilweise mit der Arbeit
ausgesetzt (Verbot der Mehrarbeit usw.). Für diesen Mo-
nat stehen ihr nach der tariflichen Regelung unständige
Bezügebestandteile in Höhe von 250,– Euro entsprechend
der Arbeitsleistung im Oktober 01 zu. Der für die Zeit
vom 16. bis 31. 12. 01 nach § 11 zustehende Ausgleichs-
betrag in Höhe von 16/31 des monatlichen Durch-
schnittsbetrages von 600,– Euro, das sind 309,68 Euro,
wird im Monat Februar 02 fällig.

Im Januar 02 ist die Arbeit an acht Arbeitstagen (= zehn
Kalendertage) infolge Arbeitsunfähigkeit, an den übrigen
Tagen teilweise infolge der Schwangerschaft ausgefallen.
Für diesen Monat stehen der Angestellten nach der tarif-
lichen Regelung unständige Bezügebestandteile in Höhe
von 700,– Euro entsprechend der Arbeitsleistung im
November 01 zu. Der für die Zeit vom 1. bis 18.1.02 und
für die Zeit vom 29. bis 31. 1. 02 nach § 11 zustehende
Ausgleichsbetrag in Höhe von 21/31 des monatlichen
Durchschnittsbetrages von 600,– Euro, das sind 406,45
Euro, wird im Monat März 02 fällig. Der Aufschlag zur
Urlaubsvergütung für die Tage der Arbeitsunfähigkeit
vom 19. bis 28. 1. 02 (= acht Arbeitstage) in Höhe von 
(8 x 21,60 Euro =) 172,80 Euro ist bei der Bemessung der
Bezüge für März 02 zu berücksichtigen.

Im Februar 02 ist ein Teil der Arbeit an allen Tagen in-
folge der Schwangerschaft ausgefallen. Für diesen Monat
stehen der Angestellten nach der tariflichen Regelung
unständige Bezügebestandteile in Höhe von 360,– Euro
entsprechend der Arbeitsleistung im Dezember 01 zu;
ferner ist der Ausgleichsbetrag nach § 11 aus dem Monat
Dezember 01 in Höhe von 309,68 Euro zu zahlen. Der
Ausgleichsbetrag nach § 11 für Februar 02 in Höhe von
600,– Euro wird im Monat April 02 fällig.

Im März 02 ist ein Teil der Arbeit an allen Tagen infolge
der Schwangerschaft ausgefallen. Für diesen Monat ste-
hen der Aufschlag für acht Arbeitsunfähigkeitstage aus
dem Monat Januar 02 in Höhe von 172,80 Euro sowie der
Ausgleichsbetrag nach § 11 aus dem Monat Januar 02 in
Höhe von 406,45 Euro, insgesamt 579,25 Euro, zu. Der
Ausgleichsbetrag für den Monat März 02 in Höhe von
600,– Euro wird im Monat Mai 02 fällig.

Im April 02 ist ein Teil der Arbeit ebenfalls an allen Ta-
gen wegen der Schwangerschaft ausgefallen. Für diesen
Monat ist der Ausgleichsbetrag nach § 11 aus dem Monat
Februar 02 in Höhe von 600,– Euro zu zahlen. Der Aus-
gleichsbetrag nach § 11 für den Monat April 02 in Höhe
von 600,– Euro wird im Monat Juni 02 fällig.

Im Mai 02 ist die Arbeit infolge Urlaubs an acht Arbeits-
tagen (= 10 Kalendertage), an den übrigen 21 Kalenderta-
gen teilweise infolge der Schwangerschaft ausgefallen.
Für diesen Monat ist der Ausgleichsbetrag nach § 11 aus
dem Monat März 02 in Höhe von 600,– Euro zu zahlen.

Der für die Zeit am 1. und vom 12. bis 31. 5. 02 nach § 11
zustehende Ausgleichsbetrag in Höhe von 21/31 des
monatlichen Durchschnittsbetrages von 600,– Euro, das
sind 406,45 Euro, ist um die auf tatsächlicher Arbeitsleis-
tung im Mai 02 beruhenden unständigen Bezügebestand-
teile in Höhe von 100,– Euro zu vermindern. Der verblei-
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bende Ausgleichsbetrag von 306,45 Euro wird im Monat
Juli 02 fällig. Der Aufschlag zur Urlaubsvergütung für
die Urlaubstage vom 2. bis 11. 5. 02 (= acht Arbeitstage)
in Höhe von (8 x 21,60 Euro =) 172,80 Euro sowie die
unständigen Bezügebestandteile für Arbeitsleistungen im
Mai 02 in Höhe von 100,– Euro wären bei der Bemessung
der Bezüge für den Monat Juli 02 zu berücksichtigen. Da
für diesen Monat jedoch keine Vergütung, Urlaubsvergü-
tung oder Krankenbezüge zustehen (es wird Mutter-
schaftsgeld gezahlt), sind diese Beträge gemäß § 36 Abs. 1
Unterabs. 5 BAT bei Beginn der Elternzeit (19. 9. 02) zu
zahlen.

Im Juni 02 ist der Ausgleichsbetrag nach § 11 aus dem
Monat April 02 in Höhe von 600,– Euro zu zahlen. Der für
die Zeit vom 1. bis 8. 6. 02 zustehende Ausgleichsbetrag
nach § 11 in Höhe von (600,– Euro x 8/30 =) 160,– Euro
wird im Monat August 02 fällig. Für die Zeit vom 9. 6. 02
an stehen der Angestellten Mutterschaftsgeld und der
Zuschuss zum Mutterschaftsgeld gemäß §§ 13, 14 zu. Für
die Bemessung des Zuschusses zum Mutterschaftsgeld ist
– anders als für die Berechnung des Durchschnittsver-
dienstes nach § 11 Abs. 1 – das durchschnittliche kalen-
dertägliche Arbeitsentgelt aus den letzten drei abgerech-
neten Kalendermonaten vor Beginn der Schutzfrist nach
§ 3 Abs. 2 maßgebend (vgl. Nr. 14.5). Das sind im Bei-
spielsfall die Monate März bis Mai 02. Zum Arbeitsent-
gelt gehören auch die nach § 11 gezahlten Beträge. In die
Durchschnittsberechnung sind deshalb folgende Entgelt-
bestandteile einzubeziehen:

März 02: (406,45 + 172,80 =) 579,25 Euro.

April 02: 600,– Euro.

Mai 02: 600,– Euro.

Im Juli 02 ist neben dem Mutterschaftsgeld und dem Zu-
schuss zum Mutterschaftsgeld der nach § 11 aus dem Mo-
nat Mai 02 zustehende Ausgleichsbetrag in Höhe von
306,45 Euro und im Monat August 02 der nach § 11 aus
dem Monat Juni 02 zustehende Ausgleichsbetrag in Höhe
von 160,– Euro zu zahlen.

Bei Beginn der Elternzeit (19. 9. 02) sind der Aufschlag
von 172,80 Euro für den im Monat Mai 02 gewährten Ur-
laub und die auf der Arbeitsleistung im Monat Mai 02
beruhenden unständigen Bezügebestandteile von 100,–
Euro zu zahlen.

11.7

Verdiensterhöhungen nicht nur vorübergehender Natur
sowie bestimmte dauerhafte Verdienstkürzungen sind
nach Maßgabe des Absatzes 2 zu berücksichtigen.

Verdiensterhöhungen nicht nur vorübergehender Natur
im Sinne des Absatzes 2 Satz 1 sind z.B. allgemeine Erhö-
hungen der Vergütungen und Löhne, die Gewährung der
Grundvergütung nach einer höheren Lebensaltersstufe
bzw. Stufe, allgemeine Erhöhungen des Ortszuschlages
bzw. des Sozialzuschlages und die Gewährung des
Monatstabellenlohnes nach einer höheren Lohnstufe.
Sind solche Erhöhungen während oder nach Ablauf des
Bemessungszeitraumes, jedoch vor dem Tage eingetreten,
von dem an Anspruch auf Weiterzahlung des Durch-
schnittsverdienstes besteht, ist der Durchschnittsver-
dienst so zu berechnen, als hätte die Erhöhung schon für
den gesamten Berechnungszeitraum gegolten. Sind diese
Erhöhungen dagegen erst während des Bezuges des
Durchschnittsverdienstes eingetreten, sind sie erst vom
Zeitpunkt des Wirksamwerdens an zu berücksichtigen.

Von einer Verdiensterhöhung nicht nur vorübergehender
Natur ist auch dann auszugehen, wenn sich die Vergü-
tung für den Bereitschaftsdienst während oder nach Ab-
lauf des Berechnungszeitraums dadurch erhöht hat bzw.
erhöhen würde, dass der Bereitschaftsdienst aufgrund
der Vorschriften der Nr. 6 Abschn. B Abs. 5 SR 2 a BAT
oder der Nr. 8 Abs. 5 SR 2 c einer höheren Stufe zugewie-
sen worden ist.

Ist eine Arbeitnehmerin innerhalb des dreimonatigen
Berechnungszeitraums erstmals zur Leistung von Bereit-
schaftsdienst herangezogen worden, handelt es sich bei
der für den Bereitschaftsdienst gewährten Vergütung um
eine Verdiensterhöhung nicht nur vorübergehender Na-
tur, wenn die erbrachte Leistung auf einer allgemeinen
Anordnung des Arbeitgebers und nicht auf einer auf die
Arbeitnehmerin beschränkten Vereinbarung beruht und

die Leistung regelmäßig und über einen längeren Zeit-
raum hinweg gefordert wird (Urteil des BAG vom 25. Mai
1983 – 5 AZR 22/81 –). Entsprechendes gilt für Nacht-
dienst, Sonntagsdienst und Feiertagsdienst, und zwar
auch soweit dadurch Wechselschicht- oder Schichtarbeit
eingeschränkt wird.

Hat der Arbeitgeber vor Eintritt der Schwangerschaft be-
stimmt, dass eine Arbeitnehmerin von einem bestimmten
Zeitpunkt an fortlaufend Nachtdienst, Sonntagsdienst,
Feiertagsdienst oder Bereitschaftsdienst zu leisten hat und
kann sie diese Dienste dann jedoch wegen der Beschäfti-
gungsverbote nach § 8 nicht aufnehmen, ist die für diese
Dienste zu zahlende Vergütung bei der Berechnung des
Durchschnittsverdienstes als Verdiensterhöhung nicht nur
vorübergehender Natur zu berücksichtigen (Urteil des
BAG vom 8. August 1990 – 5 AZR 584/89 – AP Nr. 13 zu
§ 11 MuSchG 1968). Dies gilt auch für Nachtdienst, Sonn-
tagsdienst und Feiertagsdienst, soweit dadurch Wechsel-
schicht- oder Schichtarbeit eingeschränkt wird.

Verdienstkürzungen sind nur dann zu berücksichtigen,
wenn sie „dauerhaft“ sind und ihre Ursache nicht in ei-
nem mutterschutzrechtlichen Beschäftigungsverbot (z.B.
nach § 3 Abs. 1, § 4 oder § 8) oder in Kurzarbeit, Arbeits-
ausfall oder unverschuldeter Arbeitsversäumnis haben.
Als dauerhafte Verdienstkürzungen kommen z. B. in Be-
tracht: Verminderungen des Ortszuschlages z. B. wegen
Eintritt eines Konkurrenzfalles oder wegen Herausfallen
eines Kindes aus der Ortszuschlagsberechtigung, Zuwei-
sung des Bereitschaftsdienstes für alle Arbeitnehmer ei-
ner Organisationseinheit zu einer niedrigeren Stufe (sie-
he hierzu auch das Urteil des BAG vom 20. September
2000 – 5 AZR 924/98 – AP Nr. 17 zu § 11 MuSchG 1968 –,
das noch vor der ausdrücklichen gesetzlichen Regelung
in § 11 Abs. 2 Satz 3 durch das am 20. Juni 2002 in Kraft
getretene Zweite Gesetz zur Änderung des Mutterschutz-
rechts vom 16. Juni 2002 – BGBl. I S. 1812 – ergangen ist).

11.8

Eine Arbeitnehmerin, die sich ausdrücklich zur Arbeits-
leistung während der Schutzfrist vor der Entbindung (§ 3
Abs. 2) bereit erklärt, hat während der Schutzfrist – weil
sie während dieser Zeit Mutterschaftsgeld beziehen
könnte – keinen Anspruch auf Weiterzahlung des Durch-
schnittsverdienstes, sondern erhält das für die tatsäch-
lich geleistete Arbeit zustehende Entgelt (vgl. Nr. 3.5).
Das Gleiche gilt, wenn eine Arbeitnehmerin, deren Kind
verstorben ist, während der Schutzfrist nach der Entbin-
dung aufgrund des § 6 Abs. 1 Satz 3 bereits wieder
beschäftigt werden will (vgl. Nr. 6.1 zweiter Absatz).

11.9

Bei der Berechnung des Aufschlags zur Urlaubsvergü-
tung nach § 47 Abs. 2 Unterabs. 1 Satz 2 BAT bzw. des
Zuschlags zum Urlaubslohn nach § 48 Abs. 2 Buchst. b
MTArb sind die im maßgebenden Berechnungszeitraum
gemäß § 11 zustehenden (fälligen) Ausgleichsbeträge zu
berücksichtigen (BAG, Urteil vom 6. März 1985 – 5 AZR
523/83 – AP Nr. 11 zu § 11 MuSchG 1968). Dies gilt je-
doch nicht für den Teil der Ausgleichsbeträge nach § 11,
der als Ausgleich für unständige Bezügebestandteile ge-
zahlt wird, die nicht zu den im Ausschließlichkeitskata-
log des § 47 Abs. 2 Unterabs. 2 BAT bzw. des § 48 Abs. 3
Unterabs. 1 MTArb aufgeführten Entgeltbestandteilen
gehören (wie z.B. der Einsatzzuschlag für Ärzte nach
Nr. 3 Abs. 2 Unterabs. 2 SR 2 c BAT).

Bei der Berechnung des Urlaubsaufschlags für Ange-
stellte nach § 47 Abs. 2 Unterabs. 2 BAT in Verbindung
mit der Protokollnotiz Nr. 2 hierzu sind Kalendermonate,
in denen neben Mutterschaftsgeld und ggf. Zuschuss zum
Mutterschaftsgeld Ausgleichsbeträge nach § 11 gezahlt
worden sind (vgl. Nr. 11.4), wie Kalendermonate zu
behandeln, für die Vergütung zugestanden hat.

11.10

Der Durchschnittsverdienst nach § 11 Abs. 1 ist steuer-
pflichtiger Arbeitslohn und damit sozialversicherungs-
pflichtiges Arbeitsentgelt und zusatzversorgungspflichti-
ges Entgelt. Steuerpflichtig sind dabei auch die im
Durchschnittsverdienst enthaltenen Zuschläge für Sonn-
tags-, Feiertags- und Nachtarbeit, die bei tatsächlicher
Arbeitsleistung gemäß § 3 b EStG nicht der Steuerpflicht
unterliegen (Urteil des BFH vom 24. Oktober 1984 – VI R
199/80 – BlStSozArbR 8/1985 S. 127).
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Der Ausgleichsbetrag nach § 11, der in entsprechender
Anwendung des § 36 Abs. 1 Unterabs. 2 BAT bzw. des
§ 31 Abs. 2 Unterabs. 2 MTArb mit einer zeitlichen Ver-
zögerung von zwei Monaten in Kalendermonaten gezahlt
wird, für die der Arbeitnehmerin ansonsten nur Mutter-
schaftsgeld und ggf. der Zuschuss zum Mutterschaftsgeld
zustehen (vgl. das Beispiel in Nr. 11.6), ist sozialversiche-
rungsrechtlich als nachträglich gezahltes Arbeitsentgelt
zu behandeln. Das gilt auch für unständige Bezügebe-
standteile, die bei Beginn einer sich an die Schutzfrist des
§ 6 Abs. 1 unmittelbar anschließenden Elternzeit nach
dem Bundeserziehungsgeldgesetz (vgl. das Beispiel in
Nr. 11.6) bzw. einer sonstigen Beurlaubung ohne Bezüge
von länger als zwölf Monaten gezahlt werden. Der Aus-
gleichsbetrag nach § 11 und die unständigen Bezügebe-
standteile sind zum Zwecke des Beitragseinzugs jeweils
dem Kalendermonat zuzuordnen, in dem die Ansprüche
entstanden sind (Beitragsneuberechnung der bereits
abgerechneten Lohnabrechnungszeiträume); die Spitzen-
verbände der Sozialversicherungsträger haben jedoch
aus Vereinfachungsgründen auch zugelassen, dass dann,
wenn in dem gesamten Lohnabrechnungszeitraum, in
dem die unständigen Bezügebestandteile ausgezahlt wer-
den, keine Beitragspflicht besteht, die unständigen Bezü-
gebestandteile dem Arbeitsentgelt des vorausgegangenen
Lohnabrechnungszeitraumes oder, wenn auch im voraus-
gegangenen Lohnabrechnungszeitraum Beitragsfreiheit
bestanden hat, dem davor liegenden Abrechnungszeit-
raum zugeordnet werden (vgl. Punkt 5 der Niederschrift
über die Besprechung am 5./6. März 1986).

11.11

Der Ausgleichsbetrag nach § 11 Abs. 1 kann auch neben
dem Mutterschaftsgeld zu zahlen sein (vgl. Nr. 11.10
Abs. 2 Satz 1). Die Vorschrift des § 200 Abs. 4 Satz 1 RVO
über das Ruhen des Anspruchs auf Mutterschaftsgeld,
wenn und soweit Arbeitsentgelt gezahlt wird, greift hier
nicht ein, weil sich dieses Ruhen nur auf Arbeitsentgelt
bezieht, das die Arbeitnehmerin durch Arbeitsleistungen
erwirbt, die sie während der Beschäftigungsverbote er-
bringt, oder das ihr sonst für die Zeit der Schutzfristen
gewährt wird (vgl. BAG, Urteil vom 6. März 1985 – 5 AZR
523/83 – AP Nr. 11 zu § 11 MuSchG 1968). Satz 1 gilt ent-
sprechend für unständige Bezügebestandteile, die neben
dem Mutterschaftsgeld gezahlt werden (vgl. Nr. 11.10
Abs. 2 Satz 2).

12
Nicht besetzt.

13
Zu § 13 (Mutterschaftsgeld)

13.1

Arbeitnehmerinnen, die bei Beginn der Schutzfrist nach
§ 3 Abs. 2 in einem Arbeitsverhältnis stehen oder deren
Arbeitsverhältnis während der Schwangerschaft oder der
Schutzfrist nach § 6 Abs. 1 nach Maßgabe von § 9 Abs. 3
aufgelöst worden ist, erhalten während der Schutzfristen
(§ 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1) auf Antrag (§ 16 SGB I) ein
Mutterschaftsgeld. Dasselbe gilt vom Beginn des Arbeits-
verhältnisses an für solche Frauen, die während der
Schutzfristen nach § 3 Abs. 2 oder § 6 Abs. 1 von einem
Beamten- in ein Arbeitsverhältnis wechseln, sowie für
Frauen, die Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse
sind (Pflichtversicherte und freiwillig Versicherte) und
deren Arbeitsverhältnis erst während der Mutterschutz-
fristen beginnt.

Für Arbeitnehmerinnen, die Mitglied einer gesetzlichen
Krankenkasse sind, gelten die Vorschriften der Reichs-
versicherungsordnung (§§ 200, 200 b RVO) unmittelbar.

Für Arbeitnehmerinnen, die nicht Mitglied einer gesetz-
lichen Krankenkasse sind, gelten die Vorschriften der
RVO infolge der Verweisung in § 13 Abs. 2 entsprechend,
jedoch mit der Maßgabe, dass das Mutterschaftsgeld für
die Zeit der Schutzfristen (§ 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1) ins-
gesamt höchstens 210 Euro beträgt. Das Mutterschafts-
geld wird ihnen zu Lasten des Bundes durch das Bundes-
versicherungsamt gezahlt.

13.2

Den für die Zahlung des Mutterschaftsgeldes zuständi-
gen Krankenkassen (bei Arbeitnehmerinnen, die Mitglied

einer gesetzlichen Krankenkasse sind) bzw. dem Bundes-
versicherungsamt (bei Arbeitnehmerinnen, die nicht Mit-
glied einer gesetzlichen Krankenkasse sind) sind auf
Anforderung unverzüglich die Angaben zu machen, die
für die Berechnung der Höhe des Mutterschaftsgeldes
benötigt werden.

13.3

Ein Anspruch auf Mutterschaftsgeld ist auch gegeben,
wenn im Falle eines bestehenden Beschäftigungsverhält-
nisses während einer noch nicht beendeten Elternzeit ei-
ne weitere Schutzfrist eintritt.

Dagegen haben Arbeitnehmerinnen, die von ihrem
Arbeitgeber unbezahlten Urlaub (z.B. nach § 50 BAT
bzw. § 55 MTArb) erhalten haben, nach dem Urteil des
BSG vom 8. März 1995 – 1 RK 10/94 – (DOK 1995, 453)
mit Beginn einer (erneuten) Schutzfrist nach § 3 Abs. 2
und § 6 Abs. 1 grundsätzlich keinen Anspruch auf Mut-
terschaftsgeld. Endet im Verlauf der Schutzfrist der
unbezahlte Urlaub, so kann auch von diesem Zeitpunkt
an kein Anspruch auf Mutterschaftsgeld begründet wer-
den. Maßgebend für den Mutterschaftsgeldanspruch sind
die Verhältnisse bei Beginn der Schutzfrist; lediglich
dann, wenn zu Beginn der Schutzfrist die Mitgliedschaft
in der gesetzlichen Krankenversicherung im Rahmen des
§ 192 Abs. 1 Nr. 1 SGB V fortbesteht oder der unbezahlte
Urlaub aus Anlass der Schwangerschaft vereinbart und
die Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung nach § 192 Abs. 2 SGB V aufrechterhalten wird, ist
ein Anspruch auf Mutterschaftsgeld neben unbezahltem
Urlaub gegeben (vgl. Besprechungsergebnis der Spitzen-
verbände der Krankenkassen vom 11./12. November
1996, abgedruckt in BB 1997, 530).

13.4

Im Gegensatz zur Regelung des § 5 Abs. 2 Satz 2 über ei-
ne vom Sechswochenzeitraum abweichende Dauer des
Beschäftigungsverbots nach § 3 Abs. 2 bestimmt § 200
Abs. 3 Satz 5 RVO lediglich, dass sich bei Geburten nach
dem mutmaßlichen Tag der Entbindung die Bezugsdauer
für das Mutterschaftsgeld vor der Geburt entsprechend
verlängert. Eine Verkürzung der Sechswochenfrist hin-
sichtlich des Anspruchs auf Mutterschaftsgeld ist mithin
ausgeschlossen; diese Frist ist eine Mindestfrist.

Bei Geburten vor dem mutmaßlichen Tag der Entbindung
folgt aus § 200 Abs. 3 Satz 2 RVO die Verpflichtung, das
Mutterschaftsgeld nach der Geburt für 8 bzw. – bei Früh-
und Mehrlingsgeburten – 12 Wochen zuzüglich derjeni-
gen Tage, die von der Schutzfrist vor der Geburt nicht in
Anspruch genommen werden konnten, zu zahlen.

13.4.1

Hat die Arbeitnehmerin vor Beginn der Schutzfrist nach
§ 3 Abs. 2 Krankenbezüge in Höhe der Urlaubsvergütung
(§ 37 Abs. 2 BAT, § 71 Abs. 2 BAT) bzw. in Höhe des
Urlaubslohnes (§ 42 Abs. 2 MTArb) erhalten und entbin-
det sie vor dem mutmaßlichen Zeitpunkt der Nieder-
kunft, verbleibt es bei dem Anspruch auf Krankenbe-
züge.

13.4.2

Bei Arbeitnehmerinnen, die bis zum Beginn des Beschäf-
tigungsverbots nach § 3 Abs. 2 Krankengeld von ihrer
Krankenkasse und ggf. einen Krankengeldzuschuss von
ihrem Arbeitgeber bezogen haben, hat eine vorzeitige
Entbindung ebenfalls keine Auswirkungen auf Dauer
und Höhe dieser Ansprüche. Insoweit ist durch die am 20.
Juni 2002 in Kraft getretene Änderung des § 200 Abs. 3
RVO (aufgrund des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Mutterschutzrechts vom 16. Juni 2002 – BGBl. I 
S. 1812 –) die bisherige Unterscheidung zwischen Früh-
geburten im medizinischen Sinne und sonstigen vorzeiti-
gen Geburten aufgegeben worden.

13.4.3

Der ggf. neben dem Mutterschaftsgeld zu zahlende Aus-
gleichsbetrag nach § 11 (vgl. Nr. 11.11) ist kein Arbeits-
entgelt im Sinne des § 200 Abs. 4 Satz 1 RVO; beide Leis-
tungen sind nebeneinander zu gewähren (vgl. BAG, Ur-
teile vom 28. November 1984 – 5 AZR 243/83 – AP Nr. 10
zu § 11 MuSchG 1968 – und vom 6. März 1985 – 5 AZR
523/83 – AP Nr. 11 zu § 11 MuSchG 1968 – zu der bis zum
31. Dezember 1988 geltenden inhaltsgleichen Vorschrift
des § 200 c Abs. 2 Satz 1 RVO). Das Gleiche gilt für
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unständige Bezügebestandteile, die bei Beginn einer sich
an die Schutzfrist nach § 6 Abs. 1 unmittelbar anschlie-
ßenden Elternzeit nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz
bzw. einer sonstigen Beurlaubung ohne Bezüge von län-
ger als zwölf Monaten in einem Kalendermonat gezahlt
werden (vgl. Nr. 11.10), in dem noch Mutterschaftsgeld
zusteht. Das Ruhen des Anspruchs auf Mutterschaftsgeld
bezieht sich nur auf Vergütungen, die die Arbeitnehmerin
durch Arbeitsleistungen erwirbt, die sie während der
Beschäftigungsverbote erbringt. Der Ausgleichsbetrag
nach § 11 bzw. die unständigen Bezügebestandteile beru-
hen dagegen auf Arbeitsleistungen, die vor Beginn der
Schutzfristen erbracht wurden.

13.5

Die Berechnung des der Arbeitnehmerin zustehenden
Mutterschaftsgeldes ist von zwei Bezugsgrößen abhängig,
und zwar

a) von dem Berechnungszeitraum (die letzten drei abge-
rechneten Kalendermonate vor Beginn der Schutzfrist
nach § 3 Abs. 2) und

b) von der Höhe des in diesem Zeitraum erzielten, um die
gesetzlichen Abzüge verminderten Arbeitsverdienstes.

13.6

Für die Berechnung des Zeitraums der letzten drei abge-
rechneten Kalendermonate ist von dem Beginn der
Schutzfrist nach § 3 Abs. 2 unter Zugrundelegung des in
dem Zeugnis eines Arztes oder einer Hebamme angenom-
menen mutmaßlichen Tages der Entbindung auszugehen,
wenn die Zahlung des Mutterschaftsgeldes vor der Ent-
bindung beantragt wird. Dieser Ausgangszeitpunkt bleibt
auch dann maßgebend, wenn die Entbindung früher oder
später eintritt. Wird die Leistung nach dem MuSchG erst
nach der Entbindung (z.B. bei Frühgeburten) geltend ge-
macht, ist der tatsächliche Tag der Entbindung der
Berechnung zugrunde zu legen (vgl. Urteil des BSG vom
10. September 1975 – 3 RK 69/74 – USK 75 117).

Abgerechnet sind Zeiträume, für die das zu zahlende
Arbeitsentgelt mit der Arbeitnehmerin abgerechnet wor-
den ist. Nicht ausreichend ist es, wenn für bestimmte
Zeitabschnitte das Entgelt durch bloße Abschlagszahlun-
gen ganz oder teilweise geleistet wurde.

Fallen in den Berechnungszeitraum Tage, an denen infol-
ge von Kurzarbeit, Arbeitsausfällen oder unverschulde-
ter Arbeitsversäumnis kein oder ein vermindertes
Arbeitsentgelt erzielt wurde, bleiben diese Tage nach
§ 200 Abs. 2 Satz 3 RVO außer Ansatz (Ausfallzeiten). Die
Begriffe „Kurzarbeit“ und „Arbeitsausfälle“ sind diesel-
ben wie in § 11 Abs. 2 Satz 2.

Hat das Arbeitsverhältnis, das zur Begründung des An-
spruchs auf Mutterschaftsgeld geführt hat, weniger als
drei Monate gedauert, ist der kürzere Zeitraum der
Berechnung zugrunde zu legen.

Nach § 200 Abs. 2 Satz 4 RVO wird außerdem bestimmt,
dass ausnahmsweise das durchschnittliche kalendertägli-
che Arbeitsentgelt einer gleichartig Beschäftigten zu-
grunde zu legen ist, wenn eine Berechnung nach § 200
Abs. 2 Satz 1 und 3 RVO nicht möglich ist. Nach herr-
schender Meinung wird die Berechnung z. B. als in die-
sem Sinne unmöglich angesehen, wenn

– die Berechnung nach der Regel infolge Wechsels aus
einem Ausbildungs- in ein Arbeitsverhältnis zu einem
offensichtlich unbilligen Ergebnis führen würde,

– im an sich maßgebenden Bezugszeitraum so große
Fehlzeiten liegen, dass im Ergebnis nicht mehr von ei-
nem „durchschnittlichen Entgelt“ gesprochen werden
kann (nur wenige zu berücksichtigende Tage) oder

– das Arbeits- oder Ausbildungsverhältnis erst während
der Mutterschutzfristen beginnt.

Erwächst aus einer erneuten Schwangerschaft während
der Elternzeit Anspruch auf Mutterschaftsgeld für die
Zeit der Schutzfristen nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 so-
wie für den Entbindungstag (vgl. Nr. 13.3 erster Absatz),
sind der Berechnung des Mutterschaftsgeldes der Zeit-
raum und der Arbeitsverdienst zugrunde zu legen, die für
die Berechnung des Mutterschaftsgeldes für die Zeit der
auf der vorausgegangenen Schwangerschaft beruhenden
Schutzfristen maßgebend waren.

13.7

Nach dem Urteil des BSG vom 9. September 1971 – 3 RK
84/69 – ist bei der Berechnung des Mutterschaftsgeldes
nicht von einem arbeitsrechtlichen Entgeltbegriff, son-
dern vom Entgelt im sozialversicherungsrechtlichen Sin-
ne (§§ 14, 17 SGB IV in Verbindung mit der Arbeitsent-
geltverordnung) auszugehen.

13.7.1

Arbeitsentgelt ist der in der regelmäßigen Arbeitszeit des
Berechnungszeitraumes erzielte Arbeitsverdienst in
Form von Gehalt, Lohn, Ausbildungsvergütung, Ausbil-
dungsgeld oder Entgelt. Dabei ist es unerheblich, ob das
Arbeitsentgelt als Monats-, Stunden-, Akkord- oder Prä-
mienverdienst gewährt wird.

Zum Arbeitsentgelt gehört auch die Vergütung für Mehr-
arbeit, für geleistete Überstunden, für Nacht-, Sonntags-
und Feiertagsarbeit – mit Ausnahme der hierfür gewähr-
ten steuerfreien Zuschläge (§ 3 b EStG), da es sich inso-
weit nicht um Entgelt im sozialversicherungsrechtlichen
Sinne (vgl. Nr. 13.7) handelt –, und zwar auch dann, wenn
die Mehrarbeit usw. nicht regelmäßig geleistet wurde.

Zulagen und Zuschläge zählen zum Arbeitsentgelt, so-
weit sie nicht als Ersatz von Aufwendungen gezahlt wer-
den.

Zum Arbeitsentgelt gehören ferner alle Zahlungen, die
der Arbeitgeber im Berechnungszeitraum zum Ausgleich
von Verdienstausfällen leistet, wenn durch sie ein Min-
derverdienst an einem Tage verhindert wird, der nach
§ 200 Abs. 2 Satz 3 RVO sonst nicht zu berücksichtigen
wäre. Hierzu gehören u.a. das Feiertagsentgelt nach § 2
des Gesetzes über die Zahlung des Arbeitsentgelts an
Feiertagen und im Krankheitsfall (Entgeltfortzahlungs-
gesetz), die Lohnausfallerstattung für Personalratsmit-
glieder, die Urlaubsvergütung bzw. der Urlaubslohn
(nicht jedoch das Urlaubsgeld oder eine Urlaubsabgel-
tung) sowie der nach § 11 gesicherte Durchschnittsver-
dienst.

13.7.2

Vermögenswirksame Leistungen des Arbeitgebers und
vermögenswirksam angelegte Teile des Arbeitslohnes der
Arbeitnehmerin (§§ 10, 11 des Fünften Vermögensbil-
dungsgesetzes) sind Arbeitsentgelt im Sinne des § 200
Abs. 2 Satz 1 RVO.

13.7.3

Leistungen des Arbeitgebers zu einer zusätzlichen Al-
ters- und Hinterbliebenenversorgung (Umlagen – § 16
ATV – und zusätzliche Umlagen – § 39 Abs. 2 ATV – zur
VBL oder zu einer anderen Zusatzversorgungseinrich-
tung) gehören zum Arbeitsentgelt im Sinne des § 200
Abs. 2 Satz 1 RVO, soweit sie nach der Arbeitsentgeltver-
ordnung sozialversicherungspflichtiges Arbeitsentgelt
sind. Danach sind die pauschal versteuerten Umlagen
und zusätzliche Umlagen im Tarifgebiet West in Höhe
von 2,5 v.H. des für ihre Bemessung maßgebenden Ent-
gelts, abzüglich 13,30 Euro monatlich (§ 2 Abs. 1 Satz 2
ArEV i.d.F. der Verordnung vom 20. Dezember 2001,
BGBl. I S. 3918), als Arbeitsentgelt anzusehen. Soweit
Umlagen und zusätzliche Umlagen nicht pauschal ver-
steuert werden, sind sie dem Arbeitsentgelt zuzurechnen.

Die steuerunbelasteten und sozialversicherungsfreien
Sanierungsgelder zur VBL gehören dagegen ebenso we-
nig zum Arbeitsentgelt wie die Beiträge im Kapitalde-
ckungsverfahren (§ 2 Abs. 2, § 18, § 26 Abs. 5, § 39 Abs. 1
ATV), soweit diese im Rahmen des § 3 Nr. 63 EStG steu-
er- und damit sozialversicherungsfrei sind, sowie die für
eine Entgeltumwandlung verwendeten Entgeltbestand-
teile, die allerdings nur bis zum 31. Dezember 2008 sozi-
alversicherungsfrei sind (§ 115 SGB VI). 

Der Umlage-Beitrag der Arbeitnehmer, der aus versteu-
ertem Einkommen entrichtet wird, mindert nicht das
Arbeitsentgelt.

13.7.4

Nicht zum Arbeitsentgelt im Sinne des § 200 Abs. 2
Satz 1 RVO gehören die Arbeitgeberzuschüsse zum Kran-
kenversicherungsbeitrag nach § 257 SGB V und zum
Pflegeversicherungsbeitrag nach § 61 SGB XI sowie Auf-
wandsentschädigungen (z.B. Reisekosten). Entsprechen-
des gilt für Arbeitgeberzuschüsse zu berufsständischen
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Versorgungseinrichtungen sowie zum Versorgungswerk
der Presse (vgl. § 25 ATV).

13.7.5

Einmalig gezahltes Arbeitsentgelt (§ 23 a SGB IV), das
nach § 200 Abs. 2 Satz 3 RVO nicht zum Arbeitsentgelt
im Sinne dieser Vorschrift gehört, sind z.B. Zuwendun-
gen nach den Zuwendungstarifverträgen, Urlaubsgelder,
Jubiläumszuwendungen, Urlaubsabgeltungen.

13.7.6

Änderungen der Höhe der Vergütung bzw. des Lohnes,
die nach Ablauf des Berechnungszeitraums wirksam
werden, werden bei der Bemessung des Mutterschaftsgel-
des nach § 200 Abs. 2 RVO, der nicht entsprechend der
Ergänzung des § 14 Abs. 1 MuSchG zunächst durch das
Gesetz zur Änderung des Mutterschutzrechts vom 20.
Dezember 1996 (BGBl. I S. 2110) und nochmals durch das
Zweite Gesetz zur Änderung des Mutterschutzrechts vom
16. Juni 2002 (BGBl. I S. 1812) geändert worden ist, nicht
berücksichtigt. Rückwirkende Erhöhungen der Bezüge,
die den ganzen oder einen Teil des Berechnungszeitrau-
mes betreffen, sind für die Monate zu berücksichtigen,
auf die sie entfallen. Dies gilt auch dann, wenn der An-
spruch auf die rückwirkende Erhöhung der Bezüge des
Berechnungszeitraums auf einem Tarifvertrag (z.B. Ver-
gütungstarifvertrag, Monatslohntarifvertrag) beruht, der
erst nach Ablauf des Berechnungszeitraumes oder nach
Beginn der Schutzfrist des § 3 Abs. 2 vereinbart worden
ist (Urteil des BAG vom 6. April 1994 – 5 AZR 501/93 –
AP Nr. 11 zu § 14 MuSchG 1968). Wegen der Rechtslage
bei der Berechnung des Zuschusses zum Mutterschafts-
geld siehe Nr. 14.13.

13.7.7

Tage, an denen infolge von Kurzarbeit, Arbeitsausfällen
oder unverschuldeter Arbeitsversäumnis kein oder ein
vermindertes Arbeitsentgelt erzielt wurde, bleiben nach
§ 200 Abs. 2 Satz 3 RVO außer Ansatz. Dies gilt auch für
die an diesen Tagen erzielten Minderverdienste. Tage mit
Verdienstminderungen wegen verschuldeter Arbeitsver-
säumnisse und die entsprechend geringeren Arbeitsent-
gelte sind dagegen zu berücksichtigen.

13.8

Der für den Berechnungszeitraum ermittelte Bruttobe-
trag des Arbeitsentgelts ist um die gesetzlichen Abzüge
zu vermindern. Zu den gesetzlichen Abzügen gehören die
Lohnsteuer, die Kirchensteuer, der Solidaritätszuschlag
sowie der Arbeitnehmeranteil am Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrag (§ 28 d Satz 1 SGB IV) einschl. des Arbeit-
nehmeranteils am Beitrag zur sozialen Pflegeversiche-
rung (§ 28 d Satz 2 SGB IV). Dabei ist die Lohnsteuer in
der Höhe zu berücksichtigen, wie sie vom Arbeitgeber
nach den gesetzlichen Bestimmungen aufgrund der Ein-
tragungen in der Lohnsteuerkarte für das Arbeitsentgelt
in dem maßgebenden Berechnungszeitraum zu berechnen
und einzubehalten war. Keine gesetzlichen Abzüge sind
dagegen die Aufwendungen der Arbeitnehmerin für Bei-
träge zu einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenen-
versorgung (z.B. Umlage-Beitrag zur VBL, freiwillige
Versicherung bei der VBL – § 26 ATV –, freiwillige Versi-
cherung in der gesetzlichen Rentenversicherung, Lebens-
versicherung, Höherversicherung) und für die freiwillige
Versicherung in einer Krankenkasse oder bei einem pri-
vaten Krankenversicherungsunternehmen sowie die
gepfändeten Teile des Arbeitsentgelts und die vermö-
genswirksam angelegten Teile des Arbeitsentgelts.

Fällt in den Bemessungszeitraum ein nicht zu berück-
sichtigendes einmalig gezahltes Arbeitsentgelt im Sinne
von § 23 a SGB IV (§ 200 Abs. 2 Satz 3 RVO), ist eine fik-
tive Berechnung des Nettoarbeitsentgelts vorzunehmen.

Beispiel 1:
Bemessungszeitraum Dezember:

Laufendes Arbeitsentgelt 2.500,– Euro

Zuwendung 1.000,– Euro

Dezemberbezüge insgesamt 3.500,– Euro

a) Beitragspflichtiges Entgelt 3.500,– Euro

b) Steuerpflichtiges Entgelt 3.500,– Euro

c) Bruttoarbeitsentgelt, von dem das 
fiktive Nettoarbeitsentgelt 
als Bemessungsgrundlage für 
das Mutterschaftsgeld zu ermitteln 
ist (beitrags- und steuerpflichtiger 
Betrag) 2.500,– Euro

Beispiel 2:
Bemessungszeitraum Dezember:

Laufendes Arbeitsentgelt 2.500,– Euro

Zuwendung ----,– Euro

Dezemberbezüge insgesamt 2.500,– Euro

a) Beitragspflichtiges Entgelt 2.500,– Euro

b) Steuerpflichtiges Entgelt 2.500,– Euro

c) Bruttoarbeitsentgelt, von dem das 
fiktive Nettoarbeitsentgelt 
als Bemessungsgrundlage für 
das Mutterschaftsgeld zu ermitteln 
ist (beitrags- und steuerpflichtiger 
Betrag) 2.500,– Euro

13.9

Für die Ermittlung des Mutterschaftsgeldes ist das nach
den vorstehenden Hinweisen vom Arbeitgeber errechnete
(vgl. Nr. 13.8) und der Krankenkasse mitgeteilte Nettoar-
beitsentgelt von dieser auf den Kalendertag umzurech-
nen (kalendertägliches Durchschnittsarbeitsentgelt).
Sind im Berechnungszeitraum keine Ausfallzeiten ent-
halten, wird der Monat zu 30 Kalendertagen ohne Rück-
sicht darauf angesetzt, ob die Arbeitswoche der Arbeit-
nehmerin fünf oder sechs Tage beträgt und ob der betref-
fende Monat mehr oder weniger als 30 Kalendertage hat
(vgl. § 47 Abs. 2 Satz 3 SGB V).

Das gesamte Nettoarbeitsentgelt des Berechnungszeit-
raums ohne Ausfallzeiten wird daher bei monatlicher
Abrechnung durch 90 (3 Kalendermonate x 30 Tage) ge-
teilt. Der Divisor von 90 verringert sich nur dann, wenn
sich nach § 200 Abs. 2 Satz 3 RVO auch der Berechnungs-
zeitraum verringert, und zwar um die Zahl der Tage, um
die der Berechnungszeitraum zu verkürzen ist.

13.10

Während der Zeit des Bezuges von Mutterschaftsgeld
liegt keine in der Sozialversicherung versicherungs-
pflichtige Beschäftigung vor (§§ 24, 25 SGB III, § 5 SGB
V, § 1 SGB VI, §§ 20, 23 SGB XI). Für diese Zeit ist des-
halb kein Gesamtsozialversicherungsbeitrag (§ 28 d
Satz 1 SGB IV) einschl. des Beitrags zur sozialen Pflege-
versicherung (§ 28 d Satz 2 SGB IV) zu entrichten. Etwas
anderes gilt nur, wenn während des Bezuges von Mutter-
schaftsgeld einmalig gezahltes Arbeitsentgelt gezahlt
wird (vgl. Unterabsatz 6).

In der gesetzlichen Krankenversicherung bleibt die
Arbeitnehmerin ohne Beitragsleistung versichert, solan-
ge sie Anspruch auf Mutterschaftsgeld oder auf Kran-
kengeld hat (§ 192 Abs. 1 Nr. 2, § 224 Abs. 1 SGB V).

In der Rentenversicherung werden Zeiten, in denen die
Arbeitnehmerin wegen Schwangerschaft oder Mutter-
schaft während der Schutzfristen eine versicherte Beschäf-
tigung nicht ausgeübt hat, immer dann als Anrechnungs-
zeit berücksichtigt, wenn diese Zeiten nach Vollendung des
17. und vor Vollendung des 25. Lebensjahres liegen; außer-
halb dieser Lebensaltersphase erfolgt die Anrechnung nur,
wenn dadurch eine versicherte Beschäftigung unterbro-
chen wird (§ 58 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 Satz 1 SGB VI).

In der sozialen Pflegeversicherung besteht die Mitglied-
schaft für die Dauer des Anspruchs auf Mutterschafts-
geld fort (§ 192 Abs. 1 Nr. 2 SGB V i.V.m. § 49 Abs. 2 SGB
XI); das Mutterschaftsgeld bleibt beitragsfrei (§ 56 Abs. 3
SGB XI).

In der Arbeitslosenversicherung ist die Zeit des Bezuges
von Mutterschaftsgeld dann einer die Beitragspflicht
begründenden Beschäftigung gleichgestellt, wenn durch
Schwangerschaft oder Mutterschaft eine die Beitrags-
pflicht begründende Beschäftigung unterbrochen worden
ist (§ 26 Abs. 2 Nr. 1 SGB III).

Erhält die Arbeitnehmerin während der Zeit des Bezuges
von Mutterschaftsgeld einmalig gezahltes Arbeitsentgelt
(z.B. Urlaubsgeld, Zuwendungen), ist dies beitragspflich-
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tig zu allen Zweigen der Sozialversicherung und dem
Lohnabrechnungszeitraum zuzuordnen, in dem es ausge-
zahlt wird (§ 23 a SGB IV). Der Anspruch auf Mutter-
schaftsgeld bleibt dadurch unberührt (§ 200 Abs. 4 Satz 2
RVO). Von dem einmalig gezahlten Arbeitsentgelt hat, so-
weit es zusatzversorgungspflichtig ist, der Arbeitgeber
Umlagen, Sanierungsgelder und ggf. Beiträge an die VBL
zu entrichten und die Arbeitnehmerin die darauf entfal-
lenden Umlage-Beiträge zu tragen. Die zeitliche Zuord-
nung des einmalig gezahlten Arbeitsentgelts erfolgte im
bisherigen Gesamtversorgungssystem nach § 8 Abs. 5
Satz 2 Versorgungs-TV, zu dem letzten vorangegangenen
Kalendermonat, für den Umlage zu entrichten war. Auf-
grund der Übergangsregelung nach § 36 Abs. 2 ATV kann
noch längstens bis zum 31. Dezember 2002 entsprechend
verfahren werden. Spätestens ab 1. Januar 2003 ist eine
Einmalzahlung, die steuerlich einen sonstigen Bezug dar-
stellt, entsprechend dem Zuflussprinzip (§ 15 Abs. 2
Satz 1 ATV) dem Monat der Auszahlung zuzuordnen,
auch wenn in diesem Monat sonst kein zusatzversor-
gungspflichtiges Entgelt anfällt.

Erhält die Arbeitnehmerin in dem Zeitraum, für den ihr
Mutterschaftsgeld zusteht, aufgrund freiwilliger Weiter-
arbeit während der Schutzfrist nach § 3 Abs. 2 (vgl.
Nr. 3.3 und Nr. 3.5) Arbeitsentgelt, sind hiervon Beiträge
zur Sozialversicherung (einschl. der sozialen Pflegeversi-
cherung) und Umlagen zur zusätzlichen Alters- und Hin-
terbliebenenversorgung abzuführen.

13.11

Bei Arbeitnehmerinnen, die schon vor Beginn der Mut-
terschutzfrist nach § 3 Abs. 2 arbeitsunfähig erkrankt
sind, endet die Zahlung der Krankenbezüge (§ 37 BAT,
§ 71 BAT, § 42 MTArb) mit Beginn dieser Frist (vgl.
Nrn. 13.4 bis 13.4.2). Dauert die Krankheit über das En-
de der Schutzfrist nach § 6 Abs. 1 bzw. das Ende der
Elternzeit nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz hinaus
an, sind mit Ablauf der Schutzfrist bzw. der Elternzeit
die Krankenbezüge für den nach § 37 Abs. 4 bis 7 BAT,
§ 71 BAT bzw. § 42 Abs. 4 bis 7 MTArb etwa noch vorhan-
denen Anspruchszeitraum weiterzuzahlen.

Aus der Formulierung in § 37 Abs. 4 Unterabs. 1 BAT,
§ 71 Abs. 2 Unterabs. 1 Satz 2 BAT und in § 42 Abs. 4
Unterabs. 1 MTArb („Die Krankenbezüge bzw. der Kran-
kengeldzuschuss werden bzw. wird bis zum Ende der ...
Woche seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit gezahlt“)
ergibt sich, dass die Fristen nach den genannten Vor-
schriften durchzurechnen sind, d.h. durch die Mutter-
schutzfristen keine Unterbrechung und keine entspre-
chende Verlängerung erfahren. Dies gilt auch bei einer
Erkrankung innerhalb der Schutzfristen bzw. der Eltern-
zeit nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz, die über das
Ende der Schutzfrist nach § 6 Abs. 1 bzw. das Ende der
Elternzeit hinaus andauert. § 37 Abs. 2 Unterabs. 1 BAT,
§ 71 Abs. 2 Unterabs. 1 Satz 1 BAT bzw. § 42 Abs. 2
Unterabs. 1 MTArb bleiben unberührt.

13.12

Das kalendertägliche Mutterschaftsgeld ist vom ersten
Tage des Sechswochenzeitraumes an zu gewähren, und
zwar auch dann, wenn dies bei einer Tätigkeit in der
Fünftagewoche ein arbeitsfreier Samstag oder Sonntag
ist. Es wird darauf hingewiesen, dass in diesem Fall bei
Angestellten entsprechend der Bestimmung des § 36
Abs. 2 BAT der letzte Tag der Zahlung der Vergütung und
der erste Tag der Zahlung des Mutterschaftsgeldes
unmittelbar aufeinander folgen. Bei Arbeiterinnen ist in
dem in Satz 1 genannten Fall die Lohnzahlung nach § 30
Abs. 3 Buchst. b MTArb mit Ablauf des Freitags einzu-
stellen; die Zahlung des Mutterschaftsgeldes beginnt erst
am Sonntag oder Montag (entsprechend dem Entbin-
dungstag). Eine Schlechterstellung gegenüber den Ange-
stellten besteht hierbei jedoch nicht, da die Arbeiterin ih-
ren auf die Woche entfallenden Anteil des monatlichen
Lohnes bis zum Sonntag bereits während der fünf
Arbeitstage dieser Woche verdient hat.

14
Zu § 14 (Zuschuss zum Mutterschaftsgeld)

14.1

Das Mutterschaftsgeld, das der Arbeitnehmerin, die Mit-
glied einer gesetzlichen Krankenkasse ist, von dieser

Krankenkasse während der Schutzfrist nach § 3 Abs. 2,
für den Entbindungstag und während der Schutzfrist
nach § 6 Abs. 1 zu zahlen ist, ist auf höchstens 13,– Euro
für jeden Kalendertag begrenzt. Das vom Bundesversi-
cherungsamt der Arbeitnehmerin, die nicht Mitglied ei-
ner gesetzlichen Krankenkasse ist, während der Schutz-
fristen zu zahlende Mutterschaftsgeld ist außerdem auf
insgesamt 210,– Euro begrenzt. War das um die gesetzli-
chen Abzüge verminderte durchschnittliche kalendertäg-
liche Arbeitsentgelt in dem maßgebenden Berechnungs-
zeitraum (§ 14 Abs. 1 Satz 2) höher als 13,– Euro für den
Kalendertag, hat der Arbeitgeber einen Zuschuss zum
Mutterschaftsgeld in Höhe des Unterschiedsbetrages zu
zahlen. Ist das Mutterschaftsgeld für die Zeit der
Beschäftigungsverbote (§ 3 Abs. 2, § 6 Abs. 1) auf insge-
samt 210,– Euro begrenzt, wird der kalendertägliche Zu-
schuss aus dem Unterschied zwischen 13,– Euro und dem
maßgebenden Arbeitsentgelt (vgl. Nrn. 14.5 bis 14.8)
berechnet.

14.2

Voraussetzungen für den Anspruch der Arbeitnehmerin
auf den Zuschuss des Arbeitgebers zum Mutterschafts-
geld sind das Bestehen des Arbeitsverhältnisses und der
Anspruch auf Mutterschaftsgeld während der Zeit der
Schutzfristen des § 3 Abs. 2 und des § 6 Abs. 1. Hinsicht-
lich des Anspruchsgrundes und der Anspruchsdauer ist
entscheidend, ob und für welche Zeit die Arbeitnehmerin
nach § 200 RVO oder nach § 13 Abs. 2 oder Abs. 3 An-
spruch auf Mutterschaftsgeld hat. Der Anspruch auf den
Zuschuss gegen den Arbeitgeber ist aber dem Grunde,
der Dauer und der Höhe nach nicht von der tatsächlichen
Zahlung des Mutterschaftsgeldes abhängig. Der Arbeit-
geber muss daher ggf. prüfen, ob die Arbeitnehmerin ei-
nen Rechtsanspruch auf Mutterschaftsgeld hat. Auch die
Berechnung, die für die Bemessung des Mutterschaftsgel-
des zugrunde gelegt worden ist, ist für den Arbeitgeber
nicht bindend (vgl. Nr. 14.5).

Eine Arbeitnehmerin, die nach § 50 BAT bzw. nach § 55
MTArb ohne Fortzahlung der Bezüge beurlaubt worden
ist, hat während der Zeit der Beurlaubung keinen An-
spruch auf Mutterschaftsgeld und schon deshalb auch
keinen Anspruch auf den Zuschuss zum Mutterschafts-
geld. Endet im Verlauf der Schutzfrist der unbezahlte Ur-
laub, so kann auch von diesem Zeitpunkt an kein An-
spruch auf Mutterschaftsgeld begründet werden, weil
hierfür die Verhältnisse bei Beginn der Schutzfrist maß-
gebend sind (vgl. Nr. 13.3 zweiter Absatz).

Eine Arbeitnehmerin hat während der Elternzeit nach
dem Bundeserziehungsgeldgesetz bei erneuter Schwan-
gerschaft keinen Anspruch auf den Zuschuss zum Mut-
terschaftsgeld für Zeiten der Schutzfristen nach § 3
Abs. 2 und § 6 Abs. 1 sowie für den Entbindungstag, so-
weit diese Zeiten in die Elternzeit fallen (§ 14 Abs. 4 Satz
1; vgl. auch Urteil des LAG Frankfurt/Main vom 20. Mai
1992 – 2 Sa 1883/91 – BB 1992, 2511). Sind diese Zeiten
bei Beendigung der Elternzeit noch nicht abgelaufen, hat
die Arbeitnehmerin – das weitere Bestehen des Arbeits-
verhältnisses vorausgesetzt – für die Zeit nach Beendi-
gung der Elternzeit bis zum Ablauf der Schutzfrist nach
§ 6 Abs. 1 einen Anspruch auf den Zuschuss zum Mutter-
schaftsgeld. Der Zuschuss ist grundsätzlich nach dem
Arbeitsverdienst zu berechnen, den die Arbeitnehmerin
vor Beginn der Elternzeit erhalten hat. Im Hinblick auf
§ 14 Abs. 1 Satz 3 wird jedoch empfohlen, die dort
bezeichneten (nicht nur vorübergehenden) Erhöhungen
des Arbeitsentgelts, auch soweit sie nicht nur während
der Schutzfristen des § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1, sondern
darüber hinaus seit dem Beginn der Elternzeit wirksam
geworden sind, in die Berechnung einzubeziehen; das-
selbe gilt gemäß § 14 Abs. 1 Satz 5 für dauerhafte Ver-
dienstkürzungen (vgl. Nr. 14.13). Ein Anspruch auf den
Zuschuss besteht jedoch auch während der Elternzeit,
wenn die Arbeitnehmerin eine zulässige Teilzeitbeschäf-
tigung leistet (§ 14 Abs. 4 Satz 2). Maßstab für die
Berechnung der Höhe des Zuschusses während der
Elternzeit ist in diesem Falle der Arbeitsverdienst, den
die Arbeitnehmerin aus der zulässigen Teilzeitbeschäfti-
gung vor Beginn der Schutzfrist nach § 3 Abs. 2 erzielt
hat. Im Übrigen gelten die Hinweise der Nrn. 14.5 ff.

Frauen, deren Arbeitsverhältnis während ihrer Schwan-
gerschaft oder der Schutzfrist nach § 6 Abs. 1 nach Maß-
gabe von § 9 Abs. 3 aufgelöst worden ist, erhalten den
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Zuschuss zum Mutterschaftsgeld zu Lasten des Bundes
von der für die Zahlung des Mutterschaftsgeldes zustän-
digen Stelle. Hat das Arbeitsverhältnis durch Fristablauf
geendet, liegt keine Auflösung in diesem Sinne vor. Des-
halb besteht in einem solchen Fall kein Anspruch auf
kalendertägliches Mutterschaftsgeld und damit auch
kein Anspruch auf Zuschuss des Arbeitgebers zum Mut-
terschaftsgeld (vgl. Urteil des BSG vom 1. Februar 1983
– 3 RK 53/81).

14.3

Das Mutterschaftsgeld in Höhe des Krankengeldes (§ 200
Abs. 2 Satz 7 RVO) sowie das Entbindungsgeld nach
§ 200 b RVO lösen keinen Anspruch auf einen Zuschuss
zum Mutterschaftsgeld aus.

14.4

Während der Schutzfrist finden die Konkurrenzvor-
schriften des Ortszuschlags bzw. des Sozialzuschlags
weiterhin Anwendung (vgl. z.B. für Angestellte § 29
Abschn. B Abs. 5 Satz 1 zweiter Halbsatz und Abs. 6
Satz 1 zweiter Halbsatz BAT, für Arbeiterinnen diese
Vorschrift i.V.m. § 41 MTArb).

14.5

Bei der Berechnung des Zuschusses zum Mutterschafts-
geld ist nicht vom sozialversicherungsrechtlichen Ent-
geltbegriff (vgl. § 13), sondern vom arbeitsrechtlichen
Entgeltbegriff auszugehen.

Zum arbeitsrechtlichen Entgelt gehören alle aus dem
Arbeitsverhältnis zustehenden Entgeltteile, auch soweit
sie nicht der Lohnsteuerpflicht unterliegen und kein
sozialversicherungspflichtiges Entgelt sind, z.B. die Zu-
schläge für Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeit, so-
weit sie steuerfrei sind (§ 3 b EStG). Zum arbeitsrechtli-
chen Entgelt gehören auch vermögenswirksame Leistun-
gen des Arbeitgebers und vermögenswirksam angelegte
Teile des Arbeitslohns, nicht jedoch Zuschüsse nach § 257
SGB V und § 61 SGB XI sowie Leistungen des Arbeitge-
bers zu einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenen-
versorgung (Umlagen, zusätzliche Umlagen, Arbeitge-
berzuschüsse nach § 25 ATV und ggf. Beiträge zur VBL).
Ebenfalls nicht zum Arbeitsentgelt gehören die steuerun-
belasteten Sanierungsgelder zur VBL.

Das für die Berechnung der Höhe des Zuschusses maßge-
bende kalendertägliche Arbeitsentgelt ist grundsätzlich
aus den letzten drei abgerechneten Kalendermonaten vor
Beginn der Schutzfrist nach § 3 Abs. 2 zu berechnen;
wegen der Berücksichtigung von nicht nur vorübergehen-
den Erhöhungen oder Verminderungen des Arbeitsent-
gelts, die nach Ablauf des Berechnungszeitraums wirk-
sam geworden sind, vgl. Nr. 14.13. Einmalig gezahltes
Arbeitsentgelt (§ 23 a SGB IV), sowie Tage, an denen in-
folge von Kurzarbeit, Arbeitsausfällen oder unverschul-
deter Arbeitsversäumnis kein oder ein vermindertes
Arbeitsentgelt erzielt wurde, bleiben nach § 14 Abs. 1
Satz 4 außer Betracht. Zusätzlich ist in § 14 Abs. 1 Satz 6
bestimmt, dass ausnahmsweise das durchschnittliche
kalendertägliche Arbeitsentgelt einer gleichartig Beschäf-
tigten zugrunde zu legen ist, wenn eine Berechnung nach
§ 14 Abs. 1 Satz 2 und 4 nicht möglich ist. Die Hinweise
der Nrn. 13.6, 13.7.5 und 13.7.7 gelten entsprechend.

14.6

Der Bruttobetrag des Arbeitsentgelts ist um die gesetzli-
chen Abzüge zu vermindern. Hierzu gehören die Lohn-
steuer, die Kirchensteuer, der Solidaritätszuschlag sowie
der aufgrund des jeweiligen sozialversicherungspflichti-
gen Entgelts sich ergebende Arbeitnehmeranteil am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag (§ 28 d Satz 1 SGB IV)
einschl. des Arbeitnehmeranteils am Beitrag zur sozialen
Pflegeversicherung (§ 28 d Satz 2 SGB IV). Dabei ist die
Lohnsteuer in der Höhe zu berücksichtigen, wie sie vom
Arbeitgeber nach den gesetzlichen Bestimmungen auf-
grund der Eintragungen in der Lohnsteuerkarte für das
Arbeitsentgelt in dem maßgebenden Berechnungszeit-
raum zu berechnen und einzubehalten war. Änderungen
der Eintragungen in der Steuerkarte (Steuerklasse und
Freibeträge) bleiben unberücksichtigt, wenn die Ände-
rungen der Steuermerkmale von der Arbeitnehmerin nur
deshalb veranlasst sind, um über einen höheren Netto-
verdienst im Berechnungszeitraum einen höheren Zu-
schuss zum Mutterschaftsgeld zu erreichen. In diesem
Falle handelt die Arbeitnehmerin rechtsmissbräuchlich

und hat deshalb keinen Anspruch auf den höheren Zu-
schuss (vgl. Urteil des BAG vom 22. Oktober 1986 – 5
AZR 733/85 – AP Nr. 5 zu § 14 MuSchG 1968). Eine
rechtsmissbräuchliche Änderung der Steuermerkmale
kann in der Regel dann unterstellt werden, wenn diese
Änderung während der Zeit der Schwangerschaft – ggf.
auch zum Jahresbeginn (vgl. Urteil des BAG vom 16.
Dezember 1987 – 5 AZR 367/86 –) – veranlasst wird; auch
die nach der Eheschließung getroffene erstmalige Wahl
einer den Verhältnissen der monatlichen Arbeitslöhne
offensichtlich nicht entsprechenden Steuerklassenkom-
bination kann rechtsmissbräuchlich sein (vgl. Urteil des
BAG vom 18. September 1991 – 5 AZR 581/90 – AP Nr. 10
zu § 14 MuSchG 1968). Eine Änderung der Steuermerk-
male in der Steuerkarte nach Ablauf des Berechnungs-
zeitraumes hat auf die Berechnung des Zuschusses
grundsätzlich keinen Einfluss (vgl. Urteil des Arbeitsge-
richts Aachen vom 12. Juli 1984 – 5 Ca 853/84 – NZA
1984 S. 261). Wie gesetzliche Abzüge zu behandeln sind
auch die Beiträge zu berufsständischen Versorgungsein-
richtungen (z. B. Ärzteversorgung) bis zur Höhe der
Arbeitnehmerbeitragsanteile zur gesetzlichen Rentenver-
sicherung, wenn ohne die Befreiungsvoraussetzungen des
§ 6 Abs. 1 Nr. 1 SGB VI Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung bestünde und wenn
nach den jeweiligen Versicherungsbedingungen während
der Schutzfristen keine Beiträge zur Versorgungseinrich-
tung zu entrichten sind (vgl. auch BAG, Urteil vom 1. Ju-
ni 1988 – 5 AZR 464/87 – AP Nr. 8 zu § 14 MuSchG 1968);
sind während der Schutzfristen ermäßigte Beiträge zu
entrichten, ist der Unterschiedsbetrag zwischen dem
„Normalbeitrag“ und dem ermäßigten Beitrag wie ein
gesetzlicher Abzug zu behandeln.

Die Aufwendungen des Arbeitnehmers für Beiträge zu
einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversor-
gung (z.B. freiwillige Versicherung in der gesetzlichen
Rentenversicherung, Lebensversicherung, Höherversi-
cherung), für die freiwillige Versicherung in einer Kran-
kenkasse oder bei einem privaten Krankenversicherungs-
unternehmen sowie der Umlage-Beitrag des Arbeitneh-
mers zur VBL oder zu einer anderen Zusatzversorgungs-
einrichtung, die gepfändeten Teile des Arbeitsentgelts
und die vermögenswirksam angelegten Teile des Arbeits-
entgelts sind keine gesetzlichen Abzüge und deshalb bei
der Ermittlung des maßgeblichen Nettobetrages nicht zu
berücksichtigen.

Fällt in den Berechnungszeitraum ein nicht zu berück-
sichtigendes einmalig gezahltes Arbeitsentgelt (§ 14
Abs. 1 Satz 4), ist eine fiktive Berechnung des Nettoar-
beitsentgelts vorzunehmen; die Hinweise unter Nr. 13.8
gelten entsprechend.

14.7

Der nach den vorstehenden Hinweisen unter Nr. 14.6
errechnete Betrag des Nettoarbeitsentgelts ist entspre-
chend den Hinweisen unter Nr. 13.9 auf Kalendertage
(KT) umzurechnen. 

Beispiel 1:
Mai (keine Entgeltkürzung) netto 2.000,– Euro (30 KT)

Juni (keine Entgeltkürzung;
einschl. Überstunden) netto 2.500,– Euro (30 KT)

Juli (keine Entgeltkürzung;
einschl. 
Bereitschaftsdienst) netto 2.300,– Euro (30 KT)

Insgesamt: 6.800,– Euro: 90 KT

Nettoarbeitsentgelt je Kalendertag 75,56 Euro

Beispiel 2:
Mai (Ablauf der Krankenbezüge 

mit dem 18. 5., Wiederaufnahme 
der Vergütungszahlung am 27. 5.)

netto 1.500,– Euro (22 KT)

Juni (keine Entgeltkürzung) netto 2.000,– Euro (30 KT)

Juli (Sonderurlaub unter 
Verzicht auf die Bezüge 
vom 10. bis 14. 7.) netto 1.600,– Euro: (25 KT)

Insgesamt: 5.100,– Euro: 77 KT

Nettoarbeitsentgelt je Kalendertag 66,23 Euro
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14.8

Die Höhe des kalendertäglichen Zuschusses ist die Diffe-
renz zwischen dem kalendertäglichen Nettoarbeitsent-
gelt (vgl. Nr. 14.7) und dem Betrag von 13,– Euro.

Der Zuschuss ist monatlich in entsprechender Anwen-
dung des § 36 Abs. 1 Unterabs. 1 BAT bzw. § 31 Abs. 2
Unterabs. 1 MTArb zu zahlen.

14.9

Beim Vorliegen mehrerer Arbeitsverhältnisse ist im
Benehmen mit der Krankenkasse bzw. mit dem oder den
anderen Arbeitgebern der Zuschuss von dem Gesamtnet-
toarbeitsentgelt zu berechnen und im Verhältnis der Net-
toarbeitsentgelte aus den einzelnen Arbeitsverhältnissen
von den einzelnen Arbeitgebern zu tragen (vgl. BAG, Ur-
teil vom 3. Juni 1987 – 5 AZR 592/86 – AP Nr. 6 zu § 14
MuSchG 1968).

14.10

Die Dauer des Anspruchs auf den Zuschuss ist von der
Dauer des Anspruchs auf das Mutterschaftsgeld abhän-
gig. Vorzeitig erlischt der Anspruch mit dem Tode der
Arbeitnehmerin (vgl. § 195 Abs. 2 Satz 1 RVO i.V.m. § 19
Abs. 1, § 190 Abs. 1 bzw. § 191 Nr. 1 SGB V) sowie mit der
zulässigen Beendigung des Arbeitsverhältnisses (§ 14
Abs. 2).

14.11

Der vom Arbeitgeber zu zahlende Zuschuss zum Mutter-
schaftsgeld unterliegt nicht der Einkommensteuer (§ 3
Nr. 1 Buchst. d EStG) und ist somit auch nicht lohnsteu-
erpflichtig. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass u. a.
bei Bezug von Mutterschaftsgeld und eines Zuschusses
zum Mutterschaftsgeld auf das nach § 32 a Abs. 1 EStG
zu versteuernde Einkommen ein besonderer Steuersatz
anzuwenden ist (Progressionsvorbehalt nach § 32 b
Abs. 1 und 2 EStG). Der Zuschuss ist weder sozialversi-
cherungspflichtiges Arbeitsentgelt (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 der
Arbeitsentgeltverordnung) noch zusatzversorgungs-
pflichtiges Entgelt (§ 15 Abs. 2 Satz 1 ATV).

14.12

Der Zuschuss zum Mutterschaftsgeld kann ganz oder
teilweise vermögenswirksam angelegt werden.

Ein Anspruch auf Weiterzahlung der vermögenswirksa-
men Leistungen und der Zuschüsse des Arbeitgebers zum
Krankenversicherungsbeitrag nach § 257 SGB V und
zum Beitrag zur sozialen Pflegeversicherung nach § 61
SGB XI besteht nicht für Zeiten, in denen die Arbeitneh-
merin nur Mutterschaftsgeld, ggf. mit dem Zuschuss
nach § 14, erhält, weil die Zahlung von vermögenswirk-
samen Leistungen und der Zuschüsse nach § 257 SGB V
und § 61 SGB XI einen Anspruch auf Vergütung, Lohn,
Urlaubsvergütung, Urlaubslohn oder Krankenbezüge
voraussetzt. Vermögenswirksame Leistungen und die Zu-
schüsse nach § 257 SGB V und § 61 SGB XI sind jedoch
weiterzuzahlen für Zeiten, in denen die Arbeitnehmerin
während der Schutzfrist nach § 3 Abs. 2 auf eigenen
Wunsch weiterarbeitet und deshalb Anspruch auf
Arbeitsentgelt hat.

14.13

Für Änderungen der Höhe der Vergütung bzw. des Loh-
nes, die nach Ablauf des Berechnungszeitraums wirksam
geworden sind, gilt Folgendes:

14.13.1

Grundsätzlich ist nach § 14 Abs. 1 Satz 2 für die Berech-
nung des Zuschusses zum Mutterschaftsgeld das durch-
schnittliche kalendertägliche Arbeitsentgelt aus den letz-
ten drei abgerechneten Kalendermonaten, bei wöchentli-
cher Abrechnung aus den letzten dreizehn abgerechneten
Wochen vor Beginn der Schutzfrist nach § 3 Abs. 2 zu
berechnen. Durch das Gesetz zur Änderung des Mutter-
schutzrechts vom 20. Dezember 1996 (BGBl. I S. 2110) ist
dann zunächst in § 14 Abs. 1 Satz 3 klargestellt worden,
dass „nicht nur vorübergehende Erhöhungen des
Arbeitsentgelts“, die während der Schutzfristen des § 3
Abs. 2 und § 6 Abs. 1 wirksam werden, ab diesem Zeit-
punkt in die Berechnung einzubeziehen sind. Aufgrund
des Urteils des BAG vom 20. September 2000 – 5 AZR
924/98 – (AP Nr. 17 zu § 11 MuSchG 1968) ist schließlich
durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Mutter-
schutzrechts vom 16. Juni 2002 (BGBl. I S. 1812) in § 14

Abs. 1 Satz 5 aufgenommen worden, dass auch „dauer-
hafte Verdienstkürzungen“, die während oder nach Ab-
lauf des Berechnungszeitraums eintreten und nicht auf
einem mutterschutzrechtlichen Beschäftigungsverbot
beruhen, zu berücksichtigen sind.

14.13.2

Der Begriff des Arbeitsentgelts in § 14 Abs. 1 Satz 3 be-
zieht sich auf das „Brutto“-Arbeitsentgelt, wie sich aus
der Formulierung in § 14 Abs. 1 Satz 1 („.... dem um die
gesetzlichen Abzüge verminderten durchschnittlichen
kalendertäglichen Arbeitsentgelt“) ergibt. Erhöhungen
der Nettobezüge, die ihre Ursache in einer Änderung der
gesetzlichen Abzüge nach Ablauf des Berechnungszeit-
raums haben, bleiben daher bei der Anwendung des § 14
Abs. 1 Satz 3 unberücksichtigt. Die gesetzlichen Abzüge
sind – bezogen auf das neue Brutto-Arbeitsentgelt – nach
den Verhältnissen des Berechnungszeitraums zu ermit-
teln. Hieraus folgt, dass z.B. die Steuerklasse zugrunde
zu legen ist, die im Berechnungszeitraum maßgebend
war, soweit nicht im Einzelfall eine missbräuchliche
Steuerklassenwahl vorliegt (vgl. Nr. 14.6). Eine Eintra-
gung des neugeborenen Kindes auf der Steuerkarte nach
der Geburt bleibt deshalb hinsichtlich der Steuerabzüge
ebenfalls ohne Auswirkung auf die Höhe des Zuschusses
zum Mutterschaftsgeld (für etwaige Veränderungen beim
Orts- oder Sozialzuschlag siehe Nr. 14.13.3). Hinsichtlich
der Beiträge zur Sozialversicherung, zur Pflegeversiche-
rung und zur Arbeitslosenversicherung sind ebenfalls die
Beitragssätze und Beitragsbemessungsgrenzen für die
jeweiligen Monate des Berechnungszeitraumes maßge-
bend.

14.13.3

Zu berücksichtigen sind „nicht nur vorübergehende“
Erhöhungen des Arbeitsentgelts. Hierunter  fallen solche
Gehaltsbestandteile, die grundsätzlich keinen Schwan-
kungen unterliegen. Dies sind bei Angestellten z.B. Erhö-
hungen der Grundvergütung (z.B. durch allgemeine
Bezügeanpassungen, durch Höhergruppierungen, Vergü-
tungsgruppenzulagen, Altersstufensteigerungen, durch
Beendigung einer Teilzeit- und Rückkehr in eine Vollzeit-
beschäftigung), Erhöhungen des Ortszuschlages (z.B.
durch allgemeine Bezügeanpassungen, durch Hinein-
wachsen in eine höhere Stufe oder Tarifklasse des Orts-
zuschlages) und Erhöhungen von in Monatsbeträgen fest-
gelegten Zulagen, insbesondere der allgemeinen Zulage;
bei Arbeiterinnen treten an die Stelle der vorgenannten
Gehaltsbestandteile die entsprechenden Lohnbestand-
teile. Demgegenüber fallen Veränderungen in der Höhe
von variablen Zulagen und Zuschlägen (z.B. Zeitzu-
schläge, Erschwerniszuschläge, Gefahrenzuschläge usw.)
sowie Vergütungen für Bereitschaftsdienst und Rufbe-
reitschaft nicht unter die Ausnahmeregelung des Satzes 3
des § 14 Abs. 1, da diese regelmäßig nicht auf Dauer in
unveränderter Höhe bezogen werden. Diese (unständi-
gen) Bezügebestandteile sind weiterhin mit den Beträgen
zu berücksichtigen, die im Berechnungszeitraum zuge-
standen haben; das Gleiche gilt für Wechselschicht- und
Schichtzulagen.

14.13.4

Zu berücksichtigen sind auch „dauerhafte Verdienstkür-
zungen“. Diese Verdienstkürzungen dürfen ihre Ursache
aber nicht in einem mutterschutzrechtlichen Beschäfti-
gungsverbot (z. B. nach § 3 Abs. 1, § 4 oder § 8) haben. Als
dauerhafte Verdienstkürzungen kommen z. B. in Betracht:
Verminderungen des Ortszuschlages z. B. wegen Eintritt
eines Konkurrenzfalles oder wegen Herausfallen eines
Kindes aus der Ortszuschlagsberechtigung, Wegfall
bestimmter Zulagen oder Zuschläge aufgrund von organi-
satorischen Änderungen für alle Arbeitnehmer in einer
Organisationseinheit, Wirksamwerden einer arbeitsver-
traglichen Verringerung der individuellen wöchentlichen
Arbeitszeit, z. B. wegen eines Wechsels von Vollzeit in Teil-
zeit (siehe insoweit auch das Urteil des BAG vom 11. Juni
1986 – 5 AZR 365/85 – AP Nr. 3 zu § 14 MuSchG 1968).

14.13.5

Während der durch das Zweite Gesetz zur Änderung des
Mutterschutzrechts vom 16. Juni 2002 (BGBl. I S. 1812)
in § 14 Abs. 1 eingefügte Satz 5 auf Verdienstkürzungen
abstellt, die „während oder nach Ablauf des Berech-
nungszeitraums“ eintreten, erfasst der bereits seit dem 
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1. Januar 1997 geltende Satz 3 dieser Vorschrift nur Ver-
dienstkürzungen, die „während der Schutzfristen“ wirk-
sam werden. Es sind jedoch auch Fälle denkbar, in denen
die Erhöhung des Arbeitsentgelts zwar nach Ablauf des
Berechnungszeitraums, aber noch vor Beginn der Schutz-
fristen wirksam geworden ist; in Einzelfällen kann der
Berechnungszeitraum sogar mehrere Jahre zurückliegen
(z.B. bei Geburt eines weiteren Kindes während einer
noch bestehenden Elternzeit für ein bereits geborenes
Kind), vgl. Nr. 14.2 dritter Absatz. Darüber hinaus sind
Fälle denkbar, in denen die Erhöhung des Arbeitsentgelts
selbst noch für einen Teil des Berechnungszeitraums gilt.
Wegen der Berechnung des sozialrechtlichen Mutter-
schaftsgeldes in diesen Fällen vgl. Nr. 13.7.6; die dort
getroffene Regelung ist jedoch auf die Berechnung des
Zuschusses zum Mutterschaftsgeld nicht übertragbar, da
andernfalls Arbeitnehmerinnen, bei denen die Erhöhung
des Arbeitsentgelts während der Schutzfristen eintritt,
besser behandelt würden als solche Arbeitnehmerinnen,
bei denen der Erhöhungszeitpunkt zwar vor Beginn der
Schutzfristen liegt, die Erhöhung sich aber im durch-
schnittlichen kalendertäglichen Arbeitsentgelt des
Berechnungszeitraums noch nicht voll ausgewirkt hat.
Ich bitte deshalb, auch in diesen Fällen die neuen
Gehaltsbestandteile zu berücksichtigen.

14.13.6

Die Berücksichtigung der „nicht nur vorübergehenden
Erhöhungen des Arbeitsentgelts“ bzw. der „dauerhaften
Verdienstkürzungen“ erfolgt durch Austausch der neuen
Gehaltsbestandteile gegen die bisherigen, in die Berech-
nung des durchschnittlichen kalendertäglichen Arbeits-
entgelts eingeflossenen Gehaltsbestandteile. Ändert sich
das Arbeitsentgelt während der Schutzfristen mehrmals
(z.B. Schutzfrist nach § 3 Abs. 2 ab 20. März, Bewäh-
rungsaufstieg am 1. April, Geburt des Kindes im Mai und
damit höhere Stufe des Ortszuschlags ab 1. Mai, allge-
meine Vergütungserhöhung zum 1. Juni), ist der Aus-
tausch mit jeder Änderung des Arbeitsentgelts zu wie-
derholen. Der neu zu errechnende Zuschuss wird jeweils
von dem Zeitpunkt an gezahlt, von dem an die Erhöhung
des Arbeitsentgelts wirksam geworden wäre (in dem vor-
stehenden Beispiel ändert sich der ab 20. März zu zah-
lende Zuschuss mithin jeweils ab 1. April, 1. Mai und 1.
Juni).

14.13.7

Eine Erhöhung des Zuschusses zum Mutterschaftsgeld
aufgrund der Heranziehung einer höheren Stufe der
Ortszuschlagstabelle nach Geburt des Kindes löst als „ei-
ne dem Orts- oder Sozialzuschlag entsprechende Leis-
tung“ im Sinne des § 29 Abschn. B Abs. 6 Satz 1 BAT den
Konkurrenztatbestand des § 29 Abschn. B Abs. 6 und 7
BAT in den Fällen aus, in denen neben der Arbeitnehme-
rin noch eine andere Person, die im öffentlichen Dienst
steht, Ortszuschlag oder Sozialzuschlag für dieses Kind
beanspruchen kann. Wird der „anderen“ Person das Kin-
dergeld gewährt, steht ihr auch der erhöhte Ortszu-
schlag/Sozialzuschlag zu, so dass sich dann eine Neube-
rechnung des Zuschusses zum Mutterschaftsgeld bei der
Arbeitnehmerin insoweit erübrigt.

14.14

Für den Zuschuss zum Mutterschaftsgeld gelten die all-
gemeinen Regeln über arbeitsvertragliche Entgeltan-
sprüche. Der Zuschuss ist deshalb z.B. pfändbar und
unterliegt dem Pfändungsschutz wie sonstiges, in Geld
zahlbares Arbeitseinkommen. In dem Umfange, in dem
der Zuschuss zum Mutterschaftsgeld pfändbar ist, kann
er auch abgetreten, verpfändet oder zur Aufrechnung
herangezogen werden.

15
Nicht besetzt.

16
Zu § 16 (Freistellung für Untersuchungen)

16.1

Auf die Verpflichtung des Arbeitgebers, der Arbeitneh-
merin die Freistellung zu gewähren, die zur Durchfüh-
rung der Untersuchungen im Rahmen der Mutterschafts-
hilfe erforderlich ist (Satz 1), wird besonders hingewie-
sen. Eine Verpflichtung zur Freistellung besteht nicht,

wenn die Untersuchungen außerhalb der Arbeitszeit der
Arbeitnehmerin durchgeführt werden können.

16.2

Für die infolge der Freistellung versäumten Arbeitsstun-
den ist das Arbeitsentgelt nach dem Lohnausfallprinzip
so fortzuzahlen, als ob die Arbeitnehmerin während die-
ser Zeit tatsächlich gearbeitet hätte (Satz 3).

17
Zu § 17 (Erholungsurlaub)

17.1

Die Vorschrift ist durch das Zweite Gesetz zur Änderung
des Mutterschutzrechts vom 16. Juni 2002 (BGBl. I
S. 1812) in das Mutterschutzgesetz eingefügt worden.

In Satz 1 wird klarstellend geregelt, dass die Ausfallzei-
ten wegen mutterschutzrechtlicher Beschäftigungsver-
bote – hierzu gehören nicht nur die Schutzfristen, son-
dern auch die Zeiten sonstiger Beschäftigungsverbote –
als Beschäftigungszeiten gelten und somit keine Minde-
rung des Erholungsurlaubs rechtfertigen.

17.2

Durch Satz 2 wird jetzt erstmals geregelt, dass – entspre-
chend der Vorschrift des § 17 Abs. 2 BErzGG – eine
Arbeitnehmerin, die ihren Urlaub vor Beginn der
Beschäftigungsverbote nicht oder nicht vollständig
erhalten hat, diesen noch nach Ablauf der Schutzfristen
im laufenden oder im nächsten Urlaubsjahr beanspru-
chen kann. Die einschränkende tarifliche Regelung in
§ 47 Abs. 7 Unterabs. 2 Satz 2 BAT bzw. § 53 Abs. 1
Unterabs. 2 Satz 2 MTArb, die den Antritt des Vorjahres-
urlaubs bis spätestens 30. Juni fordert, ist durch die
gesetzliche Regelung obsolet geworden. 

Schließt sich an die Mutterschutzfristen eine Elternzeit
nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz an, kann der
Resturlaub u. U. noch nach der Beendigung der Eltern-
zeit zu gewähren sein (vgl. § 17 Abs. 2 BErzGG).

17.3

Endet das Arbeitsverhältnis während oder nach Ablauf
der Beschäftigungsverbote bzw. der Elternzeit, ist ein
noch nicht gewährter Erholungsurlaub abzugelten. Die
Abgeltung richtet sich nach § 51 Abs. 2 BAT bzw. § 54
Abs. 2 MTArb.

18
Nicht besetzt.

19
Zu § 19 (Auskunft)

Auf die Auskunftspflicht des Arbeitgebers gegenüber der
Aufsichtsbehörde (Absatz 1) und auf die Pflicht des
Arbeitgebers zur Aufbewahrung der Unterlagen mindes-
tens bis zum Ablauf von zwei Jahren nach der letzten
Eintragung (Absatz 2) wird hingewiesen. Aufbewah-
rungsfristen aufgrund anderer Bestimmungen bleiben
unberührt.

20
Zu § 20 (Aufsichtsbehörden)

Aufsichtsbehörden im Sinne des Gesetzes sind in NRW
die staatlichen Ämter für Arbeitsschutz und die Bezirks-
regierungen.

Die staatlichen Ämter für Arbeitsschutz überwachen die
Einhaltung der Schutzvorschriften, insbesondere die
Beachtung von Beschäftigungsverboten. Die Bezirksre-
gierungen sind für die Überwachung des Kündigungs-
schutzes zuständig.

– MBl. NRW. 2003 S. 1592
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203205

Genehmigung von Dienstreisen 
der Leiterinnen und Leiter von Behörden und 

Einrichtungen und ihrer Bediensteten 
im Geschäftsbereich des Ministeriums 

für Gesundheit, Soziales, Frauen und Familie
RdErl. d. Ministeriums für Gesundheit, 

Soziales, Frauen und Familie v. 24. 11. 2003 
– I 1 – 2522 –

Aufgrund des § 2 Abs. 1 des Landesreisekostengesetzes –
LRKG – in der Fassung der Bekanntmachung vom 16.
Dezember 1998 (GV. NRW. S. 738) und des § 1 Abs. 2 der
Auslandsreisekostenverordnung – ARVO – vom 22. De-
zember 1998 (GV. NRW. S. 743) in der jeweils geltenden
Fassung erteile ich hiermit den Leiterinnen und Leitern
der Behörden und Einrichtungen meines Geschäftsberei-
ches jeweils für ihre Person allgemein die Genehmigung,
Inlandsdienstreisen sowie Auslandsdienstreisen im euro-
päischen Bereich durchzuführen. Ferner ermächtige ich
sie, für ihre Bediensteten in meinem Geschäftsbereich
Inlandsdienstreisen und Auslandsdienstreisen im euro-
päischen Raum generell und Dienstreisen bis zu sieben
Tagen in den außereuropäischen Bereich eigenverant-
wortlich zu genehmigen. Für längere Dienstreisen in den
außereuropäischen Bereich gilt § 1 Abs. 2 ARVO.

Von dieser Ermächtigung darf nur unter Anlegung eines
strengen Maßstabes und unter Beachtung des Sparsam-
keitsgrundsatzes in dem dienstlich unumgänglich not-
wendigen Umfang im Rahmen der zugewiesenen Haus-
haltsmittel Gebrauch gemacht werden. 

Der RdErl. d. Ministeriums für Frauen, Jugend, Familie
und Gesundheit v. 2. 11. 1999 (SMBl. NRW. 203205) wird
aufgehoben.

– MBl. NRW. 2003 S. 1608

2053
Sprachdokumentation in Leitstellen 

und Befehlsstellen 
RdErl. d. Innenministeriums v. 18. 11. 2003 

– 41/44/47 – 6010/8435/8451 –

Der RdErl. v. 26. 11. 1998 (SMBl. NRW. 2053) wird wie
folgt geändert:

1
Nr. 4 Abs. 1, Satz 2 erhält folgende Fassung:

Eine Aufzeichnung dieser Gespräche ist nur zulässig, so-
weit sie zur polizeilichen Aufgabenerfüllung erforderlich
ist (§ 24 Abs. 5 PolG NRW).

2
Nr. 4 Abs. 2 und 3 werden gestrichen.

3
Nr. 5 erhält folgende Fassung:

Soweit Polizeibehörden Einsätze aus besonderem Anlass
aus den dafür vorgesehenen Räumen (Befehlsstellen oder
anderen geeigneten Räumlichkeiten gem. Landesteil
NRW zur PDV 100, Teil A) führen, sind Aufzeichnungen
nur zulässig, soweit sie zur polizeilichen Aufgabenerfül-
lung erforderlich sind (§ 24 Abs. 5 PolG NRW).

4
Nr. 7.2 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

Aufzeichnungen von Telefongesprächen sind gem. § 24
Abs. 5 PolG NRW spätestens nach einem Monat zu lö-
schen, es sei denn, sie werden zur Verfolgung von Straf-
taten benötigt oder Tatsachen rechtfertigen die Annah-
me, dass die anrufende Person Straftaten begehen wird,
und die Aufbewahrung ist zur vorbeugenden Bekämp-
fung von Straftaten erforderlich.

5
Nr. 7.2 Abs. 2 wird gestrichen.

6
Nr. 7.2 Abs. 3 wird zu Abs. 2 und erhält folgende Fassung:

Aufzeichnungen des Sprechfunkverkehrs sind nach drei
Monaten zu löschen; dies gilt nicht, wenn 

– dem ein besonderes dienstliches Interesse entgegen steht

oder

– sie zur Verfolgung von Straftaten benötigt werden

oder

– die Aufbewahrung zur vorbeugenden Bekämpfung von
Straftaten erforderlich ist.

7
Nr. 7.2 Abs. 4 wird zu Abs. 3. In Satz 2 wird „§ 24 Abs. 5
und 6“ in „§ 24 Abs. 6 und 7“ geändert.

– MBl. NRW. 2003 S. 1608

21281

Anerkennung der Stadt Nieheim
als Heilklimatischer Kurort

Vfg. d. Bezirkregierung Detmold v. 12. 2. 2003
– 24.61 -10 –

Aufgrund der §§ 1 und 4 des Gesetzes über Kurorte im
Lande Nordrhein-Westfalen (Kurortegesetz – KOG) vom
8. 1. 1975 (SGV. NRW. 21281) habe ich der als Luftkurort
staatlich anerkannten Stadt Nieheim die Artbezeichnung 

Heilklimatischer Kurort

verliehen.

Die Anlagen 1 und 2 – textliche Darstellung der Kurge-
bietsgrenzen und zeichnerische Darstellung des Kurge-
bietes – sind Bestandteil dieser Verfügung.

Anlage 1

Textliche Darstellung der Grenzen
des Kurgebietes Nieheim

Ausgangspunkt: Ortsmitte, Rathaus 

Die Kurgebietsgrenze verläuft in östliche Richtung ent-
lang der L 755 (Marktstraße, Bredenborner Str.) bis zum
Ende der Bebauung auf dem Grundstück Bredenborner
Str. 20, von dort in südliche Richtung auf die östliche
Grenze der Parzelle 506, Flur 11, Gemarkung Nieheim
und wird weiter begrenzt,

im Osten

durch die östlichen Grenzen der Parzellen 506 und 507
der Flur 11, der Parzelle 4 der Flur 15 (alle Gemarkung
Nieheim) bis zur „Adolf-Kolping-Str.“, von dort der
Adolf-Kolping-Str. folgend in südliche Richtung bis zur
Einmündung der Straße „Am Enskeberg“, weiter in öst-
liche Richtung durch die Straße „Am Enskeberg“ bis zur
östlichen Grenze der Parzelle 616 (Fulkoweg), weiter in
südliche Richtung durch die östliche Grenze der Parzelle
616, die südliche Grenze der Parzelle 137 (alle Flur 15
Gemarkung Nieheim), die östlichen Grenzen der Parzel-
len 54 u. 53 der Flur 9 Gemarkung Holzhausen,

im Süden

durch die südlichen Grenzen der Parzellen 61/52 der 
Flur 9 Gemarkung Holzhausen, 70 der Flur 16 und 31 der
Flur 17 (alle Gemarkung Nieheim),

im Westen 

durch die westlichen Grenzen der Parzellen 33 Flur 17,
Parzellen 116, 119 u. 124 (alle Flur 21 Gemarkung Nieh-
eim) und 

im Norden 

in östliche Richtung durch die L 952 und die L 955 (Hos-
pitalstraße u. Marktstraße) bis zum Ausgangspunkt.

1608
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632
Haushaltsmäßige Abwicklung 

der Leistungen
nach dem Unterhaltsvorschussgesetz 

(UVG-Bewirtschaftung) 
RdErl. d. Ministeriums für Gesundheit,

Soziales, Frauen und Familie v. 21. 11. 2003 –
IV 3-6023.7

Im Einvernehmen mit dem Finanzministerium und dem
Innenministerium wird zur Durchführung des Unter-
haltsvorschussgesetzes (UVG) folgendes bestimmt: 

1
Im Landeshaushalt werden die Ausgaben für Leistungen
nach dem Unterhaltsvorschussgesetz als Erstattungen an
die Gemeinden ausgewiesen, soweit sie von Bund und
Land nach § 8 UVG in Verbindung mit § 1 Abs. 1 des
Gesetzes zur Ausführung des Unterhaltsvorschussgeset-
zes vom 17. Dezember 1998 (GV. NRW. S. 750) zu tragen
sind. 

2
Die Gemeinden, die zuständige Stellen nach § 9 Abs. 1
Satz 2 UVG i. V. m. § 1 der VO zur Durchführung des
Unterhaltsvorschussgesetzes vom 11. April 1980 (GV.
NRW. S. 482) – SGV. NRW. 216 – sind, haben im kommu-
nalen Haushalt im Unterabschnitt 481 „Vollzug des
Unterhaltsvorschussgesetzes“, Untergruppe 788 „Sons-
tige soziale Leistungen“, die gesamten Unterhaltsleistun-
gen (einschließlich des kommunalen Anteils) zu veran-
schlagen und zu buchen. 

3
Die Landesmittel (einschließlich des Bundesanteils an
den Gesamtausgaben für Unterhaltsvorschussleistungen)
sind im kommunalen Haushalt im Unterabschnitt 481,
Untergruppe 161 „Erstattungen vom Land“ zu verein-
nahmen. 

4
Die Bezirksregierungen überweisen den monatlichen Be-
darf spätestens zum Beginn eines jeden Monats den Krei-
sen und kreisfreien Städten für die von ihnen zu leisten-
den Ausgaben der bei Kapitel 11 050 Titel 633 10 veran-
schlagten Haushaltsmittel des Landes. Darin enthalten
sind bei den Kreisen auch die den zuständigen kreisange-
hörigen Gemeinden zustehenden Mittel. 

5
Die Gemeinden haben die Einnahmen nach § 7 UVG im
kommunalen Haushalt im Unterabschnitt 481, Unter-
gruppe 243, zu veranschlagen und zu buchen. Sie haben
die auf Bund und Land entfallenden Einnahmen im
Unterabschnitt 481, Untergruppe 671 „Erstattungen an
das Land“, zu verausgaben und bis zum 10. eines jeden
Monats an die Landeskasse bei der zuständigen Bezirks-
regierung zu überweisen. Die Bezirksregierungen haben
die überwiesenen Beträge bei Kapitel 11 050 Titel 233 10
zu vereinnahmen.

Die zuständigen kreisangehörigen Gemeinden führen den
dem Land zustehenden Anteil an den Einnahmen bis zum
7. eines jeden Monats an den Kreis ab, der die Zahlungen
in den an das Land abzuführenden Betrag einbezieht. 

Die Kreise und kreisfreien Städte teilen den Bezirksre-
gierungen bis zum 10. eines Monats rechtsverbindlich die
Höhe der Gesamteinnahmen (100%) nach § 7 UVG und
die Summe der dem Landeshaushalt zugeführten Beträge
des Vormonats mit. Die Kreise haben in ihren Berichten
die Gesamteinnahmen der kreisangehörigen Gemeinden
und deren Abführungen an den Landeshaushalt geson-
dert auszuweisen. 

6
Der Kreis hat die für seine kreisangehörigen Gemeinden
ohne eigenes Jugendamt erbrachten kommunalen Leis-
tungen in die Berechnung der Jugendamtsumlage gem.
§ 56 Abs. 5 KrO einzubeziehen. 

7
Die Kreise und kreisfreien Städte teilen den Bezirksre-
gierungen bis zum 10. eines Monats rechtsverbindlich die
Höhe der kassenwirksamen Gesamtausgaben (100%) des
Vormonats für Leistungen nach dem Unterhaltsvor-
schussgesetz, die Höhe des Landesanteils sowie den
voraussichtlichen Bedarf für den Folgemonat mit. Die
Kreise haben in ihren Berichten die Gesamtausgaben der
kreisangehörigen Gemeinden, den Landesanteil und den
voraussichtlichen Bedarf für den Folgemonat gesondert
auszuweisen.

Die Bezirksregierungen haben den Bundesanteil an den
Ausgaben von den Gesamtausgaben festzustellen und bei
Kap. 11 050, Titel  231 10 unverzüglich zu vereinnahmen.
Sie haben zudem den Bundesanteil an den Einnahmen
nach § 7 UVG unverzüglich nach Eingang der Meldungen
der Kreise und kreisfreien Städte festzustellen und bei
Kap. 11 050, Titel  631 10 an den Bundeshaushalt abzu-
führen. 

8
Zur Ermittlung des Bedarfs an Haushaltsmitteln des
Landes und des Bundes haben die Bezirksregierungen je-
weils zum 30. Juni und 31. Dezember eines jeden Jahres
die Gesamtzahl der Zahlfälle in ihrem Bezirk zu ermit-
teln und dem Ministerium für Gesundheit, Soziales,
Frauen und Familie bis zum 15. des Folgemonats mitzu-
teilen. 

9 
Sind alle kreisangehörigen Städte eines Kreises nach der
„Verordnung über die Bestimmung Großer kreisangehö-
riger Städte und Mittlerer kreisangehöriger Städte zu
örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe“ vom 
8. 11. 1991 – GV. NRW. 1991 S. 553 (SGV. NRW. 216) – ört-
liche Träger der öffentlichen Jugendhilfe, kann die
zuständige Bezirksregierung im Einvernehmen mit dem
betroffenen Kreis zulassen, dass diese Städte Ansprüche
und Leistungen des Landes unmittelbar mit der Bezirks-
regierung abwickeln.

10
Das Berichtswesen wird in einem gesonderten Erlass
geregelt. 

11
Dieser Erlass tritt am 1. 1. 2004 in Kraft und mit Ablauf
des 31. 12. 2008 außer Kraft. 

12
Der RdErl. d. Ministeriums für Frauen, Jugend, Familie
und Gesundheit v. 31. 5. 1999 (SMBl. NRW. 632) wird auf-
gehoben.

– MBl. NRW. 2003 S. 1610

II.
Finanzministerium

Durchführung des Gesetzes 
über die Anpassung von Dienst- und 

Versorgungsbezügen
in Bund und Ländern 2003/2004 

sowie zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften

RdErl. d. Finanzministeriums v. 10. 11. 2003 
B 2104 – 51.2 – IV A 2 

Zur Durchführung des Bundesbesoldungs- und versor-
gungsanpassungsgesetzes 2003/2004 – BBVAnpG 2003/
2004 – vom 10. September 2003 (BGBl. I S. 1798) i.V.m.
der Bekanntmachung nach § 77 Abs. 1 bis 3 des Bundes-
besoldungsgesetzes und nach § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 2 der
Zweiten Besoldungs-Übergangsverordnung weise ich im
Einvernehmen mit dem Innenministerium auf Folgendes
hin: 

1610
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1
Die im Gesetzesentwurf der Bundesregierung für ein
Bundesbesoldungs- und -versorgungsanpassungsgesetz
2003/2004 vorgesehene lineare Bezügeverbesserung von
2,4 v.H. ab dem 1. April (bis Besoldungsgruppe A 11) bzw.
1. Juli 2003 (ab Besoldungsgruppe A 12, mit Ausnahme
der Grundgehälter der Bezügeempfänger in B 11) ist vom
Gesetzgeber unverändert beschlossen worden. Das gilt
auch für die im Gesetzentwurf für 2003 vorgesehene Ein-
malzahlung von maximal 185,– Euro. Eine Änderung der
bisher gemäß diesen Grundlagen abschlagsweise geleis-
teten erhöhten Zahlungen tritt dadurch nicht ein. Die in
den Anlagen des RdErl. v. 30. 6. 2003 (MBl. NRW. S. 759)
mitgeteilten Bezügebestandteile und Anwärterbezüge
sind endgültig den Bezügezahlungen zugrunde zu legen. 

2
Zur Klarstellung weise ich darauf hin, dass die Ausset-
zung der Erhöhung für alle Bezügeempfänger in B 11 und
– gemäß einer vorgesehenen landesrechtlichen Regelung –
entsprechend für die Staatssekretäre in B 10 ausschließ-
lich die Grundgehälter betrifft. Andere Bezügebestand-
teile (Familienzuschlag, Amtszulagen usw.) sind hiervon
nicht betroffen; sie werden wie bei den übrigen Beamten
ab der Besoldungsgruppe A 12 zum 1. Juli 2003 entspre-
chend erhöht. Im Übrigen erhält der betroffene Perso-
nenkreis die für 2003 und 2004 beschlossenen linearen
Grundgehaltsverbesserungen zum 1. Januar 2005.

3
Die Anlage 2 zum LBesG wird mit den aktuellen Beträ-
gen nachfolgend bekannt gemacht (Anlage).

Anlage

Anlage 2 zum LBesG

Anrechnungsbetrag, Beträge der Zulagen 
(Monatsbeträge)

Anrechnungsbetrag nach § 4 Satz 2

– in den Besoldungsgruppen A 1 bis A 8: 45,67 Euro

– in den übrigen Besoldungsgruppen: 48,48 Euro

Zulagen

nach Nr. 2.2 der Vorbemerkungen 511,29 Euro

nach Nr. 2.5 der Vorbemerkungen 95,53 Euro

nach FN 2 zur BesGr. A 12 76,69 Euro

nach FN 1 zur BesGr. A 13 47,27 Euro

nach FN 2 zur BesGr. A 13 17,90 Euro

nach FN 3 zur BesGr. A 13 76,69 Euro

nach FN 5 zur BesGr. A 13 76,69 Euro

nach FN 1 zur BesGr. A 14 47,27 Euro

nach FN 2 zur BesGr. A 14 (Amtszulage) 155,56 Euro

nach FN 4 zur BesGr. A 14 (Amtszulage) 155,56 Euro

nach FN 7 zur BesGr. A 14 76,69 Euro

nach FN 1 zur BesGr. A 15 (Amtszulage) 174,74 Euro

mit Erreichen der letzten Dienstaltersstufe 268,78 Euro

nach FN 3 zur BesGr. A 15 (Amtszulage) 155,56 Euro

nach FN 9 zur BesGr. A 15 (Amtszulage) 155,56 Euro

– MBl. NRW. 2003 S. 1610

Ministerium für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Richtlinie 
für die Bekanntgabe von sachverständigen 

Stellen 1) im Bereich des 
Immissionsschutzes

Bek. d. Ministeriums für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
– V-3 – 8817.4.2/8843.2 (V Nr. 5/2003) 

v. 21. 10. 2003

Der nachstehenden Richtlinie liegt der Beschluss des
Länderausschusses für Immissionsschutz (LAI) aus der
106. Sitzung vom 30. 9.–2. 10. 2003 zugrunde.
Diese Bekanntgabe ersetzt meine Bek. v. 15. 1. 2001 (MBl.
NRW. 2001 S. 340).

Inhaltsübersicht

I. Bekanntgabe von Stellen nach § 26 BImSchG und wei-
teren Regelungen zur Durchführung des BImSchG zur
Ermittlung von Emissionen und Immissionen 

1 Grundsätzliches

2 Rechtliche Bedeutung der Bekanntgabe

3 Allgemeine Voraussetzungen für die Bekanntgabe

3.1 Anforderungen an das Personal

3.2 Zuverlässigkeit und Organisation

3.3 Unabhängigkeit

3.3.1 Grundsätzliches

3.3.2 Spezielle Anforderungen

3.4 Bekanntgabe von Außenstellen

3.5 Sonstige Ermessenserwägungen

4 Spezielle Voraussetzungen für die Bekanntgabe

4.1 Tätigkeitsfelder

4.2 Ermittlung von Luftverunreinigungen

4.2.1 Nachweise im Bereich der Ermittlung von luftver-
unreinigenden Stoffen

4.2.2 Gerätetechnische Ausstattung zur Ermittlung von
luftverunreinigenden Stoffen

4.3 Ermittlung von Geräusch- und Erschütterungs-
emissionen und -immissionen

4.3.1 Bereich Geräusche

4.3.2 Bereich Erschütterungen 

4.3.3 Gerätetechnische Ausstattung zur Ermittlung von
Geräuschen und Erschütterungen

II. Verfahren
1 Antrag

2 Prüfung des Antrags

3 Inhalt der Bekanntgabe 

4 Nebenbestimmungen

5 Form der Bekanntgabe 

6 Bekanntgabe in weiteren Bundesländern

7 Bekanntgabe nach Akkreditierung

8 Bekanntgabe von Stellen, die ihren Sitz in einem
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Gemein-
schaft haben

9 Widerruf

I. 

Bekanntgabe von Stellen nach § 26 BImSchG 
und weiteren Regelungen zur Durchführung 

des BImSchG zur Ermittlung von Emissionen und
Immissionen (Bekanntgabe-Richtlinie)

1
Grundsätzliches

Nach § 26 BImSchG kann die zuständige Behörde anord-
nen, dass ein Anlagenbetreiber Messungen und sonstige
Ermittlungen von Emissionen oder Immissionen im Ein-
wirkungsbereich seiner Anlage durch eine von der zu-
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1) Die Begriffe „Stelle“ (§ 26 BImSchG), „Laboratorien“ (DIN EN ISO/IEC
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aus Vereinfachungsgründen wird nur der Begriff „Stelle“ benutzt.
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ständigen Behörde des Bundeslandes bekannt gegebene
Stelle durchführen lässt. Der Verwaltungsakt der Behör-
de verpflichtet den Anlagenbetreiber zum Abschluss ei-
nes privatrechtlichen Vertrages oder, soweit öffentlich-
rechtliche Einrichtungen beauftragt werden sollen, zur
Beantragung der erforderlichen Ermittlungen.

Nach verschiedenen Verordnungen und Allgemeinen Ver-
waltungsvorschriften zur Durchführung des BImSchG
(siehe Tabelle „Immissionsschutzrechtliche Tätigkeitsfel-
der“) wird der Anlagenbetreiber verpflichtet, bestimmte
kontinuierlich arbeitende Messeinrichtungen durch eine
von der zuständigen Behörde des Bundeslandes bekannt
gegebene Stelle kalibrieren und auf Funktionsfähigkeit
prüfen zu lassen. Nach der TA Luft (vgl. Nr. 5.3.3.4 Abs. 2
und Nr. 5.3.3.6 Abs. 1) sollen für kontinuierliche Messein-
richtungen an anderen Anlagen entsprechende Anforde-
rungen gestellt werden.

Die Auswahl zwischen den bekannt gegebenen Stellen
steht dem Anlagenbetreiber in allen genannten Fällen
grundsätzlich frei. Er hat jedoch Einschränkungen der
Bekanntgabe und ggf. Nebenbestimmungen zur Anord-
nung nach §§ 26, 28 oder 29 BImSchG zu beachten.

Die §§ 26 ff. BImSchG und die Verordnungen zum Bun-
des-Immissionsschutzgesetz regeln das Recht der Emissi-
ons- und Immissionsermittlungen nicht abschließend.
Insbesondere bleiben Überwachungsmaßnahmen nach
§ 52 und Auflagen nach § 12 Abs. 1, 2a BImSchG unbe-
rührt, in deren Rahmen auch andere Stellen Ermittlun-
gen (einschl. Messungen) vornehmen können.

2 
Rechtliche Bedeutung der Bekanntgabe

Soweit natürliche oder juristische Personen des Privat-
rechts betroffen sind, handelt es sich bei der Bekanntgabe
um einen Verwaltungsakt. Gegenüber Behörden und
sonstigen öffentlichen Einrichtungen hat die Bekannt-
gabe nur verwaltungsinterne Bedeutung.

Auf die Bekanntgabe besteht kein Rechtsanspruch. Der zu-
ständigen Behörde des Bundeslandes steht ein weiter Er-
messensspielraum zu. Bei der Ermessensausübung muss 
u. a. der Grundsatz der Gleichbehandlung beachtet werden.

Die Bekanntgaben der zuständigen Behörde des Bundes-
landes haben Wirkung nur für das jeweilige Bundesland.

3
Allgemeine Voraussetzungen für die Bekanntgabe

Die betreffenden Stellen müssen vor einer Bekanntgabe
ihre Kompetenz nachgewiesen haben. Dies bedeutet, dass
bestimmte Anforderungen an das Personal, an die Kennt-
nisse über Mess- und Prüfverfahren, an die gerätetechni-
sche Ausstattung, an praktische Erfahrungen, an Anla-
genkenntnisse und an Kenntnisse fachspezifischer
immissionsschutzrechtlicher Regelungen erfüllt sein
müssen. Die Kompetenz wird weiter durch die Erfüllung
der materiellen Anforderungen nach der DIN EN
ISO/IEC 17025 (April 2000) in der jeweils geltenden Fas-
sung und der in dieser Bekanntgaberichtlinie genannten
Forderungen bestimmt. Für Stellen zur Ermittlung der
Geräusch- und Erschütterungsemissionen und -immis-
sionen ist zusätzlich die DIN V 45688 (September 1995)
und für Stellen zur Ermittlung von luftverunreinigenden
Stoffen ist zusätzlich die VDI 4220 (September 1999) in
den jeweils geltenden Fassungen zu beachten.

Die Überprüfung dieser Voraussetzungen kann im Rah-
men eines Akkreditierungsverfahrens durch evaluierte
Akkreditierungssysteme, mit denen das bekannt gebende
Bundesland zusammenarbeitet, oder im Rahmen des
Bekanntgabeverfahrens durch die zuständigen staatli-
chen Stellen erfolgen. Soll eine Akkreditierung als Nach-
weis der Kompetenz für eine Bekanntgabe verwendet
werden, sollte der Antragsteller sich vorab mit der
zuständigen staatlichen Stelle in Verbindung setzen, um
die Einhaltung weiterer an die Bekanntgabe geknüpfter
Anforderungen (Unabhängigkeit, Zuverlässigkeit, haupt-
berufliche Tätigkeit, Nebenbestimmungen zur Bekannt-
gabe) nachweisen zu können.

Legt eine Stelle eine Akkreditierung unter Einbeziehung
des Moduls „Fachkundenachweis für Ermittlungen im
Bereich des Immissionsschutzes („Modul Immissions-

schutz“)“ vor, soll die zuständige Behörde des Bundeslan-
des bei einem Antrag der Stelle auf Bekanntgabe diese
Prüfungen entsprechend berücksichtigen und auf alle
Prüfschritte verzichten, die die Akkreditierungsstelle be-
reits vorgenommen hat.

3.1

Anforderungen an das Personal

Stellen können nur bekannt gegeben werden, wenn sie
über ausreichend qualifiziertes Fachpersonal zur Durch-
führung der Ermittlungen verfügen. Das Personal muss
hauptberuflich mit Messungen und Analysen beschäftigt
sein. Unter diesem Gesichtspunkt können Hochschulin-
stitute und Hochschulprofessoren nicht bekannt gegeben
werden.

Für die Durchführung von Ermittlungen gemäß Ab-
schnitt 4.1 muss die Stelle einen fachlich Verantwortli-
chen und mindestens einen Stellvertreter sowie im Be-
reich der Ermittlung von luftverunreinigenden Stoffen
zwei weitere fachkundige Mitarbeiter und im Bereich
Geräusche und Erschütterungen mindestens einen weite-
ren fachkundigen Mitarbeiter haben.

Für den Bereich „Ermittlung von Luftverunreinigungen“
müssen der fachlich Verantwortliche und sein Stellvertreter
in dieser Funktion hauptberuflich für die Stelle tätig sein.
Als weiteres fachkundiges Personal können nur in begrün-
deten Ausnahmefällen und nach Überprüfung im Bekannt-
gabeverfahren freie Mitarbeiter in Betracht kommen.

Für den Bereich „Geräusche und Erschütterungen“ kann
der fachlich Verantwortliche nicht als freier Mitarbeiter
für die Stelle tätig sein. Als Stellvertreter des fachlich
Verantwortlichen und als weiteres fachkundiges Personal
können in begründeten Ausnahmefällen unter Berück-
sichtigung der Anforderungen von Abschnitt 3.1 Abs. 1
und nach Überprüfung im Bekanntgabeverfahren freie
Mitarbeiter in Betracht kommen.

Die weiteren Anforderungen an das Personal richten sich
im Bereich Geräusche und Erschütterungen nach DIN V
45688 (September 1995).

Im Bereich der Ermittlung von luftverunreinigenden
Stoffen gilt entsprechend den Anforderungen der VDI
4220 (September 1999):

Fachlich Verantwortlicher und Stellvertreter müssen

a) ein abgeschlossenes naturwissenschaftliches oder
technisches Hochschulstudium (Universität, Gesamt-
hochschule, Fachhochschule) oder gleichwertige
Fachkenntnisse,

b) eine mindestens dreijährige hauptberufliche Tätigkeit,
die messtechnische Kenntnisse und praktische Erfah-
rungen auf dem Gebiet des Immissionsschutzes in den
beantragten Tätigkeitsfeldern vermittelt hat, und

c) Kenntnisse der einschlägigen Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften sowie der technischen Normen

nachweisen.

Das weitere fachkundige Personal muss über eine ein-
schlägige Fachausbildung für Tätigkeiten in den entspre-
chenden Aufgabenbereichen verfügen oder eine mindes-
tens dreijährige fachspezifische praktische Tätigkeit aus-
geübt haben.

Weitere bei der Stelle beschäftigte Personen, die o. g. Vor-
aussetzungen nicht erfüllen, gehören im Sinne dieser
Anforderungen zum Hilfspersonal. Als Hilfspersonal
beschäftigte Personen können auch freie Mitarbeiter
sein. Hilfspersonal darf nur unter angemessener Aufsicht
von fachkundigem Personal tätig werden.

Wenn einer Stelle keine Fachkräfte für alle in Betracht
kommenden Ermittlungen zur Verfügung stehen, ist die
Bekanntgabe gegenständlich zu beschränken. Sind nur
bestimmte Fachkräfte zur Durchführung schwieriger
Ermittlungen geeignet, ist die Bekanntgabe insoweit zu
begrenzen.

3.2

Zuverlässigkeit und Organisation

Weitere Voraussetzung für die Bekanntgabe der Stellen
ist, dass deren Leiter und Bedienstete aufgrund ihrer per-
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sönlichen Eigenschaften, ihres bisherigen Verhaltens und
ihrer Fähigkeiten zur ordnungsgemäßen Erfüllung der in
Betracht kommenden Ermittlungsaufgaben geeignet
sind. Die erforderliche Zuverlässigkeit ist in der Regel
nicht oder nicht mehr gegeben, wenn verantwortliche
Personen

– wiederholt oder grob gegen Rechtsvorschriften zum
Schutz der Umwelt verstoßen,

– Ermittlungsergebnisse vorsätzlich zum Vor- oder
Nachteil eines Anlagenbetreibers verändert oder nicht
vollständig wiedergegeben oder

– vorsätzlich oder fahrlässig Pflichten aus einer früheren
Bekanntgabe verletzt haben.

Die bekannt zu gebende Stelle muss sicherstellen, dass
Messungen und sonstige Ermittlungen von dem im An-
trag benannten Fachpersonal ausgeführt werden. Ent-
sprechende Zuständigkeiten sind in einem Qualitätssi-
cherungssystem zu regeln.

3.3

Unabhängigkeit

3.3.1

Grundsätzliches

Die Unabhängigkeit einer bekannt zu gebenden Stelle
hängt nicht nur davon ab, ob sie bei ihrer Mess- und
Prüftätigkeit einem bestimmten Einfluss Außenstehen-
der tatsächlich ausgesetzt ist. Vielmehr muss auch der
Anschein einer möglichen Beeinflussung des Mess- und
Prüfvorganges durch betroffene Personen oder Institutio-
nen vermieden werden. Neben der eigentlichen prüf- und
messtechnischen Überwachung sollte nämlich das
Instrument besonders bekannt gegebener Stellen auch
dem Zweck dienen, eine Befriedung im Verhältnis poten-
tieller Beschwerdeführer zum Emittenten herbeizufüh-
ren. Zweifel an der Unabhängigkeit einer bekannt gege-
benen Stelle in der Öffentlichkeit würden diesem Ziel
entgegenstehen.

3.3.2

Spezielle Anforderungen

Die bekannt zu gebende Stelle darf weder

a) Produktionsanlagen errichten oder betreiben noch

b) Geräte oder Einrichtungen zur Verminderung von
Emissionen oder Immissionen herstellen oder vertrei-
ben.

Sie darf ferner nicht personal- oder kapitalmäßig oder
sonst geschäftlich in einer Weise mit Anlagenbetreibern
oder Geräteherstellern im Sinne des Satzes 1 verflochten
sein, die eine Einflussnahme auf die Aufgabenwahrneh-
mung der Stelle nicht ausgeschlossen erscheinen lässt.
Die §§ 20, 21 Verwaltungsverfahrensgesetz gelten ent-
sprechend.

Daher dürfen in der bekannt gegebenen Stelle keine Per-
sonen tätig sein, die gleichzeitig in Unternehmen be-
schäftigt sind, die im Sinne des Absatzes 1 Anlagen
betreiben oder Geräte herstellen, oder die Weisungen die-
ser Unternehmen unterliegen. Insbesondere darf die Stel-
le nicht von Unternehmen abhängig sein, die an der
Durchführung von Immissionsschutzmaßnahmen wirt-
schaftlich interessiert sind (z.B. Hersteller von Emissi-
onsminderungseinrichtungen).

Stellen, die Messgeräte herstellen oder vertreiben, die für
kontinuierliche Messungen nach den Verordnungen und
Allgemeinen Verwaltungsvorschriften zur Durchführung
desBImSchG einsetzbar sind, werden nicht für den Be-
reich „Einbau- und Funktionsprüfung sowie Kalibrie-
rung kontinuierlich arbeitender Messgeräte“ bekannt
gegeben, da eine Einflussnahme auf die Aufgabenwahr-
nehmung der Stellen nicht ausgeschlossen erscheint.

Stellen, die mit Unternehmen verflochten sind, die derar-
tige Messgeräte herstellen oder vertreiben, können für
den Bereich „Einbau- und Funktionsprüfung sowie
Kalibrierung kontinuierlich arbeitender Messgeräte“ be-
kannt gegeben werden, wenn kein Anhaltspunkt für eine
mögliche Abhängigkeit zu ermitteln ist und auch kein
Anschein dafür besteht.

Der Anschein einer Abhängigkeit ist zum Beispiel dann
nicht gegeben, wenn durch Satzung bzw. Gesellschafts-
und Arbeitsvertrag oder sonst in verbindlicher Weise bei
den Unternehmen Einflussmöglichkeiten auf die Tätig-
keit des Antragstellers ausgeschlossen sind.

Eine unzulässige Verflechtung ist nicht anzunehmen,
wenn Anlagenbetreiber Mitglieder einer juristischen Per-
son als Trägerin der Ermittlungsstelle sind, sofern sie
innerhalb der Trägerorganisation keinen bestimmenden
Einfluss haben. Besteht die Dach- oder Trägerorganisa-
tion, der eine Stelle angehört oder mit der es über eine
Tochtergesellschaft verbunden ist, aus mehreren Unter-
nehmen, ist eine Bekanntgabe möglich, wenn

a) die Unternehmen gegenseitig im Wettbewerb stehen
und kein Unternehmen markt- oder verbandsbestim-
mend ist,

b) die im Verbands- oder Vereinsvorstand vertretenen
Unternehmen nicht insgesamt marktbeherrschend
sind,

c) eine Personalunion in der Leitung der Stelle und in
der Leitung des wirtschaftliche Interessen vertreten-
den Vereins- oder Verbandsvorstandes nicht besteht
und

d) die Leitung der Stelle Weisungen durch andere Füh-
rungsgremien des Vereins oder Verbandes nicht unter-
liegt.

3.4

Bekanntgabe von Außenstellen

Außenstellen einer sachverständigen Stelle müssen zur
Durchführung von Ermittlungen i.S. dieser Richtlinien
grundsätzlich über eine eigene Bekanntgabe im Bundes-
land des Sitzes der Außenstelle verfügen. Eine zusätzli-
che Bekanntgabe dieser Außenstelle ist nicht erforder-
lich, wenn nachgewiesen werden kann, dass das dort
ansässige Personal und die gerätetechnische Ausstattung
in das Qualitätssicherungssystem der Mutterstelle einge-
bunden sind und im dortigen Bekanntgabeverfahren ein-
bezogen wurden. Die Prüfung nach Satz 2 (vor Ort) ist
von der im Sitzland der Außenstelle zuständigen Behör-
de im Benehmen mit der zuständigen Behörde für den
Stammsitz durchzuführen.

3.5

Sonstige Ermessenserwägungen

Außer den unter Nrn. 3.1 bis 3.4 aufgeführten Vorausset-
zungen können weitere Gesichtspunkte für die Ermes-
sensausübung von Bedeutung sein. Ist beispielsweise
anzunehmen, dass bestimmte Ermittlungen nur selten in
Auftrag zu geben sind, so kann die Aussagekraft der
Ermittlungsergebnisse dadurch gemindert sein, dass die
Ermittlungen von einer Stelle ausgeführt werden, die nur
wenig Erfahrungen auf dem betroffenen Gebiet sammeln
konnte. In einem derartigen Fall kann es berechtigt sein,
das Bekanntgabebegehren abzulehnen.

4
Spezielle Voraussetzungen für die Bekanntgabe

4.1

Tätigkeitsfelder

Ausgehend von der Vielfalt der Ermittlungen und den
unterschiedlichen fach- und gerätetechnischen Anforde-
rungen werden im Rahmen immissionsschutzrechtlicher
Regelungen die in der Anlage aufgeführten Tätigkeitsfel-
der unterschieden. Die Tätigkeitsfelder beinhalten unter-
schiedliche Rechtsbereiche („Gruppen“) und verschie-
dene fachliche Aufgabenbereiche („Bereiche“).

Stellen, die in einem oder mehreren dieser Tätigkeitsfel-
der (Gruppen und zugehörige Bereiche) tätig sein wollen,
müssen als Voraussetzung für eine Bekanntgabe die im
Folgenden beschriebenen Anforderungen nachweisen.

Innerhalb der vorgenannten Gruppen und Bereiche ist
auch eine Beschränkung der Bekanntgabe auf die
Ermittlungen bei bestimmten Anlagearten möglich.

Für die einzelnen Bereiche der Ermittlungen sind außer-
dem folgende Anforderungen zu erfüllen:
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4.2

Ermittlung von Luftverunreinigungen

Die Bekanntgabe kann davon abhängig gemacht werden,
dass mindestens ein fachlich Verantwortlicher erfolg-
reich an einem Ringversuch für den beantragten, in der
vorstehenden Tabelle genannten Bereich teilgenommen
oder eine Messung in Anwesenheit eines von der Behörde
beauftragten Sachverständigen erfolgreich durchgeführt
hat. Bei den Ringversuchen sind unter festgelegten Rand-
bedingungen bei verschiedenen Abgasinhaltsstoff-/Prüf-
gaskonzentrationen wiederholt Proben zu ziehen und zu
analysieren.

4.2.1

Nachweise im Bereich der Ermittlung von luftverunreini-
genden Stoffen

Je nach beantragtem Umfang sind die im Folgenden auf-
geführten vollständigen Messverfahren (Probenahme und
Analyse) nachzuweisen. Dabei gelten die im VDI/DIN-
Handbuch „Reinhaltung der Luft“ beschriebenen Ver-
fahren, soweit keine anderen Regelungen Gültigkeit ha-
ben. Sofern im Ausnahmefall ein vergleichbares Verfah-
ren zur Anwendung kommen soll, ist dessen Validierung
im Rahmen der Kompetenzprüfung der Messstelle zu
prüfen, wobei die Verfahrenskenngrößen nicht schlechter
als die vergleichbarer VDI/DIN-Verfahren sein sollen.

Außerdem sind praktische Erfahrungen bei entsprechen-
den Ermittlungen im Bereich des Immissionsschutzes so-
wie Kenntnisse fachspezifischer immissionsschutzrecht-
licher Regelungen nachzuweisen.

Für jeden beantragten Bereich sollen drei Berichte über
von den jeweils fachlich Verantwortlichen durchgeführte
Ermittlungen vorgelegt werden, die nicht älter als drei
Jahre sind und keine erheblichen oder schwerwiegenden
Mängel aufweisen. Entsprechende Berichte sollten auch
für die Stellvertreter der fachlich Verantwortlichen vor-
gelegt werden.

Die Ermittlungen von Emissionen sollen dabei an unter-
schiedlichen Anlagearten vorgenommen worden sein.
Aus den Ermittlungsberichten soll ersichtlich sein, dass
verschiedene Messverfahren verwendet worden sind.
Nachweise über Innenraum- bzw. Arbeitsplatzmessun-
gen werden bei der Beurteilung der Erfahrungen nicht
berücksichtigt.

In den Bereichen „Ermittlung der Emissionen“ sind ne-
ben dem Nachweis von ordnungsgemäß durchgeführten
Emissionsermittlungen auch Kenntnisse der Verfahrens-
technik der zu überprüfenden Anlagen nachzuweisen.

Die Stelle muss entsprechend dem Stand der Messtechnik
ausgestattet sein (siehe VDI 4220, September 1999).

Für die Ermittlung von luftverunreinigenden Stoffen
müssen Stellen im Besitz der notwendigen Vorrichtun-
gen/Gerätschaften zur Probenahme und Analyse sein
(vollständiges Messverfahren). Eine Ausnahme kommt
nur in Betracht, wenn hochtoxische oder faserförmige
Stoffe zu ermitteln sind.

Soweit für Ermittlungen kalibrierfähige kontinuierlich
arbeitende Messeinrichtungen mit Eignungsprüfung
erhältlich sind, sollen diese zur Durchführung von Ein-
zelmessungen vorhanden sein.

Bei der Kompetenzfeststellung müssen im jeweils bean-
tragten Bereich alle im Folgenden aufgeführten Anforde-
rungen erfüllt werden.

Anorganische Gase

In diesem Bereich sind mindestens 5 verschiedene Stoffe
sowohl für den Bereich der Ermittlung von Emissionen
als auch für den Bereich der Ermittlung von Immissio-
nen, darunter mindestens

– Emissionsmessverfahren für SO2, NOx und HCl sowie

– Immissionsmessverfahren für SO2 und NO2

nachzuweisen. Hierbei sind sowohl Verfahren mit regist-
rierenden Messeinrichtungen als auch Standard-/Refe-
renzmessverfahren nachzuweisen.

Staub, Staubinhaltsstoffe und an Staub adsorbierte che-
mische Verbindungen

In diesem Bereich sind Messverfahren für die Ermittlung

– der Emissionen von Gesamtstaub mittels Filterkopfge-
rät und Planfilterkopfgerät,

– der Emissionen von mindestens 7 Staubinhaltsstoffen,
davon mindestens Cd, Pb, Hg, As und Ni, einschließ-
lich der filtergängigen Anteile,

– der Emissionen von an Staub adsorbierten Verbindun-
gen (z. B. polycyclische aromatische Kohlenwasser-
stoffe),

– der Immissionen von Schwebstaub einschließlich Grö-
ßenfraktionen (z.B. PM 10), Staubniederschlag (Stoff-
deposition),

– der Immissionen von mindestens 7 Staubinhaltsstof-
fen, davon mindestens Cd, Pb, As und Ni sowie

– der Immissionen von an Staub adsorbierten Verbin-
dungen (z.B. polycyclische aromatische Kohlenwasser-
stoffe)

nachzuweisen.

Besondere staubförmige Stoffe, insbesondere faserför-
mige Stäube

Es ist ein Messverfahren für die Ermittlung der Emissio-
nen bzw. für die Ermittlung der Immissionen von Asbest-
fasern/Mineralfasern nachzuweisen.

Organische Verbindungen

In diesem Bereich sind Messverfahren sowohl für den Be-
reich der Ermittlung von Emissionen als auch für den Be-
reich der Ermittlung von Immissionen von mindestens 5
Stoffen/ Stoffgemischen nachzuweisen, darunter mindes-
tens Benzol, Tetrachlorethen, polycyclische aromatische
Kohlenwasserstoffe sowie Gesamtkohlenstoff (nur Emis-
sion).

Hochtoxische organische Verbindungen

In diesem Bereich ist sowohl für den Bereich der Ermitt-
lung von Emissionen als auch für den Bereich der Immis-
sionen der Nachweis eines Verfahrens zur Bestimmung
der benötigten Einzelisomere von PCDD/PCDF zur
Berechnung des I-TEQ zu erbringen.

Gerüche

Bei der Ermittlung von Geruchsemissionen sind Messver-
fahren zur Ermittlung einer durchströmten Flächen-
quelle (z.B. Biofilter), einer nicht durchströmten Flä-
chenquelle (z.B. Kompostmiete) und einer industriellen
Punktquelle (z.B. Schornstein, thermische Nachverbren-
nung) nachzuweisen.

Bei der Ermittlung von Geruchsimmissionen ist das Ver-
fahren für Rasterbegehungen nachzuweisen.

Weiterhin sind die Anforderungen an Stellen für
Geruchserhebungen (LAI-Schriftenreihe; Bd. 18; Erich
Schmidt Verlag; ISBN 3-503-04806-5) zu erfüllen.

Ordnungsgemäßer Einbau, Funktionsprüfung und Kalib-
rierung kontinuierlich arbeitender Emissionsmessein-
richtungen

Da die Anforderungen bzw. zu erbringenden Nachweise
für diesen Aufgabenbereich auf die in der Tabelle in 4.1
genannten Bereiche A, D und I aufbauen, ist eine Tätig-
keit in diesem Bereich nur im Zusammenhang mit dem
Nachweis möglich, dass die entsprechenden Messverfah-
ren gemäß den vorgenannten Festlegungen zu „Anorga-
nische Gase“, „Staub, Staubinhaltsstoffe und an Staub
adsorbierte chemische Verbindungen“ bzw. „Organische
Verbindungen“ durchgeführt werden können.

Darüber hinaus sind die Verfahren zur Kalibrierung von
kontinuierlich arbeitenden Emissionsmesseinrichtungen
nachzuweisen.

Neben der Prüfung der Funktionstüchtigkeit, Dichtig-
keit, Querempfindlichkeit, Einstellzeit, Null- und Refe-
renzpunktdrift, Gerätekennlinie und Messwertregistrie-
rung, -verarbeitung und -übertragung sind – je nach
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beantragtem Umfang – Konventions-/Referenzverfahren
für folgende Stoffe nachzuweisen: Schwefeldioxid, Stick-
stoffoxide, Kohlenmonoxid, anorganische gasförmige
Chlor- und Fluorverbindungen, Gesamtstaub, Ruß,
Quecksilber und seine Verbindungen, Ammoniak, Tetra-
chlorethen und Gesamtkohlenstoff.

4.2.2

Gerätetechnische Ausstattung zur Ermittlung von luft-
verunreinigenden Stoffen

Die Stelle muss entsprechend dem Stand der Messtechnik
für jedes Messverfahren gemäß VDI 4220 (September
1999) – dort Prüfverfahren genannt – ausgestattet sein.

Eine Ausnahme vom vollständigen Messverfahren (Pro-
benahme und Analytik) kommt nur in Betracht, wenn
hochtoxische (z.B. Dioxine und Furane) oder faserför-
mige Stoffe (Asbestfasern) zu untersuchen sind, die eine
spezielle und aufwändige Analysentechnik erfordern.

Die nachzuweisende Ausrüstung zur Probenahme muss
gewährleisten, dass das zu untersuchende Messgut nicht
mehr als für die Messung notwendig verändert in die
Abscheideapparatur gelangt und so konditioniert wird,
dass ein Messgerät sicher betrieben werden kann; dabei ist
insbesondere zu fordern, dass das Messobjekt in der Pro-
benahmeleitung unverändert bleibt. Für jeden zu untersu-
chenden Schadstoff sowie die erforderliche Bezugsgröße
muss mindestens ein vollständiges Messverfahren (Probe-
nahme und Analyseverfahren) zur Verfügung stehen. Die
zum Betrieb notwendigen Bauteile und Apparaturen müs-
sen vollständig vorhanden sein. Das vorgesehene Messver-
fahren muss dem Stand der Messtechnik (vgl. dazu VDI-
Handbuch „Reinhaltung der Luft“) entsprechen. Dies gilt
insbesondere im Hinblick auf die Nachweisgrenze und die
Reproduzierbarkeit des Verfahrens. Soweit für Schad-
stoffe von der Einzelmessung unabhängig kalibrierfähige
automatisch anzeigende Geräte mit gültiger Eignungsprü-
fung erhältlich sind, sollen diese vorhanden sein. Die zur
Kalibrierung der Messverfahren notwendigen Einrichtun-
gen müssen vorhanden sein.

4.3

Ermittlung von Geräusch- und Erschütterungsemissio-
nen und -immissionen

Die Kompetenz ist u.a. durch Vorlage von fünf Prüfbe-
richten aus dem Fachgebiet Geräusche in der Nachbar-
schaft (Nr. 4.3.1 der DIN V 45688-3, September 1995) und
drei Prüfberichten aus dem Fachgebiet Erschütterungen
(Nr. 4.2 der DIN V 45688-5, September 1995) nachzuwei-
sen. Die Prüfberichte sollen nicht älter als drei Jahre sein
und keine erheblichen Mängel aufweisen.

Die vorgelegten Prüfberichte müssen die Einschätzung
zulassen, dass die Stelle das ganze Spektrum der Aufga-
ben beherrscht, die bei angeordneten Messungen zu lösen
sind. Daher wird in folgenden Abschnitten präzisiert, zu
welchen Aufgabenstellungen Prüfberichte vorzulegen
sind.

4.3.1

Bereich Geräusche

Aufgabenstellungen für die Prüfberichte:

1. Messtechnische Ermittlung der Geräuschimmissionen
an einem vorschriftenkonformen Messpunkt und
Ermittlung der Beurteilungspegel und des maximalen
Schalldruckpegels für

– eine Anlage der 4. BImSchV nach TA Lärm unter
Berücksichtigung der Rechtsprechung oder nach ei-
nem in einem Bundesland gültigen Erlass zur Beur-
teilung derartiger Anlagen

– eine Freizeitanlage nach Anhang B der Musterver-
waltungsvorschrift zur Ermittlung, Beurteilung und
Verminderung von Geräuschimmissionen des Län-
derausschusses für Immissionsschutz oder einem in
dem jeweiligen Bundesland gültigen Erlass zur
Beurteilung derartiger Anlagen

– eine Sportanlage nach 18. BImSchV

– eine Schießanlage nach TA Lärm

– eine nicht genehmigungsbedürftige Anlage nach TA
Lärm

2. Messung der Geräusche an einem Ersatzmesspunkt
und Berechnung der Geräuschimmissionen für den
maßgeblichen Immissionspunkt

3. Messung und Beurteilung der Immissionen tieffre-
quenter Geräusche ( f < 90 Hz ) anhand der DIN 45680
(März 1997) und des Beiblatts 1 zu dieser Norm

4. Ermittlung der immissionswirksamen Geräuschemis-
sion und des zugeordneten Immissionsanteils

– einer Anlage mit mehreren Teilanlagen

– einer Einzelanlage oder einer Teilanlage

– einer dominierenden Schallquelle einer Anlage oder
einer Teilanlage

5. Berechnung der Geräuschimmissionen für maßgebli-
che Immissionsorte mit Hilfe der festgestellten immis-
sionswirksamen Geräuschemissionen unter Berück-
sichtigung der vorhandenen oder zu erwartenden
Schallausbreitungsbedingungen

6. Berechnung des Beurteilungspegels von Straßen- oder
Schienenverkehrsanlagen nach der Verkehrslärm-
schutz-Verordnung (16. BImSchV)

Von den Prüfberichten ist mindestens je ein Prüfbericht
zu Nr. 1, 2 und 4 und ein Prüfbericht zu den Nrn. 3, 5 oder
6 vorzulegen.

Ein Prüfbericht kann aus den Nrn. 1 bis 6 gewählt wer-
den.

4.3.2

Bereich Erschütterungen

Aufgabenstellung für die Prüfberichte:

1. Ermittlung kurzzeitiger Ereignisse und Beurteilung
bezüglich der Einwirkung auf Menschen in Gebäuden
und auf bauliche Anlagen nach DIN 4150-2 (Juni
1999) und DIN 4150-3 (Februar 1999)

2. Ermittlung von Dauererschütterungen und Beurtei-
lung bezüglich der Einwirkung auf Menschen in
Gebäuden und auf bauliche Anlagen nach DIN 4150-2
(Juni 1999) und DIN 4150-3 (Februar 1999) sowie

3. Ermittlung von Erschütterungsimmissionen durch
Prognose bezüglich der Einwirkung von Erschütte-
rungen auf Menschen in Gebäuden (DIN 4150-2, Juni
1999) und auf bauliche Anlagen (DIN 4150-3, Februar
1999),

alle drei Aufgabengebiete jeweils unter Berücksichtigung
der „Hinweise des Länderausschusses für Immissions-
schutz zur Messung, Beurteilung und Verminderung von
Erschütterungsemissionen“ oder eines in einem Bundes-
land gültigen entsprechenden Erlasses.

Es ist mindestens je ein Prüfbericht zu den Nrn. 1, 2 und
3 vorzulegen.

4.3.3

Gerätetechnische Ausstattung zur Ermittlung von
Geräuschen und Erschütterungen

Die Ausstattung der Stellen für Geräuschermittlungen
soll mindestens die folgenden Geräte umfassen:

a) zwei geeichte Schallpegelmesser (Klasse 1 nach DIN
EN 60651, Mai 1994 oder DIN EN 60804, Januar 2002
sowie DIN 45657, Juli 1997) mit dem üblichen Zube-
hör (Windschirm, Stativ, Kalibriereinrichtung), mit
denen die in der TA Lärm festgelegten Messgrößen zu
ermitteln und die Beurteilungsgrößen abzuleiten sind

b) eine Messeinrichtung, die mindestens eine Frequenz-
analyse der Geräusche in Terzschritten (mindestens ab
10 Hz) erlaubt, und zwar bei zeitlich konstanten, aber
auch zeitlich schwankenden Geräuschen

c) Speichergeräte und Registriereinrichtungen, die den
Schallpegelverlauf über die Zeit aufzuzeichnen
gestatten

d) Geräte zur Bestimmung von Windgeschwindigkeit
und Windrichtung, Temperatur, Feuchte

e) eine Sprechfunkeinrichtung mit mindestens zwei
Geräten

1615



Ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen – Nr. 54 vom 17. Dezember 2003

Die Geräteausstattung der Stellen für Erschütterungen
muss die Ermittlung aller Mess- und Beurteilungsgrößen
nach DIN 4150-2 (Juni 1999) und DIN 4150-3 (Februar
1999) ermöglichen. Zur Ermittlung der Frequenzzusam-
mensetzung muss das bandbegrenzte v(t)-Signal über ei-
ne ausreichende Zeitdauer gespeichert und dargestellt
werden können.

Hierfür sind mindestens folgende Geräte sowie deren
Eigenschaften erforderlich:

a) Schwingungsmesser nach DIN 45669 „Messungen von
Schwingungsimmissionen“, Teil 1 (Juni 1995) mit min-
destens acht Absolutschwingungsaufnehmern für den
Frequenzbereich 1 bis 80 Hz (umschaltbar auf 315 Hz)
und zwar je vier für vertikale und horizontale Rich-
tung, sowie Ankopplungseinrichtungen nach DIN
45669-2 (Juni 1995) für feste und weiche Unterlagen.
Die Zusammenfassung von zwei horizontalen und ei-
nem vertikalen Schwingungsaufnehmer zu einem Auf-
nehmertripel ist möglich

b) registrierende Aufzeichnungseinrichtungen für min-
destens acht Kanäle, davon mindestens vier Kanäle
simultan auf einem Gerät

c) eine Möglichkeit zur Bestimmung der maßgeblichen
Frequenzanteile muss gegeben sein

d) eine Sprechfunkeinrichtung mit mindestens zwei
Geräten.

Die Schwingungsaufnehmer sind in geeigneten Zeitab-
ständen – mindestens alle zwei Jahre – mittels einer
mechanischen Kalibrierungseinrichtung im Arbeitsfre-
quenzbereich des Schwingungsmessers zu prüfen. Die
Überprüfung des Frequenzgangs ist im Arbeitsfrequenz-
bereich bei einer oder mehreren Frequenzen unter Einbe-
zug eines auf Normalien der PTB rückführbaren Ver-
gleichsnormals durchzuführen. Die Rückführbarkeit ist
durch Protokollierung nachzuweisen. Die Prüfmethode
ist zu beschreiben und die Ergebnisse der Überprüfung
sind zu protokollieren.

Diese Prüfung kann von jedem durchgeführt werden, der
über ein entsprechendes Vergleichsnormal für den zu
kalibrierenden Schwingungsaufnehmer verfügt, also auch
vom Gerätebetreiber selbst, vom Gerätehersteller oder
durch Kalibrierlaboratorien z.B. den Deutschen Kalib-
rierdienst (DKD) oder andere von der European Coopera-
tion for Accreditation of Laboratories (EAL) anerkannte
Laboratorien (vgl. hierzu DIN 45669, Juni 1995).

II.

Verfahren
1
Antrag

Als begünstigender Verwaltungsakt setzt die Bekannt-
gabe einen Antrag der Stelle voraus. Dem Antragsformu-
lar sind alle erforderlichen Unterlagen insbesondere zum
Nachweis

– der Identität des Antragstellers

– der Kompetenz

– der Unabhängigkeit

– der Zuverlässigkeit 

– der sachlichen und personellen Ausstattung sowie

– das Qualitätsmanagement-Handbuch (QMH)

beizufügen.

Es ist vom Antragsteller das Einverständnis zu erklären,
dass die nach Landesrecht zuständige Behörde

– die Angaben in den Antragsunterlagen überprüfen

– Einsicht in erstellte Messberichte und Gutachten neh-
men

– die gerätetechnische Ausstattung überprüfen

– bei Antragstellern mit Sitz in dem jeweiligen Bundes-
land eine Sachverständigenprüfung vor Ort durchfüh-
ren kann sowie

– die im Antrag enthaltenen Daten weiterverarbeitet
und im Rahmen der Veröffentlichung der Bekanntgabe
an Dritte übermittelt werden dürfen.

2
Prüfung des Antrags

Die Prüfung, ob die Voraussetzungen für eine Bekannt-
gabe der Stelle vorliegen, soll in der Regel von der jeweils
zuständigen Behörde des Bundeslandes vorgenommen
werden, in dem der Antragsteller seinen Hauptsitz hat;
Anträge von Stellen, die ihren Sitz in einem anderen Mit-
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaft haben, sollen
in dem Bundesland geprüft werden, das dem Sitzland des
Antragstellers am nächsten liegt. Den übrigen Bundes-
ländern soll Gelegenheit gegeben werden, eventuelle
Bedenken anzubringen. Vor der Bekanntgabe und in der
Regel auch bei Erweiterungsanträgen soll die jeweils
zuständige Behörde die eingereichten Nachweise über-
prüfen oder durch eine sachverständige staatliche Ein-
richtung überprüfen lassen und ggf. verlangen, dass
zusätzliche Qualifikationsnachweise (z.B. Vorführung ei-
ner Messung in der Praxis, Vorlage eines Messplans für
eine bestimmte Aufgabe) vorgelegt werden; Abschnitt I,
Nr. 3, Abs. 3 ist zu beachten. Die gerätetechnische Aus-
stattung der Stelle ist in der Regel vor Ort zu überprüfen.

3
Inhalt der Bekanntgabe

Die Bekanntgabe ist in der Regel gegenständlich und so-
weit erforderlich auch räumlich und personell zu
beschränken.

4
Nebenbestimmungen

Die Bekanntgaben sollen in der Regel auf fünf Jahre
befristet werden. Eine Verkürzung ist im Einzelfall mög-
lich, jedoch nicht eine Verlängerung. Eine einheitliche
Befristung für alle Tätigkeitsfelder ist anzustreben. Die
Bekanntgaben sollen, soweit das nicht nach der Art der
wahrzunehmenden Aufgaben entfällt, mit Auflagen ver-
bunden werden, durch die die bekannt zu gebende Stelle
verpflichtet werden soll,

– wesentliche Änderungen der sachlichen oder personel-
len Ausstattung unverzüglich mitzuteilen,

– die gerätetechnische Ausstattung jeweils dem Stand
der Messtechnik anzupassen,

– zu dulden, dass Beauftragte der zuständigen Behörde
des Bundeslandes an Ermittlungen teilnehmen oder
deren Ergebnis überprüfen,

– regelmäßig interne Qualitätskontrollen mit Nullpro-
ben und Proben definierten, den Laboranten und
Messtechnikern aber unbekannten Gehalts an Luftver-
unreinigungen vorzunehmen,

– in bestimmten zeitlichen Abständen auf eigene Kosten
an Ringversuchen2) oder entsprechenden Maßnahmen
zur Qualitätssicherung teilzunehmen,

– auf Verlangen der für den Sitz der Stelle zuständigen
Behörde des Bundeslandes die Unterlagen über die
durchgeführten Ermittlungen vorzulegen,

– nicht tätig zu werden bei Anlagen, bei deren Errich-
tung und/oder Betrieb sie (z.B. als Immissionsschutz-
beauftragter) mitwirkt oder mitgewirkt hat,

– keine Ermittlungsaufträge von Anlagenbetreibern
anzunehmen, für die sie in derselben Sache beratend
tätig gewesen sind,

– die Berichte über die durchgeführten Ermittlungen
entsprechend nachstehenden Mustermessberichten zu
erstellen:

1) Musterbericht über Emissionsmessungen (siehe VDI
4220, Anhang B, September 1999)

2) Musterbericht über Messungen an Chemisch-Reini-
gungsanlagen (siehe LAI-Schriftenreihe; Bd. 18;
ErichSchmidt Verlag; ISBN 3-503-04806-5)

3) Musterbericht über die Durchführung von Funktions-
prüfungen / Kalibrierungen kontinuierlicher Emissi-
onsmesseinrichtungen (siehe VDI 3950 Blatt 2, April
2002 bzw. die geltende Fassung).

1616

2) Hinweis: Die Bewertung der Ringversuche erfolgt nach den „Empfeh-
lungen zur Bewertung von Ringversuchen“; LAI-Schriftenreihe; Bd. 18;
ErichSchmidt Verlag; ISBN 3-503-04806-5.
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Um den Anschein einer möglichen Beeinflussung zu ver-
meiden, sollte ein strenger Maßstab bei der Frage ange-
legt werden, ob die bekannt gegebene Stelle eine Bera-
tung in derselben Sache durchgeführt hat. Eine solche ist
immer dann nicht auszuschließen, wenn die Stelle im
Rahmen der Projektierung bzw. des Genehmigungsver-
fahrens für den Betreiber Arbeiten durchgeführt hat,
durch die sie bei einer nachfolgenden Prüftätigkeit in ei-
nen Interessenkonflikt geraten könnte. Nicht als Bera-
tung in derselben Sache anzusehen sind Durchführungen
von Ausbreitungsrechnungen und Schornsteinhöhenbe-
rechnungen sowie Vorbelastungsermittlungen nach TA
Luft.

Im Einzelfall können weitere Nebenbestimmungen (z.B.
über den Abschluss einer Haftpflichtversicherung für
etwaige Schadensersatzansprüche) getroffen werden.

5
Form der Bekanntgabe und Veröffentlichung

Über den Antrag wird durch einen Bescheid entschieden,
der dem Antragsteller bekannt gegeben wird. Ergeht ein
positiver Bescheid, erfolgt zusätzlich eine Veröffentli-
chung in geeigneter, ggf. landesrechtlich vorgegebener
Weise, wie z.B. im Internet, im Amtsblatt der zuständigen
Behörde des Bundeslandes oder der obersten Landesbe-
hörde oder im Auskunftssystem ReSyMeSa (www.bran-
denburg.de/land/mlur/i/resymesa/sachv.htm). In der Ver-
öffentlichung ist auf sachliche und örtliche Beschränkun-
gen sowie auf die Befristung hinzuweisen. Eine Erwäh-
nung des Widerrufsvorbehaltes ist nicht erforderlich; ein
Widerruf ist jedoch in gleicher Weise wie die Bekannt-
gabe zu veröffentlichen.

6
Bekanntgabe in weiteren Bundesländern

Die Bundesländer unterrichten sich gegenseitig über die
Bekanntgabe, die Ablehnung eines Bekanntgabeantrages
und den Widerruf einer Bekanntgabe.

Hat ein Bundesland über eine Bekanntgabe nach Teil I
dieser Richtlinien entschieden, so brauchen vor der
Bekanntgabe in einem anderen Bundesland die Voraus-
setzungen für die Bekanntgabe, soweit sie nicht durch die
Verhältnisse in diesem Bundesland bedingt sind, nicht
neu geprüft zu werden. Die später entscheidenden Bun-
desländer sollen sich nach der Entscheidung des erstent-
scheidenden Bundeslandes richten, insbesondere hin-
sichtlich der Befristung. Die zuständige Behörde des
Bundeslandes, in dem eine bekannt gegebene Stelle ihren
Sitz hat, soll eine Überprüfung der Bekanntgabevoraus-
setzungen auch dann vornehmen, wenn sich ein Anlass
hierzu in einem anderen Bundesland ergeben hat.

7
Bekanntgabe nach Akkreditierung 

Wenn die Kompetenz durch eine gültige, auf die jeweili-
gen Untersuchungsaufgaben bezogene Akkreditierung
nach dem Modul „Fachkundenachweis für Ermittlungen
im Bereich des Immissionsschutzes („Modul Immissions-

schutz“)“ nachgewiesen wird, soll sich die Befristung der
Bekanntgabe nach der Befristung der Akkreditierung
richten.

8
Bekanntgabe von Stellen, die ihren Sitz in einem anderen
Mitgliedstaat der Europäischen Gemeinschaft haben

Diese Richtlinien gelten auch für die Bekanntgabe von
Stellen, die ihren Sitz in einem anderen Mitgliedstaat der
Europäischen Gemeinschaft haben oder über eine öffent-
liche Anerkennung als Stelle für Immissionen und Emis-
sionen in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen
Gemeinschaft verfügen. Die Richtlinien sind allerdings
unter Beachtung des Gemeinschaftsrechts anzuwenden.
Daraus ergeben sich folgende Konsequenzen:

a) Das Gleichbehandlungsgebot (Abschnitt I, Nr. 2) gilt
auch für Bewerber aus anderen EG-Mitgliedstaaten.
Die Bekanntgabe darf von keinen Voraussetzungen
abhängig gemacht werden, die zu einer Diskriminie-
rung führen würden.

b) Unter sachverständigen staatlichen Einrichtungen i.S.
von Abschnitt III Nr. 2 sind auch staatliche Einrich-
tungen in anderen EG-Mitgliedstaaten zu verstehen.

c) Die Anerkennung einer ausländischen Stelle soll dann
nicht verweigert werden, wenn diese Stelle in einem
Umfang Messungen vornimmt, der sicherstellt, dass
die Stelle über ausreichende Erfahrungen für die Vor-
nahme von Messungen dieser Art verfügt. Dabei sind
auch im Ausland durchgeführte Messungen zu berück-
sichtigen.

9
Widerruf

Die Bekanntgabe ist mit einem Widerrufsvorbehalt zu
versehen, insbesondere für die Fälle dass

– sich die tatsächlichen oder rechtlichen Verhältnisse
gegenüber den für die Bekanntgabe maßgebenden Vor-
aussetzungen geändert haben,

– vorsätzlich oder fahrlässig Pflichten aus der Bekannt-
gabe verletzt worden sind,

– wiederholt fehlerhafte Ermittlungsberichte vorgelegt
werden,

– bekannt gegebene Stellen der Aufforderung zur Ring-
versuchteilnahme wiederholt nicht nachkommen und
wenn die bekannt gegebene Stelle eine zweimalige
Fehlbescheinigung vorlegt 

oder

– wiederholt gravierende Mängel, die die o.g. Vorausset-
zungen für die Bekanntgabe betreffen, bei Vor-Ort-
Prüfungen der Tätigkeit von bekannt gegebenen Stel-
len festgestellt werden.

Auf die gesetzliche Widerrufsmöglichkeit bei Wegfall von
Bekanntgabevoraussetzungen und Gefährdung des
öffentlichen Interesses soll hingewiesen werden.
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Anlage 1 zur Bek. vom 21.10.2003 

 

Immissionsschutzrechtlich geregelte Tätigkeitsfelder1 

- Rechtsbereiche ("Gruppen") und fachliche Aufgabenbereiche ("Bereiche") - 

 

 

Gruppe I 

 

Ermittlung der Emissionen 

und/oder  Immissionen 

Gruppe II 

 

Überprüfung des ordnungsge-

mäßen Einbaus und der Funk-

tion sowie Kalibrierung konti-

nuierlich arbeitender Emissi-

onsmesseinrichtungen 

 

 

Voraussetzung ist Gruppe I 

(siehe 4.2.1 letzter Abschnitt 

"Ordnungsgemäßer Einbau ...") 

Gruppe III 

 

Überprüfung des ordnungsge-

mäßen Einbaus und der Funk-

tion sowie Kalibrierung konti-

nuierlich arbeitender Emissi-

onsmesseinrichtungen 

 

 

 

 

Voraussetzung ist Gruppe II 

Gruppe IV 

 

Überprüfung des ordnungsge-

mäßen Einbaus und der Funk-

tion sowie Kalibrierung konti-

nuierlich arbeitender Emissi-

onsmesseinrichtungen 

 

Überprüfung von 

Verbrennungsbedingungen 

 

Voraussetzung ist Gruppe III 

Nr. 5.3.3 TA Luft für Anlagen 

der 4. BImSchV: Verordnung 

über genehmigungsbedürftige 

Anlagen, Anhang Spalte 2  

Nr. 5.3.3 TA Luft für Anlagen 

der 4. BImSchV: Verordnung 

über genehmigungsbedürftige 

Anlagen, Anhang Spalte 1 

§ 13 Abs.1 der 17. BImSchV 

§ 17a Abs. 2 der 1. BImSchV § 10 der 17. BImSchV 

§ 12 Abs. 7 der 2. BImSchV § 7 Abs. 3 der 27. BImSchV 

§ 8 Abs. 4 der 30. BImSchV 

§§ 26,28 BImSchG und entspre-

chende Messaufgaben nach 

Verordnungen und Allgemeinen 

Verwaltungsvorschriften zur 

Durchführung des BImSchG 

(ausgenommen Überprüfung 

von Verbrennungsbedingungen 

gemäß § 13 Abs. 1 der 17. 

BImSchV) 

§ 5 Abs. 4 der 31. BImSchV 

§§ 26,28 der 13. BImSchV 

§ 10 in Verbindung mit § 11 

Abs. 1 Nr. 3 der 17. BImSchV 

 

 

Kennung Bereich Kennung Bereich 

 anorganische Gase  organisch-chemische Verbindungen 

A - Ermittlung der Emissionen I - Ermittlung der Emissionen 

B - Ermittlung der Immissionen K - Ermittlung der Immissionen 

C - Überprüfung des ordnungsgemäßen Einbaus und 

der Funktion sowie Kalibrierung kontinuierlich 

arbeitender Emissionsmesseinrichtungen 

L - Überprüfung des ordnungsgemäßen Einbaus und 

der Funktion sowie Kalibrierung kontinuierlich 

arbeitender Emissionsmesseinrichtungen 

    

  

 

Staub, Staubinhaltsstoffe und an Staub 

adsorbierte chemische Verbindungen  

D - Ermittlung der Emissionen  

hochtoxische organisch-chemische 

Verbindungen in extrem geringen 

Konzentrationen (Dioxine u. Furane) 

E - Ermittlung der Immissionen  Ermittlung der Emissionen 

M1 - Probenahme 

M2 - Analyse 

F - Überprüfung des ordnungsgemäßen Einbaus und 

der Funktion sowie Kalibrierung kontinuierlich 

arbeitender Emissionsmesseinrichtungen M3 - Analyse durch Fremdinstitut 

    

  Ermittlung der Immissionen 

 

besondere staubförmige Stoffe, insbesondere 

faserförmige Stäube N1 - Probenahme 

 Ermittlung der Emissionen N2 - Analyse 

G1 - Probenahme N3 - Analyse durch Fremdinstitut 

G2 - Analyse   

G3 - Analyse durch Fremdinstitut  Gerüche 

  O - Ermittlung der Emissionen 

 Ermittlung der Immissionen P - Ermittlung der Immissionen 

H1 - Probenahme   

H2 - Analyse  Geräusche 

H3 - Analyse durch Fremdinstitut Q - Ermittlung der Emissionen 

  R - Ermittlung der Immissionen 

    

   Erschütterungen 

  S - Ermittlung der Emissionen 

  T - Ermittlung der Immissionen 

 

                                                 

1 Bei In-Kraft-Treten neuer einschlägiger Rechtsvorschriften kann eine Erweiterung der Tätigkeitsfelder erforderlich sein. 

Die Zuordnung zu den Gruppen I bis IV erfolgt durch den LAI Unterausschuss Luft/Überwachung. 

– MBl. NRW. 2003 S. 1611
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